
• Bundesnetzagentur 

Beschlusskammer 8 

Aktenzeichen EOG Festlegung: BKB-21-01781-1002#1 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach§ 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 4 Abs. 1 und 2, § 32 

Abs. 1 Nr. 1 und 5 ARegV 

·wegen Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die vierte 
Regulierungsperiode Strom (2024 bis 2028) 

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom-

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch deri Vorsitzenden Karsten Bourwieg, 

den Beisitzer Wolfgang Wetzl 

und den Beisitzer Bernd Petermann, 

gegenüber der WSW Netze GmbH, Schützenstraße 34, 42281 Wuppertal, vertreten 

durch die Geschäftsführung, 

- Netzbetreiber -
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am 25.07.2024 beschlossen: 

1. Die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers werden für den 

Zeitraum vom 01.01.2024 bis.zum 31.12.2028 gemäß Anlage 1 dieses Be-

schlusses festgelegt. 

2. Die Beschlusskammer wird den vorliegenden Beschluss, ungeachtet einer 

zwischenzeitlich eintretenden Bestandskraft, hinsichtlich der zugrunde ge-

legten Eigenkapitalzinssätze für Alt- und Neuanlagen anpassen, wenn 

a. der Netzbetreiber Beschwerde gegen den Beschluss der Beschluss-

kammer 4 der Bundesnetzagentur zur Festlegung der Eigenkapital-

zinssätze für Alt- und Neuanlagen vom 12.10.2021 (BK4-21-055) ein-

gelegt und nicht zurückgenommen hat und 

b. der Beschluss BK4-21-055 gegenüber dem Netzbetreiber entweder 

durch eine rechtskräftige Entscheidung oder von der Beschlusskam-

mer 4 der Bundesnetzagentur aufgehoben und in der Weise abgeän-

dert wird, dass andere Zinssätze festgelegt ~erden, als dies im ur-

sprünglichen Beschluss BK4-21-055 vorgesehen war. 

3. Die Beschlusskammer wird den vorli~genden Beschluss, ungeachtet einer 

zwischenzeitlich eintretenden Bestandskraft, hinsichtlich des generellen 

sektoralen Produktivitätsfaktors anpassen, wenn 

a. der Netzbetreiber Beschwerde gegen den Beschluss der 

Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur zur Festlegung des 

generellen sektoralen Produktivitätsfaktors für Elektrizitätsversor-

gungsnetze für die vierte Regulierungsperiode einlegt und nicht 

zurücknimmt und 

b. ·der Beschluss gegenüber c,jem Netzbetreiber entweder durch eine 

rechtskräftige Entscheidung oder von der Beschlusskammer 4 der 

Bundesnetzagentur aufgehoben und in der Weise abgeändert wird, 

dass ein anderer genereller sektoraler Produktivitätsfaktor festgelegt 
wird, als dies im ursprünglichen Beschluss vorgesehen war. 
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4. Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach§ 91 EnWG. 
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Gründe 

1. 

Die Beschlusskammer hat mit Schreiben vom 29.09.2021 gemäß§ 2 ARegV von 

Amts wegen ein Verfahren zur Bestimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 1 

und 2 ARegV eingeleitet. 

1. Adressat der Festlegung 

Die WSW Netze betreibt als rechtlich entflochtener Netzbetreiber das Strom- und 

Gasnetz im Konzessionsgebiet Wuppertal. Das betriebene Netz wird in beiden 

Sparten von der WSW Energie & Wasser AG gepachtet. Die Gesellschaft ist voll-

ständig im kommunalen Eigentum. Zur Stromversorgung wird Strom an den Stan<il-

orten Hattingen und Linde aus den Netzen der vorgelagerten Netzbetreiber entnom-

men und über ein eigenes Hochspannungsnetz mit 11 0 kV in das Stadtgebiet Wup-

pertal sowie in das Stadtgebiet Velbert transportiert. Für die Netze werden der Be-

trieb, die Wartung und die Instandhaltung in großen Teilen selbst erbracht. .Regulie-

rungsmanagement, Vertragsmanagement und Assetmanagement sind weitere 

zentrale Aufgaben, welche die WSW Netz mit eigenem Personal abwickelt. Quer-

schnittsfunktionen wie Abrechnung, Buchhaltung oder Personaldienstleistungen 

werden im Konzern WSW zugekauft. 

Im Netzgebiet gibt es gem. ihrer Veröffentlichung gern. § 23c EnWG ca. 237.500 

Entm~hmestellen und ca. 366.000 Einwöhner. 

2. Ermittlung des Ausgangsniveaus gemä'ß § 6 Abs. 1 
ARegV 

Zum Zwecke der Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netz-

betreibers hat die Beschlusskammer gemäß§ 6 Abs. 1_ARegV eine Kostenprüfung 

zur Ermittlung des Ausgangsniveaus durchgeführt. Die erforderlichen Kostendaten 

des Netzbetreibers wurden von der Bundesnetzagentur erhoben. 
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Die von der Beschlusskammer geprüften Gesamtkosten wurden dem Netzbetreiber 

mit Schreiben vom 18.01.2023 mitgeteilt. Der Netzbetreiber hat hierzu mit Schrei-

ben vom 13.02.2023 gemäß§ 67 Abs. 1 EnWG Stellung genommen. 

Zudem hatte der Netzbetreiber die Möglichkeit, die dauerhaft nicht beeinflussbaren 
' 

Kostenanteile gemäß § 11 Abs. 2 ARegV an den Gesamtkosten gemäß § 6 Abs. 1 

ARegV anzugeben. 

Unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Netzbetreibers sowie seiner Aus-

" führungen in der mündlichen Anhörung vom 21.03.2023 wurden dem Netzbetreiber 

die geprüften Gesamtkosten über das Energiedatenportal am 03.04.2023 erneut 

mitgeteilt. 

3. Ermittlung von Vergleichsparametern gemäß § 13 
Abs. 3ARegV 

Um einen Effizienzvergleich gemäß§ 12 Abs. 1 ARegV durchführen zu können, hat 

die Bundesnetzagentur Vergleichsparameter gemäß § 13 Abs. 3 ARegV ermittelt. 

Hierfür war eine Strukturdatenabfrage bei allen Netzbetreibern vorzunehmen, die 

keine Genehmigung zur Teilnahme am vereinfachten Verfahren gemäß§ 24 Abs. 4 

S. 3 ARegV erhalten hatten. Die erforderlichen Strukturdaten der Netzbetreiber wur-

den von der Bundesnetzagentur auf Grundlage der Festlegung vom 11.02.2022 

(BK8-21/009-A) erhoben. Die Übermittlung der Strukturdaten .hatte bis zum 

.30.04.2022 zu erfolgen. 

Vor der förmlichen Verfahrenseröffnung zur Datenerhebung wurde insbesondere 

mit energiewirtschaftlichen Verbänden der Inhalt der Datenabfrage für die vierte Re.:. 

gulierungsperiode erartert und die technische Qualität des Erhebungsbogens ge-

prüft. Hier hat · die Bundesnetzagentur den Datenerhebungsprozess und-geplante 

Änderungen gegenüber der dritten Regulierungsperiode vorgestellt. Im Anschluss 

wurde ein Pretest-Erhebungsbogen versendet. Zu diesem konnten bis zum 

28.09.2021 Anmerkungen übermittelt werden. Die Erkenntnisse aus diesem Pro-

zess sind in das Konsultationsdokument eingeflossen. Darüber hinaus wurden im 
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Erhebungsbogen bereits Altdaten- und Konsistenzprüfungen . implementiert. . Weiter-

hin hat die Bundesnetzagentur am 05.04.2022 ein Webinar durchgeführt, um Fra-

gen zur Befüllung des finalen Erhebungsbogens sowie zu Datendefinitionen zu be-

antworten. Die Netzbetreiber hatten sowohl im Vorfeld als auch während der Ver-

anstaltung die Möglichkeit, Fragen zu· stellen. Die Fragen und dazugehörigen Ant-

vvorten wurden im Nachgang auf der Internetseite der Bundesnetzagentur veröffent­

licht. 

Die Bundesnetzagentur hat die von den Netzbetreibern übermittelten Daten einer 

umfassenden Konsistenz- Lind Plausibilitätskontrolle unterzogen. Netzbetreiber 

wurden im Falle beobachteter Inkonsistenzen oder unplausibler Datenübermittlun­

gen aufgefordert, diese zu erläutern und ggf. korrigierte Daten zu übermitteln. 

Schließlich wurden die Daten an ein externes Beraterkonsortium, unter Federfüh­

rung von Swiss Economics, SUMICSID und der RWTH Aachen zwecks weiterer 

• Prüfungen und Parameterermittlung gesendet. 

Im Rahmen des Verfahrens wurden die nicht anonymisierten Daten aller Netzbe-

treiber am 19.10.2022, 30.01.2023, 04.09.2023 sowie 08.12.2023 auf der Internet-

seite der Bundesn_etzagentur gemäß § 23b Abs. 1 S. 1 Nr. 7 EnWG veröffentlicht. 

Hierüber wurden die.Netzbetreiber vorab informiert. Zum 19.10.2022 erfolgte die 

Veröffentlichung der reinen Strukturparameter. Zum 30.01.2023 wurden zusätzlich 

die gebietsstrukturellen Daten berücksichtigt und zum 04.09.2023 wurden ebenfalls 

die Aufwandsparameter veröffentlicht. Am 08.12.2023 erfolgte eine erneute Veröf­

fentlichung der aktualisierten Struktur- und Aufwandsparameter sowie der gebiets-

strukturellen Daten mit dem Stand vom 13.11.2023. Die Datenveröffentlichungen 

erfolgten, um den Netzbetreibern die Möglichkeit zu geben, die Datenqualität des 

gesamten Datensatzes zu prüfen und die Bundesnetzagentur über eventuelle Auf-

fälligkeiten, auch im Quervergleich, im Datensatz zu informieren. Im Zeitraum vom 

März 2023 bis Juli 2023 wurden den Netzbetreibern individuelle Datenquittungen 

zur Ermittlung der Parameter zur Bestimmung der Versorgungsaufgabe und Ge-

bietseigenschaften gemäß § 13 Abs. 3 ÄRegV übersandt. Den . Netzbetreibern 

wurde nach Übersendung der Datenquittungen Gelegenheit zur Stellungnahme ge-

geben. Im Rahmen der Plausibilisierung wurden eventuelle Datenunstimmigkeiten 
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mit den Netzbetreibern geklärt und gegebenenfalls durch den Netzbetreiber korri-

giert.- In einem Fall hat die Bundesnetzagentur die übermittelten Daten von Amts 

wegen angepasst._ Bei den Schreiben zur Datenquittung wurde jeweils darauf hin-

gewiesen, dass die Bundesnetzagentur im Falle einer unterbleibenden Äußerung 

die in den Datenquittungen enthaltenen Strukturdaten der Ermittlung der Parameter 

zur Bestimmung der Effizienzwerte zugrunde legen wird; 

Am 21 ~09.2023 fand eine Konsultationsvera~staltung für die Netzbetreiber und die 

berührten Wirtschaftskreise statt, die das methodische Vorgehen und eine Auswahl 

von aus Sicht des Gutachterkonsortiums geeigneten Modellvorschlägen zum Ge-

genstand hatte. Es wurden keine _individuellen Effiz_ienzwerte vorgestellt. Die Netz-

betreiber und berührten .Wirtschaftskreise erhielten die Gelegenheit, zu dem metho-

dischen Vorgehen und den vorgestellten ModellvorschläQen Stellung zu nehmen. 

Im Nachgang zur Konsultationsveranstaltung vom 21.09.2023 erfolgte eine weitere 

Plausibilitätskontrolle .eines Strukturparameters. Im Rahmen dieser Überprüfung 

wurden 12p Netzbetreiber kontaktiert, bei denen auffällige Werte vorlagen. Hierbei 

kam es zu zahlreichen Veränderungen innerhalb eines Vergleichsparameters (Pa-

rameter „ylnstalled.Power.solar.APFI"). Die Bundesnetzagentur hat am 08.12.2023 

eine erneute Datenveröffentlichung vorgenommen. Diese Daten bilden die Grund-

·Iage für die Bestimmung des Effizienzvergleichsmodells und das begleitende Gut-

achten und die Datenveröffentlichung umfasste 198 Netzbetreiber. 

4. Effizienzvergleichsmodell und Ausgestaltung der 
Methoden gemäß Anlage 3 ARegV 

Das Gutachterkonsortium Swiss Economics SE AG, SUMICSID Group SPRL und 

das Institut für elektrische Anlagen und Energiewirts<?haft (IAEW) der RWTH 

Aachen hat auf Grundlage der erhobenen Daten ein Effizienzvergleichsmodell ent-, 

wickelt. In der Konsultationsveranstaltung gemäß§ 12 Abs. 1 S. 2 ARegV zur Aus-

gestaltung der in Anlage 3 zu § 12 ARegV aufgeführten Methoden zur Effizienzwer-

termittlung vom 21.09.2023 wurde das methodische Vorgehen und eine Auswahl 

von aus Sicht des Gutachterkonsortiums geeigneten Modellvorschlägen vorgestellt, 
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ohne dass individuelle Effizienzwerte genannt wurden. Den Wirtschafts- und Ver-

brauchervertretern wurde die Möglichkeit zur schriftlichen Stellungnahme einge-

räumt. Bei der Bundesnetzagentur sind insgesamt 15 Stellungnahmen eingegan-

gen. 

_In den Stellungnahmen wurde insbesondere vorgetragen, dass das zu wählende 

Effizienzvergleichsniodell die Heterogenität der Netzbetreiber berücksichtigen 

müsse. Dies könnten kompakte Effizienzvergleichsmodelle mit relativ wenigen Pa-

rametern nicht gewährleisten. Auch spiegle das zunehmende Ausmaß dezentraler 

Erzeugung die gestiegene Heterogenität der Versorgungsaufgaben wider. Die aus:. 

reichende Berücksichtigung der Heterogenität könne nur durch entsprechende Ver-

gleichsparameter und eine sachgerechte Ausgestaltung der Ausreißeranalyse ge-

währleistet werden. . 

Hinsichtlich der Ausreißeranalyse wurde vorgetragen, dass die Anwendung der Do-

minanzanalyse im Rahmen der Dateneinhüllungsanalyse _(Data Envelopment Ana-

lysis - DEA) aus methodischer.Sicht nicht vertretbar sei. Weiterhin müsse die Su-

pereffizienzanalyse mehrfach durchgeführt werden, damit verdeckte Ausreißer oder 

„Masking"-Effekte wirkungsvoll eliminiert werden könnten und keine übermäßigen 

Effizienzvorgaben resultierten. _Außerdem solle eine vorgelagerte Ausreißeranalyse 

durchgeführt werden, so dass sichergestellt sei, dass nur strukturell vergleichbare 

Netzbetreiber miteinander verglichen würden. Insbesondere die G.ruppe der Netz-

betreiber qhne Konzessionsgebiet sei strukturell nicht vergleichbar, da diese ein er-

heblich größeres Verhältnis von Output zu Kosten aufweisen. Ferner wurde vorge-

tragen, dass auch Ausreißer nach unten vom Datensatz ausgeschlossen werden 

sollten, da diese ebenfalls einen erheblichen Einfluss auf die Effizienzgrenze hätten. 

Hinsichtlich der Auswahl geeigneter Vergleichsparameter wurde vorgetragen, dass 

bei der Berücksichtigung der dezentralen Erzeugung nicht nur auf Wind und Solar-

anlagen abgestellt werden dürfe, sondern auch Fernwärme und KWKG-Anlagen 

berücksichtigt werden müssten, um alle Facetten der dezentralen Erzeugung zu be-

rücksichtigen. Vereinzelt wurde auch vorgetragen, dass die Strukturparameter der 

dezentralen Erzeugungsleistung nicht nach Netzebene differenziert werden sollten, 
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sondern vielmehr nach Energieträger, da die unterschiedlichen Energieträger un-

terschiedliche Wachstumsdynamiken aufwiesen. 

Auch müssten die unterschiedlichen Kosten beim Bau und Betrieb von Leitungen 

adäquat berücksichtigt werden. Aus diesem Grund wäre eine Aggregation der Lei-

tungslängen über mehrere Spannungsebenen hinweg nicht sachgerecht. Es sollte 

bei der Auswahl der Vergleichsparameter auch berücksichtigt werden, dass die 

Kosten beim Bau und Betrieb von Leitungen im städtischen Raum erheblich höher 

seien. 

Auch wurde vermehrt gefordert, dass in der DEA und der Stochastische Effizienz-

grenzenanalyse (Stochastic Frontier Analysis - SFA) andere Vergleichsparameter 

verwendet werden könnten, da dies zu einer sachgerechteren Umsetzung des Effi-

zienzvergleichs führe. Es sei grundsätzlich kritisch zu sehen, dass die Anzahl der 

Netzbetreiber, die ihren best-of-four-Wert aus der DEA-Meth0de erhalten, mit jeder 

weiteren Regulierungsperiode abnehme. Die zunehmende Bedeutungslosigkeit der 

DEA führe gerade bei Netzbetreibern mit klassischer Verteilungsaufgabe dazu, 

dass ein Effizienzwert von 100 % nicht mehr erreichbar sei. Es dürfe jedoch keine 

Marginalisierung bzw. Entwertung der DEA stattfinden. Bei der Modellwahl mussten 

daher auch die Anforderungen der DEA an ein Effizienzmodell berücksichtigt wer-

den. 

Eine Effizienzwertbestimmung mittels SFA führe dazu, dass methodenimmanent 

kein Netzbetreiber einen Effizienzwert von 100 % erreichen könne, da niedrige Inef-

fizienzen systematisch überschätzt würden. Diesem Problem müsse mit einer 

Hochskalierung der Effizienzwerte begegnet werden, um so auch den Anforderun-

gen der ARegV an den Effizienzvergleich zu genügen. 

Im Hinblick auf allgemeine methodische Fragestellungen wurde vorgetragen, dass 

die Bundesnetzagentur und das Beraterkonsortium bei der Auswahl der Vergleichs-

parameter die statistischen Ergebnisse nicht zu stark in den Vordergrund rücken 

sollten. Vergleichsparameter konnten auch dann in Effizienzvergleichsmodell auf-

genommen werde.n, wenn sie keine statistische Signifikanz aufweisen, solange sie 

au~ ingenieurwissenschaftlichen Überlegungen plausibel erscheinen. Auch solle 
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das Problem der Multikollinearität oder die Signifikanz des Ineffizienz-Terms nicht 

überbewertet werden. 

Am 28.03.2024 hat die Bundesnetzagentur den Gutachtenentwurf zum Effizienz-

vergleich veröffentlicht. Bei der Bundesnetzagentur sind insgesamt 39 Stellungnah-

men zum Gutachtenentwurf eingegangen. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die 

separate Verfahrensakte beziehungsweise die Veröffentlichungen der Stellungnah-

men verwiesen. 

In den Stellungnahmen wurde vereinzelt vorgetragen, dass die Signifikanz des lnef-

fizienzterms im Rahmen der parametrischen Methode (SFA) als Auswahl- und Aus-

schlusskriterium von Modellen ungeeignet sei. Durch die Auswahl von Modellen, 

welche dieses Kriterium erfüllen, würden tendenziell eher Modelle mit höherer ge-

schätzter Ineffizienz ausgewählt. 

Die seitens der Bundesnetzagentur und des Gutachterkonsortiums vorgenommene 

prozentuale. Hochskalierung im Rahmen der parametrischen Methode verzerre die 

absolute Verteilung der Effizienzwerte systematisch. Effizientere Netzbetreiber er-

hielten eine höhere absolute Korrektur und dies führe zu höheren absoluten Abstän-

den. Es sei vielmehr der absolute Korrekturfaktor des besten Netzbetreibers für alle 

weiteren Netzbetreibers anzusetzen. Nach Ansicht der Konsultationsteilnehmer er-

gebe sich dies aus der Formulierung eines „entsprechend niedrigeren Effizienzwer-

tes" und dem systematischen Zusammenhang. 

Bei der nicht-parametrischen Methode entstehe durch die strukturell unterschiedli-

chen Netzbetreiber ohne Konzessionsgebiet ein Masking-Problem, wodurch andere 

relevante bzw. auffällige Netzbetreiber nicht mehr als Ausreißer identifiziert würden. 

Der Gutachter habe keine ausreichenden Analysen zur Verteilung von Output und 

Kosten durchgeführt. 

Im Hinblick auf die gewählten Strukturparameter wurde vorgetragen, dass die Ag-

gregation der Netzlängen der Netzebenen Mittelspannung und · Niederspannung 

nicht nachvollziehbar sei. Zum einen seien die Kostensätze in den beiden Netzebe-

nen nicht vergleichbar. Zum anderen wurde die disaggregierte Betrachtung auch in 
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den vergangenen Regulierungsperioden angewendet. Vereinzelt wurde ferner vor-

getragen, dass die gewählten Strukturparameter die vorausschauende Netzplanung 

sowie den Betrieb der HöS-Ebene nicht genügend abbilden und städtische Netzbe-

treiber benachteiligt seien. Zudem wurde im Einzelfall angemerkt, dass die Berech-

nung des Bonus zu überprüfen sei. 

5. Anhörung 

Die Beschlusskammer hat mit Schreiben vom 08.03.2024 dem Netzbetreiber die 

Gelegenheit gegeben, zum Gutachten zum Effizienzvergleich Stellung zu nehmen, 

wobei eine einheitliche Frist zur Stellungnahme bis zum Ablauf von drei Wochen 

nach Veröffentlichung des Gutachten$ eingeräumt wurde. Die Veröffentlichung des 

Gutachtens erfolgte am 07.03.2024. Mit Veröffentlichung des Gutachtens wurde die 

Frist iur Stellungnahme daher einheitlich auf den 28.03.2024 gesetzt. Aufgrund der 

Durchführung des Effizienzvergleichs auch für Netzbetreiber in Landeszuständig-

keit handelt es sich hierbei um eine einheitliche Frist für Stellungnahmen bezüglich 

des Effizienzvergleichs. Individuelle Anhörungen der Erlösobergrenzen (etwa von 

Netzbetreibern in Landeszuständigkeit zu Gesichtspunkten außerhalb des Effi-

zienzvergleichs) können mit anderen Anhörungsfristen versehen worden sein. 

Dazu hat die Beschlusskammer dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 13.03.2023 

gemäß § 67 Abs. 1 EnWG Gelegenheit gegeben, sich zu der beabsichtigen Ent-

scheidung der Beschlusskammer, die auch die Entscheidung zum Kapitalkostenab-

zug nach § 6 Abs. 3 ARegV beinhaltet, zu äußern. 

. 
Der Netzbetreiber hat mit Schreiben vom 19.04.2024 und vom 16.05.2024 Stellung 

genommen. 

Die Landesregulierungsbehörde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen Sitz hat, 

wurde gemäß§ 55 Abs. 1 EnWG über die Einleitung des Verfahrens informiert. Das 

Bundeskartellamt und die Landesregulierungsbehörde wurden gemäß § 58 Abs.1 

S. 2 EnWG beteiligt. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 
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II. 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an uni-

onsrechtliche Vorgaben und zur Änderung weiterer energierechtlicher Vorschriften 

vom 22„12.2023 (BGBI. 2023 1 Nr. 405) besteht eineunionsrechtskonforme Kompe-

tenzverteilung zwischen Gesetz- bzw. Verordnungsgeber und der Regulierungsbe-

hörde.- Der Beschluss beruht daher auf einer rechtmäßigen Anwendung des natio~ 

nalen Rechts auch vor dem Hintergrund der Entscheidung des Europäischen .Ge-

richtshofs (EuGH) vom 02.09.2021, C-718/18. 

1. Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 

Der Europäische Gerichtshof hat in seiner Entscheidung festgestellt, dass die nor-

mative Regulierung in Deutschland insgesamt mit der in Art. 37 Richtlinie 

2009/72/EG (heute Art. 59 Richtlinie (EU) 2019/944) sowie in Art. 41 Richtlinie 

2009/73/EG geregelten ausschließlichen . Zuständigkeit der nationalen Regulie-

rungsbehörde unvereinbar ist und die Richtlinien insoweit durch die Bundesrepublik 

Deutschland nicht bzw. fehlerhaft umgesetzt wurden. Insoweit hat der Europäische 

Gerichtshof der vierten Rüge stattgegeben, mit der die Kommission Deutschland 

vorgeworfen hatte, es habe die in den Richtlinien vorgesehenen ausschließlichen 

Zuständigkeiten der nationalen Regulierungsbehörde verlet_zt, indem es im deut-

schen Recht die Bestimmung der Methoden zur Berechnung oder Festlegung der 

Bedingungen für den Anschluss· an und den Zugang zu den nationalen Netzen, ein-

schließlich der anwendbaren Tarife, der Bundesregierung und nicht der nationalen 

Regulierungsbehörde zugewiesen habe. 

1.1 Gesetzesreform und Übergangsregelung 

Mit Inkrafttreten der EnWG-Novelle am 29.12.2023 hat der Gesetzgeber das Urteil 

des EuGH vom 2. September 2021 nunmehr auch hinsichtlich dieses vierten Kla-

gegrundes umgesetzt und insbesondere die Zuständigkeiten bei der Ausgestaltung 

der Netzzugangs- und Netzentgeltregulierung an die unionsrechtlichen Vorgaben 

angepasst. Damit hat die Regulierungsbehörde mit Zuweisung der ausschließlichen 

Kompetenz für die Bestimmung der Methoden zur Berechnung oder Festlegung der 
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Bedingungen für den· Anschluss an und den Zugang zu den nationalen Netzen die 

nach den unionsrechtlichen Bestimmungen erforderliche Unabhängigkeit erlangt. 

Die Verordnungsermächtigung des§ 24 EnWG a.F. wurde aufgehoben, ebenso wie 

§ 21 a EnWG a,F. Beide Regelungen wurden durch Festlegungskompetenzen der 

Regulierungsbehörde ersetzt. Dabei wurden die bisher in den betroffenen Rechts-

verordnungen enthaltenen Festlegungskompetenzen in das EnWG überführt und 

ergänzt. 

Die nach§ 21a und§ 24 EnWG a.F. erlassenen Rechtsverordnungen treten nach 
, i 

Ablauf einer Übergangszeit außer Kraft, vgl. Art. 15 Abs. 2 bis 6 des Gesetzes zur 

Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben. Der Zeit-

punkt des Außerkrafttretens entspricht dem Ablauf der vierten Regulierungsperiode 

im Gassektor (31.12.2027) und Stromsektor (31.12.2028). 

In der Übergangszeit wurde der Regulierungsbehörde u.a. gemäß§ 21 Abs. 3 S. 5 

Lind§ 21a Abs. 3 S. 4 EnWG ti.F. einerseits eine Abweichungskompetenz übertra­

gen. Andererseits ermöglicht die Übergangszeit, ein über fast 20 Jahre schrittweise 

entstandenes normatives Regulierungsrecht, inklusive der dazugehörigen Anwen-

dungs- und Auslegungspraxis, jedenfalls für die Zeit bis zum Außerkrafttreten der 

Verordnungsregelungen zum Ablauf der vierten Regulierungsperiode fortzuführen. 
' Laut Gesetzgeber sollen hierdurch die für ausreichende Rechts-, Planungs- und In-

vestitionssicherheit wichtige materielle Stabilität des Regulierungsrahmens gewähr-

leistet .und bruchartige Entwicklungen in der Rechtsanwendung vermieden werden 

(vgl. BT-Drs. 20/7310, S. 52). 

1.2 Interessenabwägung 

Nach Art. 15 des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unions-

rechtliche Vorgaben bleiben die auf Basis der bisher in§ 21a und§ 24 EnWG a.F. 

erlassenen Verordnungen für eine Übergangszeit weiterhin in Kraft. An diesem Re-

gelwerk zur Entgeltregulierung hält •die Bundesnetzagentur zur Aufrechterhaltung 

eines transparenten, vorhersehbaren und verlässlichen Regulierungsrahmens 
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grundsätzlich fest. Sie sieht vorliegend insbesondere von einer Anwendung der Ab-

weichungskompetenz nach.§ 21 Abs. 3 S. 5 und§ 21 a Abs. 3 S. 4 EnWG ab. Einen 

materiellen Widerspruch zu maßgeblichen Vorgaben des Europäischen Rechts hat 

der EuGH in seiner Entscheidung vom 02.09.2021 nicht festgestellt und erkennt 

auch die Beschlusskammer nicht. 

Ein Kernstück des national etablierten Regulierungssystems sind die fünfjährigen 

Regulierungsperioden im Anreizregulierungs- und Netzentgeltbereich. Für die 

Dauer einer bereits laufenden Regulierungsperiode ist es essentiell, dass der 

Rechtsrahmen für die gesamte Periode möglichst stabil bleibt. Rechtsänderungen 

während einer laufenden Regulierungsperiode sind mit Diskontinuität und Rechts-

unsicherheit verbunden, die gerade durch Übergangsregelungen zur Weitergeltung 

der materiell europarechtskonformen Vorgaben vermieden werden können. Dar-

über hinaus erschwert eine unklare Rechtslage im Übergangszeitraum die notwen-

digen Investitionen in die Energieversorgungsnetze und -führt zu Unsicherheiten 

nicht nur für die regulierten Unternehmen, sondern auch· für die sonstigen Marktteil-

nehmer. 

Des Weiteren verlangen die Richtlinien, dass zumindest die Methoden zur Berech-

nung oder Festlegung der Bedingungen u.a. für den Netzanschluss und den Netz-

zugang „mit ausreichendem Vorlauf vor deren Inkrafttreten" festgelegt oder geneh-

migt werden, vgl. Art. 41 Abs. 6 der Richtlinie 2009/73/EG und Art. 59 Abs. 7 der 

Richtlinie (EU) 2019/944. Auch würden substantielle Abweichungen vom etablierten 

Regulierungsrahmen zu starken Verzögerungen der laufenden, an die Erlösober­

grenze anknüpfenden und weiterer nach den Rechtsverordnungen vorgesehenen 

Verfahren führen. Die Festsetzung neuer Regelungen durch die Regulierungsbe-

hörde in einem transparenten und möglichst umfassenden Konsultationsprozess 

dürfte einige Zeit in Anspruch nehmen. laufende Verfahren bspw. zur Festlegung 

der Erlösobergrenze für die vierte Regulierungsperiode könnten sich um Jahre ver-

zögern. Diese Gesichtspunkte wären mit den Richtlinienvorgaben, den Zielsetzun-

gen des Energiebinnenniarkts Und mit rechtsstaatlichen Grundsätzen schwerlich 

vereinbar. 
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2. Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs. 1 und 3 EnWG die zuständige 

Regulierungsbehörde. 

Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG. 

3. Ermittlung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

nach § 4 ARegV 

Die Festlegung der Erlösobergrenzen des Netzbetreibers für die vierte Regulie-

rungsperiode Strom erfolgt auf Grundlage des§ 29 Abs. 1 EnWG i.V;m. § 4 Abs. 1 

und 2 und§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV. 

Die Regulierungsbehörde bestimmt die Obergrenzen der zulässigen Gesamterlöse 

eines Netzbetreibers aus der.i Netzentgelten (Erlösobergrenze) ge~äß § 4 Abs. 1 

ARegVnach Maßgabe der§§ 5 bis 16 ARegV. Die Bestimmung der kalenderjährli-

chen Erlösobergrenzen erfolgt durch Festlegung nach § 4 Abs. 2 S. 1, § 32 Abs. 1 

Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG. 

Die vierte Regulierungsperiode der Anreizregulierung dauert fünf Jahre (§ 3 Abs. 2 

ARegV). Die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers in der vierten 

Regulierungsperiode Strom (2024 bis 2028) ergeben sich aus Anlage 1. 

Die Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers er-

folgte für die vierte Regulierungsperiode gemäß § 7 ARegV in Anwendung der in 

Anlage 1 zu § 7 ARegV enthaltenen Regulierungsformel: 

Zur Bestimmung der Erlösobergrenzen wurde das Ausgangsniveau gemäß § 6 

Abs. 1 ARegV bestimmt. Daraüfbasierend wurden in die dauerhaft nicht beeinfluss-

baren Kostenanteile .(K dnb,t) nach § 11 Abs. 2 ARegV, die vorübergehend nicht be-

einflussbaren (KA vnb,o) nach§ 11 Abs. 3 ARegV und die beeinflussbare·n Kosten-
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anteile (KA b,o) nach§ 11 Abs. 4 ARegV ermittelt. Zur Gewährleistung des gleich-

mäßigen Abbaus der beeinflussbaren Kostenanteile über die vierte Regulierungs-

periode ist sodann der Verteilungsfaktor (V t) gemäß § 16 Abs. 1 ARegV bestimmt 

worden. Zudem sind der Effizienzbonus (B o / T) nach § 12a ARegV und der Wert 

für die um den sektoralen Produktivitätsfortschritt (PF t) bereinigte allgemeine Geld-

wertentwicklung (VPI 1 / VPI o) nach§§ 8 und 9 ARegV ermittelt worden. Nach§ 6 

Abs. 3 ARegV wurde überdies der Kapitalkostenabschlag ermittelt (KK ab). 

Die weiteren Bestandteile der sog. Regulierungsformel, also der Kapitalkostenauf-

schlag (KKA t) nach § 1Oa ARegV, die volatilen Kostenanteile (VK t - VK o) nach 

§ 11 Abs. 5 ARegV sowie die Zu- oder Abschläge aus dem Regulierungskonto (S 1) 

nach § 5 Abs. 3 ARegV sind Gegenstand gesonderter Verfahren. 

Eine Darstellung der in der Regulierungsformel verwendeten Werte und der für die 

vierte Reguiierungsperiode ermittelten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des 

Netzbetreibers findet sich in Anlage 1. 

3.1 Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung 
der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 6 
ARegV 

Die Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung der Erlösobergrenze erfolgt 

auf Grundlage des § 6 ARegV. Für die vierte Regulierungsperiode ist gemäß § 6 

Abs. 1 ARegV eine Kostenprüfung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 

StromNEV durchgeführt worden. 

Die Kostenprüfung begann nach § 6 Äbs. 1 S. 3 ARegV im vorletzten Kalenderjahr 

und vor Beginn der Regulierungsperiode (01.01.2024). Dabei gilt gemäß§ 6 Abs. 1 

S. 4 ARegV das Kalenderjahr, in dem das der Kostenprüfung zugrundeliegende Ge-

schäftsjahr endet, als Basisjahr im Sinne der Verordnung. Demnach erfolgt die Kos-

tenprüfung auf der Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2021. 

Das von der Beschlusskamrrier ermittelte Ausgangsniveau des Basisjahres 2021 

ergibt sich für den Netzbetreiber aus der Anlage Aufwandsparameter und den dort 

ben.annten Anlagen. 
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3.2 Ermittlung der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kos-
tenanteile des Ausgangsniveaus nach § 11 Abs. 2 
ARegV 

Ausgehend von dem gemäß § 6 Abs. 1 ARegV ermittelten Ausgangsniveau ist die· 

Höhe der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 ARegV 

im Basisjahr der jeweiligen Regulierungsperiode (KA dnb,ö) zu bestimmen. 

Auf Grundlage der vom Netzbetreiber übermittelten Überleitungsrechnung wurde 

der in den gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 2 ARegV ermittelten Gesamtkosten enthaltene 

Anteil der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile gemäß § 11 Abs. 2 ARegV 

ermittelt. Der Anteil der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile ist der Anlage 

Aufwandsparameter und der dazugehörigen Anlage 2-1 und 2-7 zu eritnehm_en. 

Schließlich hat die Beschlusskammer beobachtet, dass in verschiedenen Tarifver-

trägen bzw. Betriebsvereinbarungen das Modell der erfolgsabhängigen Vergütung 

teilweise primär an die erbrachte Arbeitszeit anknüpft. Nach diesen Regelungen ist 

die Höhe der Vergütung unter anderem abhängig vori der Beschäftigungszeit des 

Arbeitnehmers im zurückliegenden Geschäftsjahr, weniger von individuellen Er-

folgskennziffern. Damit knüpft die Vergütung mittelbar an wesenfüche Arbeitslohn-

bestandteile an. Von einer Nichtanerkennung dieser Modelle der erfolgsabhängigen 

Vergütung als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile wird für die vierte Re-

gulierungsperiode zunächst abgesehen, da eine einheitliche Vorgehensweise nicht 

gewährleistet werden konnte. Die Beschlusskammer weist indes daraufhin, dass 

entsprechende Modelle, die für eine erfolgsabhängige Vergütung im Wesentlichen 

ari die Arbeitszeit anknüpfen, in Zukunft bzw. in kommenden Regulierungsperioden 

nicht als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile gemäß § 11 Abs. 2 ARegV 

anerkannt werden. 

Ermittlung der vorübergehend ni~ht beeinflussbaren 
Kostenanteile nach § 11 Abs. 3 ARegV 

3.3 

Als vorübergehend nic_ht beeinflussbare Kostenanteile des jeweiligen Kalenderjah-

res der Regulierungsperiode (KA vnb,t) gelten gemäß§ 11. Abs. 3 S. 1 ARegV die mit 
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3.3.1 

dem nach § 15 ARegV ermittelten bereinigten Effizienzwert (EW) multiplizierten Ge-

samtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile 

(KA dnb,o). Somit gilt: 

KA vnb,t = (GK - KA dnb,O - KKAb t) * EW 

Die Höhe der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kostenanteile des jeweiligen 

Kalenderjahres der Regulierungsperiode sind Anlage 1 zu entnehmen. 

Kapitalkosten~bzug gemäß§ 6 Abs. 3 ARegV 

Der Kapitalkostenabzug gemäß'§ 6 Abs. 3 ARegV dient dazu, das zeitliche Absin-

ken der Restbuchwe.rte der im Ausgangsniveau enthaltenen betriebsnotwendigen 

Anlagegüter und damit auch das Absinken der Kosten des Netzbetreibers für Ab-

schreibungen, kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung, kalkulatorische Gewerbe-

steuer sowie für Fremdkapitalzinsen (Kapitalkosten) nachzufahren. Dadurch wird 

berücksichtigt, dass aus sinkenden Restbuchwerten sinkende Kapitalkosten resul-

tieren. Haben die Restbuchwerte den Wert Null erreicht, werden künftig auch keine 

Kapitalkosten mehr berücksichtigt. Damit entfällt der finanzielle. Sockel, der in frühe­

ren Regulierungsperioden dem Ausgleich des Zeitverzugs bis zur Berücksichtigung 

der Kapitalkosten aus Neuinvestitionen diente. Investitionskosten können mittler-

weile ohne Zeitverzug über das Instrument des Kapitalkostenaufschlags nach § 1 Oa 

ARegV zurückverdient werden. 

Nach § 6 Abs. 3 ARegV ermittelt die Regulierungsbehörde für jedes Jahr der Regu-

lierungsperiode den Kapitalkostenabzug. Kapitalkosten im Sinne des Kapitalkosten-

abzugs sind die Summe der kalkulatorischen Abschreibungen, der kalkUlatorischen 

Eigenkapitalverzinsung, der kalkulatorischen Gewerbesteuer und des Aufwandes 

für Fremdkapitalzinsen. Der Kapitalkostenabzug ergibt sich aus den im Ausgan~s-

niveau enthaltenen Kapitalkosten im Basisjahr abzüglich der fortgeführten Kapital-

kosten im jeweiligen Jahr der Regulierungsperiode. Die fortgeführten Kapitalkosten 

werden unter Berücksichtigung der im Zeitablauf sinkenden kalkulatorischen Rest-

buchwerte der betriebsnotwendigen Anlagegüter des Ausgangsniveaus sowie der 
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im Zeitablauf sinkenden Werte· der hierauf entfallenden Netzanschlusskostenbei-

träge, Baukostenzuschüsse und Sonderposten für Investitionszuschüsse ermittelt. 

Bei der Bestimmung des jährlichen Kapitalkostenabzugs werden Kapitalkosten aus 

Investitionen nach dem Basisjahr nicht berücksichtigt. Aus dem Basisjahrbezug 

folgt aber auch, dass bei ,der Fortschreibung der Kapitalkosten etwaige Verände-

rungen der Tagesneuwerte unberücksichtigt bleiben (vgl. Anlage 2a (zu§ 6), Abs. 

4 Nr. 2 a.E. ARegV). 

Nach Anlage 2a zur ARegV erfolgt die Ermittlung des Kapitalkostenabzugs eines 

Jahres der Regulierungsperiode anhand der folgenden Formel: 

Die Ermittlung der Kapitalkosten im Basisjahr erfolgt auf der Grundlage des Be-

stands betriebsnotwendiger Anlagegüter des· Ausgangsniveaus anhand folgender 

Formel: 

KK0 =AB0 + EKZ0 + GewSt0 + FKZ0 

Die· Ermittlung der fortgeführten Kapitalkosten im jeweiligen Jahr der Regulierungs-

periode erfolgt auf der ~rundlage des fortgeführten Bestands betriebsnotwendiger 

Anlagegüter des Ausgangsniveaus anhand folgender Formel: 

Bezugsgröße für die Ermittlung der Kapitalkosten sind demnach das Sachanlage-

vermögen und das immaterielle Vermögen einschließlich der Anlagen im Bau. An-

lagen im Bau werden im jeweiligen Jahr der Regulierungsperiode jedoch grundsätz-

· Iich mit Null angesetzt, da davon auszugehen ist, dal?S sie zu diesem Zeitpunkt nicht 

mehr als solche vorhanden sind, sondern durch Anlagengüter im Sachanlagever-

_mögen ersetzt wurden, . Soweit sich Anlagen im Bau, die im Basisjahr in der Bilanz 

vorhanden waren, . in der vierten Regulierungsperiode noch immE3r im Bau befinden, 

sind sie im Rahmen des Kapitalkostenaufschlags erneut geltend zu machen (BGH, 

Beschl. v. 07.12.2021 - EnVR 6/21,). 
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Die kalkulatorischen Abschreibungen werden gern. § 6 StromNEV und die kalkula-

torischen Restwerte der Sachanlagen des betriebsnotwendigen Vermögens nach 

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1' bis 3 StromNEV ermittelt, wobei die Fremd- bzw. Eigenkapital-

quote des Ausgangsniveaus im Jahr 2021 angewendet wird. Der Bewertungszeit-

punkt für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen zu Tagesneuwerten 
' 

ist das Jahr 2021. Die Bilarizwerte des übrigen betriebsnotwendigen Vermögens 

werden im Verhältnis der Bilanzwerte nach § T Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV und 

dem betriebsnotwendigen Vermögen nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis 4 StromNEV 

des Ausgangsniveaus im Jahr 2021 angewandt. Die Werte der erhaltenen Baukos-

te.nzuschüsse einschließlich -passivierter Leistungen der Anschlussnehmer zur Er-

stattung von Netzanschlusskosten werden gern, § 7 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 StromNEV 

ermittelt. Das übrige Abzugskapital wird im Verhältnis des Abzugskapitals nach § 7 

Abs. 2 S. 2 Nr. 1 bis 3 und 5 StromNEV zum betriebsnotwendigen Vermögen_ nach 

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis 4 StromNEV des Ausgangsniveaus im Jahr 2021 ange-

wandt. Das verzinsliche Fremdkapital wird im Verhältnis des verzinslichen Fremd-

kapitals nach § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV zum betriebsnotwendigen Vermögen nach 

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis 4 StromNEV des Ausgangsniveaus im Jahr 2021 ange-

wandt. Das betriebsnotwendige Eigenkapital wird nach § 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV 

ermittelt und nach § 7 Abs. 3 StromNEV aufgeteilt. 

Für die Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung werden die Zinss-

ätze aus dem Beschluss BK4-21/055 angewandt. 

Die Ermittlung der kalkulatorischen Gewerbesteuer erfolgt nach § 8 StromNEV. 

Der Fremdkapitalzinsaufwand gemäß§ 5 Abs. 2 StromNEV ergibt sich als Produkt 

aus den Fremdkapitalzinsen des Jahres 2021 (Position 1.3., Anlage 2-1) und dem 

Verhältnis aus dem betriebsnotwendigen Vermögen des jeweiligen Jahres der vier-

ten Regulierungsperiode und ·dem betriebsnotwendigen Vermögen des Jahres 

2021. Unter Fremdkapitalzinsen werden dabei nicht nur Darlehenszinsen, sondern 

alle Zinsen und ähnlichen Aufwendungen gemäß § 5 Abs. 2 StromNEV verstanden 

(bspw. auch Zinszuführungen zu Rückstellungen, vgl. BGH, Beschl. v. 7.12.2021 -

EnVR 22/21, Rn. 41 ff.), da alle Arten von Zinsen aus Fremdkapital des Netzbetriebs 
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resultieren und somit im wirtschaftlichen Ergebnis der Fremdfinanzierung von be-

triebsnotwendigem Vermögen dienen. 

Fremdkapitalzinsen werden ohne dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile an-

gesetzt. 

Sollte sich bei einem Unternehmen z.B. wegen negativen Eigenkapitals rechnerisch 

ein negativer Kapitalkostenabzug ergeben, findet gemäß Anlage 2a Abs. 1 (zu § 6 

ARegV) kein Abzug statt (vgl. auch BGH, Beschl. v. 25.04.2023, EnVR 35/21 ). 

Der Kapitalkostenabzug wird für den Netzbetreiber und ggf. für jeden Verpächter 

separat errechne( Der Gesamtabzug ergibt sich aus der Addition aller Einzelab-

züge . 

.Der Anlage 6 lassen sich die Auswirkungen des Kapitalkostenabzugs beim Netz... 

betreiber ohne . Berücksichtigung zukünftiger Kapitalkostenaufschläge während der 

vierten Regulierungsperiode entnehmen. 

3;3.2 Effizienzwertermittlung nach§§ 12. bis 15 ARegV 

Ein wesentliches Element der Anreizregulierung ist die Bestimmung der Effizienz-

werte der Verteilernetzbetreiber nach Maßgabe der§§ 12 bis 15 ARegV. 

Di·e Ermittlung des individuellen Effizienzwertes erfolgt für alle Verteilerne~betrei-

ber, die nicht am vereinfachten Verfahren nach § 24 ARegV teilnehmen, auf Grund-

lage des sich aus dem Effizienzvergleich nach§§ 12 bis 14 ARegV i.V.m. Anlage 3 
zu §· 12 ARegV ergebenden Wertes. · . 

Die Bundesnetzagentur hat einen bundesweiten Effizienzvergleich mit dem Ziel 

durchgeführt, die unternehmensindividuellen Effizienzwerte aller Verteilernetzbe-

treiber zu bestimmen{§ 12 Abs. 1 S. 1 ARegV). Der Effizienzvergleich füf Verteiler-

netzbetreiber wurde. durch die Bundesnetzagentur unter Berücksichtigung der in 

Anlage 3 zu § 12 ARegV genannten Vorgaben sowie nach Maßgabe des § 12 Abs. 

· 2 bis 4a und der§§ 13 und 14 ARegV durchgeführt. Unter Verwendung der in An-

lage 3 zu§ 12 ARegV aufgeführten Methoden soll durch eine den Maßgaben des§ 
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13 ARegV entsprechende Kombination von Vergleichsparametern die Versor-

gungsaufgabe des Netzbetreibers möglichst gut abgebildet werden. 

Ergeben sich künftig aufgrund rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidungen nach-

trägliche Änderungen des nach § 6 ARegV ermittelten Ausgangsniveaus, so bleibt 

der Effizienzvergleich von diesen nachträglichen Änderungen unberührt (§ 12 Abs. 

1 S. 3 ARegV). 

Das Ergebnis des Effizienzvergleichs zeigt dem Netzbetreiber seine relative Effizi-

enz im Vergleich zu allen anderen am Effizienzvergleich teilnehmenden Netzbetrei-

bern. 

3.3.2.1 Methodik des Effizienzvergleichs 

Der bundesweite Effizienzvergleich wurde von der Bundesnetzagentur' nach den 

methodischen Vorgaben der§§ 12 bis 14 ARegV i.V.m. Anlage 3 zu§ 12 ARegV 

durchgeführt. 

Die Bundesnetzagentur hat nach Durchführung der Kostentreiberanalyse _ein soge-

nanntes„doppeltes duales Benchmarking" (vgl. § 12 Abs. 4a ARegV) vorgenom-

men, in dem einerseits die Aufwandsparameter mit Standardisierung der Kapital-

kosten (Kosten nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 2 ARegV) und andererseits 

die Aufwandsparameter ohne Standardisierung der Kapitalkosten (Kosten nach 

§ 14 Abs. 1 N·r. 1 und 2 ARegV), jeweils zwei methodisch unterschiedlichen mathe-

matischen Effizi~nzanalysen (DEA und SFA)·unterzogen wurden. Die nach§ 13 

Abs. 3 ARegV ermittelten Vergleichsparameter blieben dabei jeweils unverändert. 

Die Robustheit des Effizienzvergleichs wird unter anderem durch die komplemen-: 

täre Nutzung der oben genannten Vergleichsmethoden gewährleistet. Es wurden 

somit insgesamt vier Einzeleffizienzanalysen durchgeführt. Zugunsten des Netzbe-

treibers wurde zudem davon ausgegangen, dass das beste Ergebnis der insgesamt 

vier Einzeleffizienzanalysen die Effizienz des Unternehmens abbildet (vgl. § 12 Abs. 

3 und Abs. 4a S. 3 ARegV). 
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Für Netzbetreiber, die im Effizie_nzvergleich als effizient ausgewiesen werden, gilt 

gemäß Anlage 3 Nr. 2 ·.zu § 12 ARegV ein Effizienzwert von 100 %, für a_lle anderen 

Netzbetreiber ein entsprechend niedrigerer Wert. 

Es wurde eine Ausreißeranalyse durchgeführt. Ausreißer mit einer besonders ho-

hen Effizienz erhielten den Höchsteffizienzwert von 100 % (Anlage 3 Nr. 5 zu § 12 

ARegV). Ausreißer mit einer niedrigen Effizienz von unter 60 % erhielten einen Min-

desteffizienzwert von 60 %. (Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 ARegV i.V.m. § 12 Abs. 4 S. 1 

ARegV). 

Die Ermittlung der Effizienzwerte erfolgte unter Einbeziehung aller Netzebenen des 

Netzbetreibers. Es erfolgte keine Ermittlung von Teileffizienzen für die einzelnen 

Netzebenen (Anlage 3 Nr. 3 zu § 12 ARegV). 

Die Bundesnetzagentur hat mit der Dateneinhüllungsanalyse (Data Envelopment 

Analysis - DEA) und der stochastischen Effizienzgrenzenanalyse (Stochastic Fron-

tier Analysis - SFA) zwei wissenschaftlich anerkannte Methoden zur Durchführung 

eines Effizienzvergleiches verwendet (Anlage 3 Nr. 1 zu§ 12 ARegV), die den Stand 

der Wissenschaft abbilden. In beiden Analysemethoden orientieren sich alle Unter-

nehmen an den - nach Anwendung der Ausreißeranalysen - effizienten Unterneh-

men (sogenannte Frontierunternehmen in der DEA) bzw. an den effizienten Kosten 

(in der SFA). 

Die Regelung der Anlage 3 Nr. 2 zu § 12 ARegV, nach der die Effizienzgrenze von 

den Netzbetreibern mit dem besten Verhältnis zwischen netzwirtschaftlicher Leis-

tungserbringung und Aufwand gebildet wird, verstößt nicht gegen§ 21a Abs. 5 S. 4 

EnWG. Durch die Anwendung des „best-of-four" gemäß§ 12Abs. 3 und 4a ARegV 

wird in besonderer Weise die Erreichbarkeit und Übertreffbarkeit der Effizienzvor-

, gabe sichergestellt. Darüber hinaus wird neben der ökonometrischen Ausreißerana-

lyse, die der Eliminierung von außergewöhnlichen Datensätzen dient, eine äußerst 

großzügige Ausreißerbestimmung über eine Dominanz:- und Supereffizienzanalyse 

nach Anlage 3 Nr. 5 zu § 12 ARegV vorgenommen. 
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Die Zumutbarkeit, Erreichbarkeit und Übertreffbarkei,tder individuellen Effizienzvor-

gaben (§ 21 a Abs. 1 S. 5 EnWG) wird dadurch gewährleistet, dass den Netzb~trei-

bem ein angemessener mehrjähriger Zeitraum zur Erreichung der Effizienzgrenze 

eingeräumt wird. Zudem kommt gern.§ .:12 Abs. 4 S. 1 ARegV ein Mindesteffizienz-

wert i.H.v. 60 % zur Anwendung. Nach§ 15 Abs. 1 ARegV sind strukturelle Beson-

derheiten der Netzbetreiber gegebenenfalls gesondert zu berücksichtigen. Sow~it 

notwendig, wird darüber hinaus in Ausnahmefällen eine individuelle Anpassung der 

Effizienzvorgaben des jeweiligen Netzbetreibers durch Einräumung eines längeren 

Zeitraums zum Abbau der ermittelten Ineffizienzen erfolgen (§ 16 Abs. 2 ARegV) . 
. 

Diese aus dem Verhältnismäßigkeitsprinzip resultierenden Erleichterungen ändern 

nichts an den:i gesetzlich vorgegebenen Effizienzmaßstab, der sich nach den im 

Effizienzvergleich ermittelten effizienten Unternehmen bestimmt (BR-Drs. 417/07 S. 

54). 

Die DEA ist eine nicht-parametrische, deterministische Methode, ih der die optima-

len Kombinationen von Kosten (Input) und Versorgungsaufgabe (Output) aus einer 

Liriearkombination der Vergleichsparameter individuell bestimmt werden, ohrie ei-

nen funktionalen Zusammenhang zwischen Kosten und Versorgungsaufgabe zu 

unterstellen. Die Bestimmung der Effizienzgrenze erfolgt aus den Daten aller Ver-

teilernetzbetreiber. Die individuelle Effizienz des Netzbetreibers wird aus der relati-

ven Position des einzelnen Unternehmens gegenüber der gefundenen Effizienz-

grenze ermittelt. Dabei liegt das Unternehmen näher am effizienten Rand, welches 

die höchste Relation aus gewichteten Vergleichsparametern und Kosten erzielt. Bei 

Durchführung der DEA sind konstante Skalenerträge (constant returns to scale -

crs) zu unterstellen(§ 12 Abs. 1 Anlage 3 Nr. 4 ARegV). Der Effizienzmaßstab leitet 

sich aus den übermittelten Daten aller in den Effizienzvergleich einbezogenen Netz-

betreiber ab und bildet bildlich gesprochen eine effiziente mehrdimensionale Hülle. 

Die zu 100 % effizienten Unternehmen befinden sich auf dieser Hülle. Für die übri­

gen Unternehmen errechnet sich ihr Effizienzwert aus dem relativen Abstand zu 

dieser effizienten Hülle (BG~, Beseht. v. 26.09.2023, EnVR 44/22, Rn. 4q). 
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Die SFA ist eine parametrische, stochastische Methode, die einen funktionalen Zu-

sammenhang zwischen Aufwand und Leistung in Form einer Kostenfunktion unter-

stellt. Dabei werden die Abweichungen zwischen den tatsächlichen und den regres-

sionsanalytisch geschätzten Kosten in einen symmetrisch verteilten Störterm und 

eine positiv verteilte Restkomponente zerlegt Die Restkomponente ist Ausdruck 

von Ineffizienz. Es wird somit von einer schiefen Verteilung der Restkomponente 

ausgegangen. Die Effizienzgrenze wird durch eine Funktion, welche die effizienten 

Kosten in Abh~ngigkeit der Vergleichsparamet:er abbildet, geschätzt. Mittels einer 

Regressionsanalyse wird in der SFA ein statistischer Zusammenhang zwischen 

Kosten und Kostentreibern (Vergleichsparametern) identifiziert und die Stärke die-

ses Zusammenhangs ermittelt (BGH, Beschl. v. 26.09.2023, EnVR 44/22, Rn. 47). 

Die Anreizregulierungsverordnun_g sieht vor, dass die Unternehmen, die als die re-

lativ effizientesten Netzbetreiber ermittelt worden sind, einen Effizienzwert von 

100 % erhalten müssen. Selbst wenn aus methodischen Gründen in der SFA die 

rechnerische Erreichbarkeit eines Effizienzwertes von 100% für den effizientesten 

Netzbetreiber ausgeschlossen ist, kann-:-- entsprechend der Entscheidung des Bun-

desgerichtshofs - ein Wert von 100 % für die relativ effizientesten Unternehmen 

auch auf andere Weise - etwa durch Zuschläge oder Anheb_ung des Niveaus - fest-

gesetzt werden (BGH, Beschl. v. 26.09.2023, EnVR44/22, Rn. 71 ). Laut der Recht-

sprechung des Bundesgerichtshofes folgt aus der normativen Vorgabe, dass in bei-

den Methoden die Unternehmen, die als die relativ effizientesten ermittelt worden 

sind, einen Effizienzwert von 100 % erhalten müssen (BGH, Beschl. v. 26.09.2b23, 

EnVR 44/22, Rn. 70). Unter Berücksichtigung des vorgenannten Besc~lusses des 

BGH hat die Bundesnetzagentur eine Anhebung des Gesamtniveaus auf Basis ei-

nes Skalierungsfaktors vorgenommen. Der Effizienzwert des effizientesten Netzbe-

treibers (exklusive Ausreißer) in den beiden jeweiligen SFA-Effizienzanalysen 

(Totex und sTotex) wird als Skalierungsfaktor an9esetzt. Alle individuellen Effizienz-

werte werden durch diesen Skalierungsfaktor dividiert. 

Gemäß der Rechtsprechung des BGH (Beschl. v. 26.09.2023, EnVR 44/22, Rn. 71) 

muss das relativ effizienteste Unternehmen einen Wert von 100 % erreichen kön­

nen. Auf welche andere Weise dies geschieht, etwa durch Zuschläge oder durch 
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die Anhebung des Niveaus, steht im pflichtgemäßen Ermessen der Bundesnetza-

gentur. Die Bundesnetzagentur hat ihr Ermessen dahingehend ausgeübt, eine pro-

zentuale Hochskalierung durchzuführen. Die angewandte Methode ist geeignet, er-

forderlich und angemessen, um für die relativ effizientesten Unternehmen einen Ef-

fizienzwert von 100 % anzusetzen und zugleich insgesamt einen sachgerechten 

Aufschlag zu ermitteln. 

Die seitens der Bundesnetzagentur gewählte Methode zur Hochskalierung ·stellt si-

cher, dass die Niveauanhebung aller Netzbetreiber in Bezug auf ihren individuellen 

Effizienzwert prozentual einheitlich erfolgt, da auch der Effizienzvergleich an sich 

einen relativen Vergleich darstellt. Neben dem individuellen Effizienzwert soll der 

Effizienzvergleich auch den relativen Abstand der Unternehmen zueinander darstel-

len. Durch die gewählte Vorgehe.nsweise bleibt das Gefüge der Netzbetreiber un-

tereinander - sowohl im Hinblick auf die Reihenfolge als auch im Hinblick auf den 

relativen Abstand zum besten Netzbetreiber - unverändert. 

Auch ist der theoretische Wertebereich bei der prozentualen Hochskalierung von 0 

% - 100 % weiterhin gegeben. Mit einem absoluten Aufschlag würde der theoreti-

sche Wertebereich am unteren Rand methodisch abgeschnitten, was aus Sicht der 

Beschlusskammer genauso' falsch wäre, wie der durch den BGH kritisierte metho-

dische Ausschluss von 100% in der SFA. 

Ein einzelner Zuschlag auf den relativ höchsten Effizienzwert auf 100 % würde eine 

Ungleichbehandlung aller weiteren Netzbetreiber bedeuten. Ferner ist ein allgemei-

ner Zuschlag für alle Netzbetreiber .in gleicher Höhe ebenfalls abzulehnen, da inef-

fizientere Netzbetreiber hierdurch überproportional profitieren würden. 

Die in den Stellungnahmen geforderte Vorgehensweise zur absoluten .Hochs!<alie-

rung erfüllt die vorstehenden Kriterien aus Sicht der Beschlusskammer nicht. 
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3.3.2.2 Datengrundlage des Effizienzvergleichs und Korrek-
turen von Parametern für den Effizienzvergleich 

Im Effizienzvergleich hat die Regulierungsbehörde gemäß·§ 13 Abs. 1 ARegV Auf-

wandsparameter und Vergleichsparameter zu berücksichtigen. Insgesamt wurden 

Daten von 194 Verteilernetzbetreibern in den Effizienzvergleich einbezogen. 

Die Durchführung des Effizienzvergleichs erfordert einerseits eine valide Daten-

grundlage, die im Wege einer umfangreichen und komplexen Sammlung von Daten 

der beteiligten Netzbetreiber zunächst geschaffen werden muss. Wie vom Bundes-

gerichtshof bestätigt, ist die Bundesnetzagentur dabei mangels direkten eigenen 

Zugriffs auf diese Daten notwendig auf die (fehlerfreie) Zuarbeit der Netzbetreiber 

angewiesen; eine Kontrolle der erhaltenen Informationen ist ihr lediglich im Wege 

einer Plausibilisierung möglich. Dies hat zur Folge, dass die Regulierungsbehörde 

eine objektiv vollständig korrekte Datengrundlage selbst nicht schaffen kann. zu-

gleich gibt § 12 Abs. 1 Satz 1 ARegV vor, dass die Durchführung des Effizienzver-

gleichs einschließlich der vorgeschalteten - ebenfalls aufwändigen - Modellierung 

in einem begrenzten Zeitfenster, nämlich nach dem Basisjahr und vor Beginn ~er 

Regulierungsperiode, durchzuführen ist. Die Regulierungsbehörde muss also sys-

tembedingt eine Abwägung zwischen dem Zeitfaktor und der Richtigkeit d_er Daten-

grundlage treffen. Dabei stehen ihr - wie auch bei anderen Entscheidungen über 

die Umsetzung der in den§§ 1.2 ff. ARegV enthaltenen Vorgaben - erhebliche Spiel-

räume zu (vgl. BGH, Beschl. v. 22.09.2023, EnVR 44/22, Rn. 18). Im Vorfeld der 

Konsultation am 21.09.2023 erfolgte eine Veröffentlichung der Aufwands- und 

.Strukturparameter am Effizienzvergleich teilnehmenden Netzbetreiber auf der Inter-

netseite der Bundesnetzagentur.- In dieser Veröffentlichung waren die Kostendaten 

von 10 Netzbetreibern nicht enthalten, da diese nicht final vorlagen. 

Die Veröffentlichung diente als Unterstützung der umfassenden Sachdiskussion mit 

den berührten Wirtschaftskreisen bei der dem Effizienzvergleich zugrundeliegenden 

Modellfindung bzw. Auswahl der Vergleichsparameter im Rahmen der Kostentrei-

beranalyse. 
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Der Effizienzvergleich wurde mit den Aufwands- und Strukturparametern durchge-

führt, die dem Datenbestand zum 13.11.2023 für die Strukturparameter u~d für die 

Aufwandsparameter entsprechen, welcher dem Gutachterkonsortium zur Modellbe-

stimmung übermittelt wurde. Die Beschlusskammer hat in keinem Fall Korrekturen 

am Datenbestand für die gesamthafte Modellbestimmung oder für die daran an-

schließende Berechnung von individuellen Effizienzwerten berücksichUgt. · 

In Ausübung des Regulierungsermessens, welches der Bundesnetzagentur bei der 

äußerst komplexen Durchführung eines verfahrensübergreifenden und bundeswei-

ten Effizienzvergleichs zusteht, ist die Behörde nach Erhebung und Plausibilisierung 

der Strukturdaten sowie der Bestimmung der Aufwandsparameter gehalten, den 

Prozess zur Modellfindung basierend auf ebendiesen Daten einzuleiten. Hierbei 

wurde den Netzbetreibern im Vorfeld mit entsprechenden Mitteilungen und Daten-

quittungen eine hinreichende Möglichkeit gewährt, korrekte Struktu~arameter zu 

melden sowie sich zu den von der Bundesnetzagentur berechneten Vergleichspa-

rametern und ermittelten Aufwandsparametern zu äußern und etwaige Fehler zu 

korrigieren. Die Beschlusskammer konnte davon ausgehen, dass die Unternehmen 

angesichts der vierten Durchführung des Effizienzvergleichs Strom bzw. des - unter 

Einbezug des Effizienzvergleichs Gas - achten Effizienzvergleichsverfahrens ein 

Grundverständnis von den Abläufen und der Bedeutung der Datenqualität haben. 

Ein solches Vorgehen hat auch der Bunde~gerichtshof bestätigt. Zum Effizienzver-

gleich Gas hat der Bundesgerichtshof bestätigt, dass die Bundesnetzagentur den 

bis zu einem bestimrnten Stichtag erhobenen Datenbestand als im Wesentlichen 

richtig und vollständig erachten konnte, da die Netzbetreiber im Vorfeld hinreichend 

Gelegenheit hatten, ihre eigenen Angaben zu überprüfen und gegebenenfalls zu 

ändern, und die Regulierungsbehörde selbst ebenfalls umfangreiche Kontrollen in 

Form von Plausibilitätsprüfungen durchgeführt hatte (BGH, Beschl. v. 26.09.2023, 

EnVR44/22, Rn. 21). 

Daher sind die Netzbetreiber mit Einwendungen zu den für sie jeweils herangezo-

genen Vergleichsparametern jedenfalls nach dem Abschluss der Anhörung zum Ef-

fizienzvergleich ausgeschlossen. Ein Ausschluss ließe sich bereits mit Ablauf der 
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Rückmeldefristen in den entsprechenden Datenquittungen und dem damit verbun-

denen formalen Abschl_uss der Datenerhebung rechtfertigen. Dies wurde auch vom 

Bundesgerichtshof bestätigt. Netzbetreiber müssten sich im Interesse der Einheit-

lichkeit der Datengrundlage an ihren eigenen Angaben grundsätzlich festhalten las-

sen, da es mit dem methodischen Ansatz des Effizienzvergleichsverfahrens nicht 

vereinbar wäre, wenn ein Netzbetreiber die yon ilim eingegebenen Daten nach 

Durchführung des Effizienzvergleichs ohne weiteres korrigieren könnte (BGH, Be-

schl. v. 20.12.2022, EnVR 45/21, Rn. 17 unter Verweis auf BGH, Beschl. v. 

21.01.2014, EnVR 12/12, Rn. 122f.). 

Die Beschlusskammer hatdie einzelnen Datenänderungen geprüft und dabei etwa-

ige Auswirkungen auf die gesamthafte Modellbestimmung und Effizienzwertberech-

nung erörtert. Da es sich um punktuelle, nicht gravierende Datenänderungen han-

delt, ergeben sich hieraus keine Anhaltspunkte dafür, dass neue Fristen für Daten-

meldungen gesetzt werden und der Effizienzvergleich erneut durchgeführt werden 

müsste. Denn fehlerhafte Einzeldaten können sich im Prozess des Effizienzver-

gleichs immer einstellen und wirken sich angesichts der Breite der Datengrundlage 

in der Regel nicht in nennenswertem Umfang auf das Ergebnis aus (vgl. BGH, Be-

schl. v. 21.01.2014, EnVR 12/12, Rn. 85). 

Darüber hinaus ist auch ein für einen einzelnen Netzbetreiber ermittelter Effizienz-

wert nicht schon dann fehlerhaft, . wenn er auf fehlerhaften Angaben des Netzbetrei-

bers selbst zu den für den Effizienzvergleich relevanten Parametern beruht (BGH, 

Beschl. v. 21.01.2014, EnVR 12/12, Rn. 122). Im Umkehrschluss muss dies erst 

Recht gelten, wenn es sich. nicht um Fehlangaben des Netzbetreibers selbst han-

delt, sondern lediglich ein Dritter Netzbetreiber Fehlangaben geleistet hat. 

Es bestehen schließlich keine Anhaltspunkte dafür, dass sich die Datengrundlage 

insgesamt als untauglich für die Durchführung eines Effizienzvergleichs erwiesen 

hat. Im Gegenteil sprechen die nur minimalen, geltend gemachten Änderungen bei 

den Aufwands- und Strukturparametern vor dem Hintergrund der Größe des übrigen 

Datensatzes für eine hinreichend genaue Datengrundlage. Vorliegend ist auch 
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keine Fallkonstellation gegeben, in der sich die Fehlmeldung von Strukturparame-

tern eines Netzbetreibers erheblich aufdie Effizienzwerte zu Gunsten des betroffe-

nen Netzbetreibers selbst oder zu Lasten anderer Netzbetreiber auswirkt und des:.. 

wegen eine andere Betrachtungsweise geboten sein könnte. Die Regulierungsbe-

hörde handelt nicht ermessensfehlerhaft, wenn sie einen Netzbetreiber nach Ab-

schluss der Datenerhebung und Anhörung zur Ausgestaltung des. Effizienzver-

gleichsmodells an einern schuldhaft unrichtig gemelde_ten Strukturparameter fest-

halte, sofern eine Berücksichtigung der Korrektur der fehlerhaften Angabe im kom-

plexen System des Effizienzvergleichs zu Verfahrensverzögerungen und weiteren 

Verfahrensrisiken führen würde und keine unzumutbare Härte für den Netzbetreiber 

gegeben sei (vgl. BGH, Beschl. v. 20.12.2022, EnVR 45[21, Rn. 19 ff.). 

Da die erhobenen Daten die Grundlage sowohl für die Modellierung des Effizienz-

vergleichs als auch für die Berechnung der individuellen Effizienzwerte der Netzbe-

treiber bilden, sind einerseits ihre Vollständigkeit und_ Korrektheit von zentraler Be-

deutung; andererseits muss die Bundesnetzagentur, die auf entsprechend vollstän-

dige und korrekte Da_tenlieferungen durch die Netzbetreiber angewiesen ist, nach 

§ 12 Abs. 1 . Satz 1 ARegV den Effizienzvergleich insgesamt in einem bestimmten 

Zeitrahmen - "vor Beginn der Regulie~ungsperiode" - durchführen und kann nicht-

zeitlich unbegrenzt Datenänderungen berücksichtigen. Wie dieses Spannungsver:-

hältnis aufzulösen ist, hängt wesentlich von den konkreten Umständen ab und wird 

daher von der Anreizregulierungsverordnung nicht vorgegeben. Insoweit steht 'der 

Bundesnetzagentur ein Entscheidungsspielraum . zu (BGH, Beschl. v. 22.09.2023,
. 

EnVR 44/22, Rn. 12). 

Durch die umfassende Plausibilisierung der Strukturdaten erfolgte zudem ein Ver-

fahrensschritt, der von Rechts wegen nicht zwingend ist und eine Datenqualität so-

gar über dem erforderlichen Maß gewährleistet. So ist ein System zur Sanktionie-

rung unzutreffender Angaben oder eine umfassende Überprüfung der Angaben 

durch die Bundesnetzagentur oder durch Dritte in der Anreizregulierungsverord-

nung an sich nicht vorgesehen (vgl. BGH, Beschl. v. 21.01.2014, EnVR 12/12, Rn. 

84). 
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3.3.2.2.1. Aufwandsparameter nach§ 14 ARegV 

Als Aufwandsparameter im Sinne des § 13 Abs. 2 ARegV werden die nach § 14 

ARegV ermittelten Kosten angesetzt. Dabei wird zwischen den Aufwandsparame-

tern mit und ohne Standardisierung der Kapitalkosten unterschieden. 

3.3.2.2.2. Überleitungsrechnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
ARegV 

Nach der Ermittlung der Gesamtkosten erfordert § 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV im Rah-

men des Effizienzvergleichs die Überleitung der Kostenwerte nach § 6 Abs . . 1 

ARegV zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren . Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 

ARegV. In der Anlage 2-7 sind die Aufwandsparameter inklusive der vorgenomme-

nen Umbuchungen und etwaiger Korrekturen der Regulierungsbehörde dargestellt. 

3.3.2.2.3. Vergleichbarkeitsrechnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 3 
und Abs. 2 ARegV 

Die Kapitalkosten sollen gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 3 ARegV zur Durchführung des 

Effizienzvergleichs so bestimmt werden; dass ihre Vergleichbarkeit möglichst ge-

währleistet ist und Verzerrungen ausgeschlossen werden, wie sie insbesondere 

durch unterschiedliGhe Altersstrukturen der Anlagen, Abschreibungs- und Aktivie-

·rungspraktiken entstehen können. Zur Gewährleistung der Vergleichbarkeit der Ka-

pitalkosten ist gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m· Abs. 2 ARegV eine Vergleichbarkeits-

rechnung zur Ermittlung von Kapitalkostenannuitäten durchzuführen. 

Die Kapitalkosten umfassen gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 3, 3. HS. ARegV die Fremdka-

pitalzinsen gemäß § 5 Abs. 2 StromNEV, die kalkulatorischen Abschreibungen ge-

mäß § 6 StromNEV und die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung gem~ß-§ 7 

StromNEV. Die Bestimmung der Kapitalkosten für den Netzbetreiber nach Durch-

führung der Vergleichbarkeitsrechnung ist in der Anlage Aufwandsparameter und 

der dazugehörigen Anlagen 2-8 dargestellt. 
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3.3.2.3 Vergleichsparameter nach § 13 ARegV 

Die Ermittlung der Vergleichsparameter erfolgt nach Maßgabe des § 13 ARegV. 

Vergleichsparameter im Sinne des § 13 Abs. 1 ARegV sind gemäß § 13 Abs. 3 S. 1 

ARegV Parameter zur Bestimmung der Versorgungsaufgabe und der Gebietseigen-

schaften, insbesondere die geografischen, geologischen ode~ topografischen Merk-

male und strukturellen Besönderheiten der Versorgungsaufgabe auf Grund demo-

grafischen Wandels des versorgten Gebietes. 

Die Parameter müssen gemäß § 13 Abs. 3 S. 2 ARegV geeignet sein, die Belast-

barkeit des Effizienzvergleichs zu stützen. Heranzuziehen sind somit Vergleichspa-

rameter, die einen signifikanten Einfluss auf die Kostenentwicklung haben. Dies ist 

gemä.ß § 13 Abs. 3 S. 3 ARegV insbesondere dann anzunehmen, wenn sie messbar 

oder mengenmäßig erfassbar, nicht durch Entscheidungen des Netzbetreibers be-

stimmbar, nicht in ihrer Wirkung ganz oder teilweise wiederholend sind und insbe-

sondere nicht bereits durch andere Parameter abgebildet werden. 

Vergleichsparameter können insbesondere sein 

1. die Anzahl der Anschlusspunkte oder der Zählpunkte in Stromversor-

gungsnetzen und der Ausspeisepunkte oder der Messstellen in Gas-

versorgungsnetzen, 

2. die Fläche des versorgten Gebietes, 

3. die Leitungslänge, 

4. die Jahresarbeit, 

5. die zeitgleiche Jahreshöchstlast, 

6. die dezentralen Erze'ugungsanlagen in Stromversorgungsnetzen, ins-

besondere die Anzahl und Leistung von Anlagen zur Erzeugung von 

Strom aus Wind- und solarer Strahlungsenergie oder 
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7. die Maßnahmen, die der volkswirtschaftlich effizienten Einbiqdung von 

dezentralen Erzeugungsanlagen, insbesondere von dezentralen Anla-

gen zur Erzeugung von Elektrizität aus Windanlagen an Land und so-

larer Strahlungsenergie dienen. 

Bei der Bestimmung von Parametern zur Beschreibung geografischer, geologischer 

oder topografischer Merkmale und struktureller Besonderheiten der Versorgungs-

aufgabe auf Grund demografischen Wandels des versorgten Gebietes können ge-

mäß § 13 Abs. 3 S. 5 ARegV flächenbezogene Durchschnittswerte gebildet werden. 

Die Vergleichsparameter können gemäß § 13 Abs. 3 S. 6 ARegV bezogen auf die 

verschiedenen Netzebenen von Stromversorgungsnetzen verwendet werden; ein 

Vergleich einzelner Netzebenen findet dabei nicht statt. 

Die Auswahl der Vergleichsparameter hat gemäß § 13 Abs. 3 S.. 7 ARegV mit quali-

tativen, analytischen oder statistischen Methoden zu· erfolgen, die dem Stand der 

Wissenschaft entsprechen. Auf Basis der vorliegenden Daten wurden mittels wis-

senschaftlich anerkannter analytischer und statistischer Methoden, die geei.gnet 

sind die Bedeutung der Parameter empirisch zu belegen, die Vergleichsparameter 

aus den _analysierten möglichen Vergleichsparametern ausgewählt. Durch die Aus-

wahl der Vergleichsparameter soll gemäß § 13 Abs. 3 S. 8 ARegV die strukturelle 

Vergleichbarkeit möglichst weitgehend gewährleistet sein. Dabei sind gemäß § 13 

Abs. 3 S. 9 ARegV die Unterschiede zwischen Strom- und Gasversorgungsnetzen 

zu berücksichtigen, insbesondere der unterschiedliche Erschließungs- und An-

schlussgrad von Stromversorgungsnetzen.. 

Die ausgewählten Vergleichsparameter werden für beide unter 3.3.2.1 dargestellten 

Methoden gleich verwendet. Eine getrennte Vergleichsparameterauswahl, wie sie 

teilweise in den Stellungnahmen zur Konsultation gefordert wurde, entspricht nicht 

der Systematik der ARegV. Diese beschreibt in § 13 ARegV die Auswahl und Bil-

dung der Parameter unabhängig von den in Anlage 3 zu§ 12 ARegV beschriebenen 

Methoden. Dies war in den vergangenen Regulierungsperioden insbesondere vor 

dem Hintergrund der Pflichtparameter. auch nicht möglich. Eine explizite Änderung 
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des Vorgehens ist aus dem Verordnungstext sowie aus den Verordnungsbegrün;.. 

dungen nicht ersichtlich. 

Vor der Auswahl der Vergleichsparameter wurden gemäß§ 13 Abs. 3 S. 10 ARegV 

Vertreter der berührten Wirtschaftskreise und der Verbraucher rechtzeitig gehört. 

Die Bundesnetzagentur hat folgende Vergleichsparameter in den Effizienzvergleich 

einbezogen: 

• Stromkreislänge Kabel HoeS und HS 

• Stromkreislänge Freileitung HoeS und HS 

• Netzlänge MS und NS ((kabel + Freileitung inkl. Hausanschlussleitun-

gen und Straßenbeleuchtung) 

• Tatsächliche zeitgleiche Jahreshöchstlast HS/MS 

• Tatsächliche zeitgleiche Jahreshöchstlast MS/NS 

• Summe der installierten Erzeugungsleistung der Ebenen HoeS, 

HoeS/HS, HS und· HS/MS 

• Summe der installierten Erzeugungsleistung der Ebenen MS und 

MS/NS 

• Summe der installierten Erzeugungsleistung der Ebene NS 

• Anzahl der Messlokationen über alle Spannungsebenen 

Im Folgenden werden die verwendeten Vergleichsparameter erläutert: 

Die Vergleichsparameter „Stromkreislänge Kabel HoeS und HS", ,,Stromkreislänge 

Freileitung HoeS und HS", ,,Netzlänge MS und NS" dienen der nach Spannungs-

ebenen disaggregierten Abbildung der Netzlängen. Auf der HoeS bzw. HS-Ebene 

wird zudem zwischen Erdkabeln und Freileitungen unterschieden, weiterhin werden 
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auf der MS- und NS-Ebene die Leitungslängen von Hausanschlüssen und Straßen-

beleuchtung berücksichtigt. Hierdurch wird die Dienstleistungsdimension (insb. er-

forderliche Netzlängen zum Anschluss der Endkunden) abgebildet. 

Die Parameter „Tatsächliche zeitgleiche Jahreshöchstlast HS/MS" und ·,,Tatsächli-

che zeitgleiche Jahreshöchstlast MS/NS" dienen der disaggregierten Abbildung der 

Kapazitätserfordernisse auf den Umspannebenen HS/MS-und MS/NS. 

Die installierte Erzeugungsleistung der Netz- und Umspannebenen HoeS, 

HoeS/HS, HS und HS/MS, der Netz- und Umspannebenen MS, MS/NS sowie der 

Netzebene NS dienen der Abbildung der Kapazitätsdimension, insbesondere auch 

unter Berücksichtigung der Kosten im Zusammenhang mit dem Zubau erneuerbarer 

Energien. 

Mit dem Parameter „Anzahl der Messlokationen über alle Spannungsebenen" wird 

die Dienstleistungsdimension in Form von Kosten je gemessener Messstelle (selbst 

abgelesen und durch Dritte abgelesen) abgebildet. Gleichzeitig erfolgt im. Zusam-

ri11\mhang mit den verwendeten Netzlängen eine Abbildung der Granularität derVer-

sorgungsaufgabe. 

Eine Übersicht der den Vergleichsparametern zu Grunde liegenden Werte des Netz-

betreibers findet sich in Anlage 3. Die Beschreibung bzw.. Definition der einzelnen 

Parameter und der Ermittlung des Effizienzvergleichs findet sich in Anlage 4. Die 

unternehmensindividuellen Effizienzwerte finden sich in Anlage 5. 

3.3.2.4 Ausreißeranalyse und Netzbetreiber ohne Konzessi-

onsgebiet 

Die Bundesnetzagentur hat für die parametrische (SFA) und für die nicht-paramet-

rische (DEA) Methode Analysen bzw. statistische Tests zur Identifikation von extre-

men Effizienzwerten (Ausreißern) durchgeführt, die dem Stand der Wissenschaft 

entsprechen (Anlage 3 Nr. 5 zu § 12 ARegV). Für Ausreißer mit besonders hoher 

Effizienz wurde ein Effizienzwert von 100 % festgesetzt (Anlage 3 Nr. 5 zu § 12 
ARegV). Ausreißer mit einer Effizienz unter 60 % erhie)lten einen Mindesteffizienz-

wert von 60 % (§ 12 Abs. 4 S. 1 ARegV). 
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Bei der nicht-parametrischen Methode (DEA) gilt ein Wert als Ausreißer, wenn er 

für einer;, überwiegenden Teil des Datensatzes als Effizienzmaßstab gelten würde 

(Anlage 3 Nr. 5·zu § 12 ARegV). Dies bedeutet, dass diejenigen Unternehmen aus 

dem Datensatz entfernt werden, die - bei Gültigkeit des ermittelten Effizienzver-

gleichsmodells - für mindestens die Hälfte der Unternehmen im Datensatz den Ef-

fizienzmaßstab bilden. Mit dieser Vorgehensweise wird sichergestellt, dass ein ein-

zelner Netzbetreiber keinen unnatürlich großen Einfluss auf die Effizienz eines an-

deren Netzbetreibers hat (Dominanzanalyse). Die Netzbetreiber, die den kritischen 

Wert nach Anlage 3 Nr. 5. Zu § 12 ARegV überschreiten, werden aus dem Daten-

satz entfernt. Ergänzend wurde eine Analyse der Supereffizienzwerte durchgeführt. 

Dabei waren diejenigen Ausreißer aus dem Datensatz zu entfernen, deren Effizi-

enzwerte den oberen Quartilswert um mehr als den 1,5-fachen Quartilsabstand 

übersteigen. Der Quartilsabstand ist dabei definiert als die Spannweite der zentra-

len 50 % e,ines Datensatzes (Anlage 3 Nr. 5 zu § 12 ARegV)'. 

Bei der Effizienzwertanalyse unter Berücksichtigung standardisierter Aufwandspa-

rameter wurden 4 Unternehmen als supereffiziente Ausreißer identifiziert. Bei der 

Effizienzwertanalyse unter Berücksichtigung nicht-standardisierter Aufwandspara-

meter wurden 5 Unternehmen als sup·ereffiziente Ausreißer identifiziert. 

Bei der parametrischen Methode (SFA) gilt ein Wert dann als Ausreißer, wenn er 

die Lage der ermittelten Regressionsgerade zu einem erheblichen Maß beeinflusst 

(Anlage 3 Nr. 5 zu § 12 ARegV). Zur Ermittlung des erheblichen Einflusses wurden 

statistische Tests durchgeführt, mit denen ein numerischer Wert für den Einfluss 

ermittelt wurde. Liegt der ermittelte Wert über einem methodisch angemessenen 

kritischen Wert, so ist der Ausreißer aus dem Datensatz zu entfernen. Als Testver-

fahren kamen Cooks distance, DFBE-TAS, DFFITS, covariance ratio und Robuste 

Regression in Frage (Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12"ARegV). Es wurden 10 Unternehmen 

unter Berücksichtigung standardisierter Aufwandsparameter und 11 Unternehmen 

unter Berücksichtigung nicht-standardisierter Aufwandsparameter als Ausreißer 

identif!ziert. Die im Rahmen der Konsultation vorgeschlagenen Verfahren zur Be-

stim_mung von Ausreißern, deren Anwendung sich nicht direkt aus Anlage 3 Nr. 5 
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zu § 12 ARegV ergibt, kamen nicht zur Anwendung. Die Anwendung dieser Metho-

den wurde aufgrund der Anmerkungen im Konsultationsverfahren untersucht. Im 

Ergebnis hielten diese Methoden insbesondere der Anforderung, dem aktuellen 

Stand derWissenschaft zu entsprechen, nicht Stand. 

Die in der Anreizregulierungsverordnung vorgegebenen Methoden bergen laut Bun-

desgerichtshof das Risiko, dass Netzbetreiber nicht allein aufgrund ihrer unterneh-

merischen Leistung als effizient eingestuft werden, sondern vielmehr aufgrund ihrer 

besonderen Netzstruktur (vgl. BGH, Beschl. v. 20.12.2022, EnVR 45/21, Rn. 27 ff.): 

Insofern die Ausreißeranalyse solch strukturelle Unterschiede, beispielsweise Netz-

betreiber ohne Konzessionsgebiet, nicht bereits ausschließt, ist eine besondere 

Prüfung vorzunehmen. In der DEA wurden drei von fünf Netzbetreibern ohne Kon-

zessionsgebiet als Ausreißer identifiziert. Diese bilden daher für die übrigen Netz-. 

betreiber keinen Effizienzmaßstab. Ein Netzbetreiber ohne Konzessionsgebiet liegt 

in der DEA nicht auf der Effizienzgrenze. Ein Netzbetreiber ohne Konzessionsgebiet 

stellt ein Peer-Unternehmen dar und bildet damit die Effizienzgrenze in einer Di-

mension. Die ·sundesnetzagentur hat den Einfluss dieses Netzbetreibers umfas-

send untersucht. Der Einfluss liegt nicht um ein Vielfaches über dem durchschnittli-

chen Einfluss und der relative Abstand zu den weiteren Netzbetreibern, welche 

diese Dimension ebenfalls belegen, ist vergleichsweise gering. Die Bundesnetza-

gentur sieht daher nicht nur ~eine strukturelle Bevorzugung der Netzbetreiber ohne 

Konzessionsgebiet im Rahmen ~er DEA, sondern auch keine Benachteiligung .der 

übrigen Verteilernetzbetreiber. Im Rahmen der SFA wurden alle Netzbetreiber ohne 

Konzessionsgebiet als Ausreißer identifiziert und haben daher keinen Einfluss auf 

die Effizienzgrenze. 

Weitere Gruppen von Netzbetreibern mit strukturellen Besonderheiten wurden nicht 

identifiziert. 

Die Ergebnisse der Ausreißeranalyse werden in Anlage 4 dargestellt. 
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3.3.2.5 Gutachten 

Zu d~r-konkreten Ausgestaltung des Effizienzvergleichs einschließlich einer einge-

henden Stellungnahme zu den Einwänden der Netzbetreiber wird auf das im Inter-

net als Anlage 4 veröffentlichte Gutachten des Gutachterkonsortiums Swiss Econo-

mics SE AG, SUMICSID Group SPRL und des IAEW verwiesen (http://www.bun-

desnetzagentur.de, unter den Menüpunkten: ► Elektrizität und Gas ► Netzentgelte 

► Stromnetzbetreiber ► Effizienzvergleich VNB. Die Beschlusskammer macht :5ich 

die Inhalte des Gutachtens vollständig zu Eigen. Das Gutachten ist Bestandteil die-

ses Beschlusses. 

3.3.3 Effizienzwert des Netzbetreibers 

Die Ermittlung des unternehmensindividuellen Effizienzwertes erfolgt auf Grundlage 

der§§ 12 bis 15 ARegV (§ 12 Abs. 1 S. 1 ARegV). Ein Aufschlag auf den sich aus 

der Effizienzanalyse ergebenden Effizienzwert ist nach Maßgabe des § 15 Abs. 1 

ARegV grundsätzlich möglich. 

Der sich aus den Effizienzvergleichen ergebende Effizienzwert des Netzbetreibers 

ist als Anteil der Gesamtkosten nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteile in·Prozent auszuweisen(§ 12 Abs. 2 ARegV). Die fürderi Netzbetrei-

ber in den durchgeführten Effizienzvergleichen ermittelten individuellen Effizienz-

werte ergeben sich aus Anlage 5. 

3.4 Ermittlung der nicht abgebauten beeinflussbaren 
Kostenanteile nach § 11 Abs. 4 ARegV 

Ein wesentliches Element zur Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergren­

zen in der. vierten Regulierungsperiode ist die durch den Verteilungsfaktor (V t) 

gleichmäßig abzubauenden beeinflussbaren Kostenanteile (KA b,t) des Netzbetrei-

bers, deren Abbau innerhalb einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss 

(§ 16 Abs. 1 S. 1 ARegV). 
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3.4.1 Beeinflussbare Kostenanteile im jeweiligen Kalen-
derjahr der Regulierungsperiode (KA b,t} 

3.4.2 Individuelle Effizienzvorgabe nach § 16 ARegV 

Die KA b,t des Netzbetreibers ergeben sich gemäß § 11 Abs. 4 S. 1 ARegV aus den 

Gesamtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft-nicht beeinflussbaren Kostenanteile 

des Ausgangsniveaus (KA dnb,o), nach Abzug des Kapitalkostenabzugs des jeweili-

gen Kalenderjahrs der Regulierungsperiode {KKÄb t)-und nach Abzug der vorüber­

gehend nicht beeinflussbaren Kostenanteile des jeweiligen Kalenderjahrs der Re-

gulierungsperiode (KA vnb,t). Somit gilt: 

KA b,t = GK - KA dnb,O '- KKAb t - KA vnb,t 

Die Höhe der beeinflussbaren Kostenanteile ist Anlage 1 zu entnehmen. 

Die Festlegung der Erlösobergrenze durch die Regulierungsbehörde hat gemäß 

§ 16 Abs. 1 S. 1 ARegV so zu erfolgen, dass die 'beeinflussbaren Kostenanteile 

(KA b,t) unter Anwendung eines Verteilungsfaktors (V t) rechnerisch innerhalb einer 

Regulierungsperiode gleichmäßig abgebaut werden (individuelle Effizienzvorgabe). 

Für die vierte Regulierungsperiode wird die individuelle Effizienzvorga_be gemäß 

§ 16 Abs. 1 S. 3 ARegV dahingehend bestimmt, dass der Abbau der erm-ittelten 

Ineffizienzen nach einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss. Eine Re-

gulierungsperiode dauert gemäß § 3 Abs. 2 ARegV fünf Jahre. Somit hat der Abbau 

der ermittelten monetär_ be~erteten lneffizienz;en in der zweiten Regulierungsperi-

-ode innerhalb von fünf Jahren zu geschehen. Daraus ergibt sich ein Verteilungsfak-

tor (V t) von 0,2 * t. 

Jahr t Vt 
2024 1 0,2 
2025 2 0,4 
2026 3 0,6 
2027 4 0,8 
2028 5 1,0 
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Der Abbau ·der Ineffizienzen wird mit der jährlich festgelegten Erlösobergrenze zum 

01.01. eines ,Kalenderjahres berücksichtigt. Zum Verteilungsfaktor in Höhe von 1/5 

im ersten Jahr der Regulierungsperiode ist in jedem folgenden Jahr der Regulie-

rungsperiode jeweils 1/5 hinzu zu addieren (BR-Drs. 417/97 vom ·15.06.2007, 

S. 60f.; zur Rechtmäßigkeit dieser Methodik OLG Düsseldorf, Beschl. v. 

14.09.2016, Vl-3 Kart 175/14, S. 34ff.). 

3.5 Effizienzbonus nach § 12a ARegV 

Nach§ 12a AR.egV ermittelt di~ Regulierungsbehörde für im Effizienzvergleich als 

effizient ausgewiesene Netzbetreiber einen Aufschlag auf die Erlösobergrenze 

(sog. Effizienzbonus) auf Grundlage der im Rahmen der Effizienzwertermittlung be-

reits durchgeführten Supereffizienzanalyse nach Anlage 3 Nr. 5 S: 9 zur ARegV. 

Zur Ermittlung des Effizienzbonus ist zunächst der Supereffizienzwert des effizien-

ten Netzbetreibers zu bestimmen. Der SupereffizienzweFI: eines Netzbetreibers ent-

spricht nach § 12a Abs. 1 S. 3 ARegVder Differenz aus den individuellen Effizienz-

werten aus der Supereffizienzanalyse abzüglich der individuellen Effizienzwerte aus 

der nicht-parametrischen Methode nach Anlage 3. Weiter werden gemäß § 12a 

Abs.1 S. 2 ARegV bei der Berechnung des Effizienzbonus sowohl der Aufwandspa-

rameter nach § 13 Abs. 2 ARegV als auch der Aufwandsparameter nach § 12 

Abs.. 4a ARegV berücksichtigt. 

Es werden somit in einem ersten Schritt zwei Supereffizienzwerte aus der Superef-

fizienzanalyse betrachtet Sobald ein Supereffizienzwert den Schwellenwert von· 

5 % überschreitet, ist derjeweilige über 5 % liegende Supereffizienzwert gern. § 12a 

Abs. 2 ARegV mit 5 % anzusetzen. 

In einem zweiten Schritt wird der individuelle Supereffizienzwert aus den beiden 

Supereffizienzwerten des Netzbetreibers berechnet. Soweit die nach § 12a Abs. 1 

und 2 ARegV ermittelten Supereffizienzwerte voneinander abweichen, ist gemäß 

§ 12a Abs. 3 ARegV der individuelle Supereffizienzwert gleich dem arithmetischen 

Mittel dieser beiden Supereffizienzwerte. 
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In einem dritten Schritt wird der individuelle Effizienzbonus des Netzbetreibers be-

rechnet. Der -individuelle Effizienzbonus des Netzbetreibers nach § 12a Abs. 4 

ARegV ergibt sich schließlich aus der Multiplikation des individuellen Supereffi-

zienzwertes nach § 12a Abs. 3 ARegV mit den vorübergehend nicht beeinflussba-

ren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 3 S. 1 ARegV im Basisjahr; er ist gern. § 12a 

Abs. 5 ARegV gleichmäßig über die Regulierungsperiode zu v~rteilen. 

Der Netzbetreiber wurde. im Effizienzvergleich als effizient ausgewiesen. Die Su-

pereffizienzanalyse hat ergeben, dass der Netzbetreiber einen Effizienzbonus er-

hält. Die Ergebnisse der Supereffizienzanalyse und der sich daraus für die Berech-

nung des Effizienzbonus ergebende Supereffizienzwert istAnlage 5 zu entnehmen. 

3.6 Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV 

Gemäß§ 8 ARegV ergibt sich der Wert für die allgemeine Geldwertentwicklung aus 

dem durch das Statistische Bundesamt veröffentlichten Verbraucherpreisgesamtin-

dex (VPI). Für die Bestimmung der Erlösobergrenzen nach§ 4 Abs. 1 ARegV wird 

der VPI des vorletzten Kalenderjahres vor dem Jahr, für das die Erlösobergrenze 

gilt, verwendet (VPI t). Dieser wird ins Verhältnis gesetzt zum VPI für das Basisjahr 

(VPI o). 

Basisjahr ist gemäß § 6 Abs. 1 ARegV das Jahr 2021. Der VPI für das Jahr 2021 

beträgt nach den Angaben des Statistischen Bundesamtes 103, 1 (bei Normierung 

auf das Jahr 2020) und für das Jahr.2022 110,2 (bei Normierung auf das Jahr 2020) 

(abrufbar im Internet unter: https://www.genesis.destatis.de/genesis/online > Suche 

nach: 61111-0001 ). Entsprechend dem Term VPI t / VPI o der in Anlage 1 zu § 7 

ARegV aufgeführten Regulierungsformel er~ibt das Verhältnis des VPI für das Jahr 

2022 zum VPI für das Jahr 2021 für das erste jahr der vierten Regulierungsperiode 

(2024) einen Inflationsfaktor in Höhe von 1,0689. 

Für die Folgejahre der vierten Regulierungsperiode (2025 bis 2028) hat die Be-

schlusskammer die relative prozentuale Veränderung · des VPI des Jahres 2022 

(6,89 %) gegenüber 2021 (103, 1) fortgeschrieben, da zum Zeitpunkt der Beschluss-

fassung nOch keine Erkenntnisse hinsichtlich des VPI der Kalenderjahre 2023 bis 
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2026 vorliegen konnten. Das Vorgehen der Beschlusskammer ist zweckmäßig, da 

der Netzbetreiber gemäß -§ 4 Abs. 3 S. 1 ARegV bei einer Änderung des Verbrau-

cherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV zur Anpassung der Erlösobergrenze ver-

pflichtet ist und so vorab eine möglichstsachgerechte Abschätzung der zukünftigen 

Entwicklung des VPI erfolgen kann. Das Vorgehen entspricht im Übrigen auch der 

ständigen Praxis der Beschlusskammer der vergangenen Regulierungsperioden. 

Es wurden somit folgende VPI-Werte zu Grunde gelegt: 

Jahr VPI 
2023 103,1 
2024 110,2 
2025 117,8 
2026 125,9 
2027 134,6 
2028 143,8 

Die Inflationsfaktoren für die jeweiligen Jahre in Bezug auf das Basisjahr - d. h. die 

relative prozentuale Änderung des VPI df;}s jeweiligen Jahres gegenüber dem VPI 

des Basisjahres 2021 - sind in nachstehender Tabelle dargestellt: 

Jahr VPI tfVPlo 
2024 1,0689 
2025 1,1426 
2026 1,2211 
2027 1,3055 
2028 1,3957 

Die Beschlusskammer hat diese Werte bei der ·Festlegung der kalenderjährlich~n 

Erlösobergrenzen der Jahre 2024 bis 2028 berücksichtigt. 

3.7 Genereller sektoraler. Produktivitätsfaktor nach § 9 

ARegV 

Im Rahmen der Anreizregulierung ist bei der Bestimmung der Erlösobergrenzen zu 

berücksichtigen, wie sich die Produktivitat der gesamten Branche abweichend von 

der Gesamtwirtschaft entwickelt. Dies erfolgt durch den generellen sektoralen Pro-

duktivitätsfaktor (PF t). 
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Gemäß § 9 Abs. 1 ARegV wird der generelle sektorale Produktivitätsfaktor aus der 

Abweichung des netzwirtschaftlichen· Produktivitätsfortschritts vom gesamtwirt-

schaftlichen Produktivitätsfortschritt sowie der gesamtwirtschaftlichen Einstands-

preisentwicklung von der netzwirtschaftlichen Einstandspreisentwicklung ermittelt. 

Die Beschlusskammer 4 beabsichtigt für Elektrizitätsversorgungsnetze für die vierte 

Regulierungsperjode einen generellen sektoralen Produktivitätsfaktor festzulegen, 

welcher Bestandteil der Reguli'erungsformel ist. Dieses Festlegungsverfahren befin-

det sich derzeit in der Vorbereitungs- und Konsultationsphase. Die Beschlusskam-

mer 8 berücksichtigt zunächst keinen Wert für den generellen sektoralen Produkti-

vitätsfaktor. Die Beschlusskammer wird indes nach Festlegung durch die Be-

schlusskam·mer 4 den dann festgelegten generellen sektoralen Produktivitätsfaktor 

berücksichtigen. 

In Anlage 1-zu § 7 ARegV wird die Variable PF t als der generelle sektorale Produk-

tivitätsfaktor nach Maßgabe des § 9 ARegV definiert, der die Veränderungen des 

generellen sektoralen Produktivitätsfaktors für das Jahr t der jeweiligen Regulie-

rungsperiode im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode wiedergibt. 

Die Verä.nderungen des generellen sektoralen Produktivitätsfaktors für das Jahr t 

der jeweiligen Regulierungsperiode im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulie-

rungsperiode (PF t) ergeben sich demgemäß mittels des folgenden Algorithmus: 

PF t = (1 + 0) t - 1 

3.8 Kapitalkostenaufschlag nach § 1Oa ARegV 

Der Netzbetreiber kann gern. § 4 Abs. 4 Nr. 1, 2. Alt. ARegV die Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund eines Kapitalkostenaufschlags nach 

§ 1Oa ARegV beantragen. Diesbezüglich ergeht ein gesonderter Beschluss. 
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3.9 Qualitätselement nach, 19 ARegV 

Auf die Erlösobergrenzen sind gemäß § 19 Abs. 1 ARegV Zu- oder Abschläge vor-

zunehmen, wenn Netzbetreiber hinsichtlich der Netzzuverlässigkeit oder der Netz-

leistungsfähigkeit von Kennzahlenvorgaben abweichen (Q t). Diesbezüglich ergeht 

ein gesonderter Beschluss. 

3.10 Volatile Kosten Verlustenergie (VK t) 

Die Festlegung volatiler Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV zur Berücksichtigung von 

Verlustenergiekosten in der vierten Regulierungsperiode erfolgte mit dem Be~ 

schluss BKB-22/003-A. 

3.11 Zu- und Abschläge aus dem Regulierungskonto 

nach § 5 Ab~. 3 ARegV 

Auf die Erlösobergrenzen sind auf Antr-ag des Netzbetreibers gemäß § 5 Abs. 3 

ARegV Zu- oder Abschläge aus dem Regulierungskonto vorzunehmen. Diesbezüg­

lich ergeht ein gesonderter Beschluss. 

4. Mögliche Anpassung der verwendeten 
Eigenkapitalzinssätze 

Die Beschlusskammer hat bei der Bestimmung der kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung im Rahmen der Ermittlung des Ausgangsniveaus die 

Zinssätze für Alt- und Neuanlagen zugrunde gelegt, die in dem Beschluss BK4-21-

055 der BesGhlusskammer 4 vom 12.10.2021 festgelegt worden sind. Gegen den 

Beschluss BK4-21-055 haben zahlreiche Netzbetreiber Beschwerde eingelegt. 

Die unter Tenorziffer 2 tenorierte Regelung zur Anpassung dieses Beschlusses zur 

Festlegung der . Erlösobergrenzen des Netzbetreibers für die vierte 

Regulierungsperiode hinsichtlich der verwendeten Eigenkapitalzinssätze für Alt-

und Neuanlagen, dient der Vermeidung von Beschwerdeverfahren, die unter dem 

Gesichtspunkt der Verfahrensökonomie nicht sinnvoll sind. Ein Netzbetreiber soll 

sich nicht veranlasst sehen, gegen den vorliegenden Beschluss rechts-wahrend 
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Beschwerde einzulegen, nur um sich so die Möglichkeit zu erhalten, von dem 

Ausgang des Beschwerdeverfahrens gegen den Beschluss BK4-21-055 auch in 

diesem Verfahren zur Festlegung der. Erlösobergrenzen zu profitieren. Die 

Beschlusskammer möchte mit der in Rede stehenden Regel_ung somit vermeiden, 

dass dieser Beschluss von Netzbetreibern allein deshalb mit einer Beschwerde 

angegriffen .und so einem gerichtlichen Verfahren zugeführt wird, um 

gegeqenenfalls höhere als im ursprünglichen Beschluss BK4-21-055 festgelegte 

Eigen~apita)zinssätze zur Grundlage dieses Beschlusses zu machen. Gleichzeitig 

wird für den Fall, dass der Netzbetreiber diesen Beschluss nicht nur ~egen der 

verwendeten Eigenkapitalzinssätze, sondern auch wegen anderer 

Beschwerdepunkte angreift, sichergestellt, dass über die insoweit eingelegte 

Beschwerde entschieden werden kann und das ·Abwarten einer abschließenden 

gerichtlichen Entscheidung und einer eventuellen• Neufestlegung zu den mit 

Beschluss BK4-21-055 festgelegten Eigenkapitalzinssätzen. nicht erforderlich ist. 

Dabei soll der Netzbetreiber durch die unter Tenor Ziffer 2 getroffene Regelung so 

gestellt werden, wie er stünde, wenn er diesen Beschluss zur Festlegung der 

Erlösobergrenzen mit einer Beschwerde angegriffen, dabei die Anwendung 

rechtswidriger Eigenkapitalzinssätze für Alt- und Neuanlage~ gerügt hätte und es 

zu einer Neufestlegung der Eigenkapitalzinssätze kommt. Der Netzbetreiber soll 

insoweit weder besser noch schlechter gestellt werden. Dies bedeutet, dass der 

Netzbetreiber im Falle eines ihm günstigen Ausgang des Verfahrens gegen den 

Beschluss BK4-21-055 auch von höheren Zinssätzen in dieser Fes~legung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen profitieren soll. Dies bedeutet aber gleichzeitig 

auch, dass die Beschlusskamnier~ schon im Interesse der Netznutzer-sicherstellt, 

dass im Falle eines für den Netzbetreiber ungünstigen Ausgangs seines 

Beschwerdeverfahrens gegen die Festlegung BK4„21-055 etwaige die 

Erlösobergrenze reduzierende Effekte berücksichtigt werden. Deshalb ist die 

Regelung so ausgestaltet, dass eine Anpassung sowohl erlösobergrenzenerhöhend 

als auch -senkend vorgenommen wird. 

Bei ihrer Entscheidung, die Regelung des Tenors Ziffer 2 in den Beschluss 

aufzunehmen, hat die Beschlusskammer insbesondere berücksichtigt, dass diese 
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Aufnahme der -Regelung mit dem ausdrücklichen Einverständnis des Netzbe-

treibers geschehen ist. Dieser hat sich im Anhörungsverfahren nach 

ausdrücklichem Hinweis für die Aufnahme der Regelung ausgesprochen. 

5. Mögliche Anpassung des verwendeten generellen 
sektoralen Produktivitätsfaktors 

Die Beschlusskammer 4 beabsichtigt für Elektrizitätsversorgungsnetze für die vierte 

Regulierungsperiode einen generellen sektoralen Produktivitätsfaktor fest-zulegen, 

welcher Bestandteil der Regulierungsformel ist. Dieses Festlegungsver-fahren 

befindet sich derzeit in der Vorbereitungs- und Konsultationsphase. Daher hat die 

Beschlusskammer bei der· Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

zunächst keinen Wert für ·den generellen sektoralen Produktivitätsfaktor angesetzt. 

Die Beschlusskammer wird indes nach Festlegung durch die Beschlusskammer 4 

den dann festgelegten generellen sektoralen Produktivitätsfaktor berücksichtigen 

(vgl. Abschnitt 3. 7). 

Die Beschlusskammer trifft mit Tenorziffer 3 hinsichtlich des verwendeten 

generellen sektoralen . Produktivitätsfaktors eine Regelung zur Anpassung der 

Erlösobergrenzen für die vierte Regulierungsperiode. Dies erfolgt mit dem Ziel, 

Beschwerdeverfahren zu vermeiden, die unter dem · Gesichtspunkt der 

Verfahrensökonomie nicht sinnvoll sind. Die zur Begründung der Regelung zum EK-

Zins gemachten Ausführungen gelten entsprechend. Dies gilt unbeschadet der 

Tatsache, dass das von der Beschlusskammer 4 geführte Verfahren noch nicht 

abgeschlossen ist. 

6. Rückwirkende Festlegung der kalenderjährlichen Er-
lösobergrenzen 

Die rüekwirkende Festlegung derErlösobergrenzen nach dem 31.12.2023 ist zuläs-

sig. Sie verstößt insbesondere nicht gegen das in§ 21 a Abs. 1 S. 5 EnWG statuierte 

Gebot der Erreichbarkeit der Effizienzvorgabe. Die Effizienzvorgaben sollen - ana-

log einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen - eine kontinuierliche Kosten-

optimierung auslösen. Mithin kann und wird der Abbau von Ineffizienzen vor oder 
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nach dem Beginn des jeweiligen Kalenderjahres . einer . Regulierungsperiode erfol-

gen (vgl. OLG Düsseldorf, Beschl. v. 14.09.2016, Vl-3 Kart 175/14 M, Rn. 121 f.). 

Der Netzbetreiber war rechtzeitig zur Preisbildung über alle für die Festlegung der 

Erlösobergrenze wesentlichen Elemente informiert. Insbesondere lag das Ergebnis 

der Kostenprüfung vor. Auf dieser Basis war der Netzbetreiber bereits Ende 2023 

in der Lage, die Erlösobergrenze des Jahres 2024 zu ermitteln. 

Die Systematik der ARegV sieht einen erlösobergrenzenfreien Zeitraum nicht vor. 

Die Festlegung der Erlösobergrenzen für die vierte Regulierungsperiode hätte da-

nach grundsätzlich im Jahr 2023 erfolgen sollen. Gleichwohl ist eine rückwirkende 

Festlegung zulässig. Nach Art. 37 Abs. 10 der Richtlinie 2009/73/EG sind die Re-

gulierungsbehörden befugt, vorläufig geltende Übertragungs- und Verteilungstarife 

festzulegen oder zu g·enehmigen und über geeignete Ausgleichsmaßnahmen zu 

entscheiden, falls sich die Festlegung der Tarife verzögert. Wenn aber vorläufige 

Regelungen im Zusammenhang mit der Festlegung der Erlösobergrenze für ein Ka-

lenderjahr zulässig sind, muss auch eine rückwirkende endgültige Festlegung von 

Erlösobergrenzen zulässig sein (vgl. OLG Düsseldorf, Beschl. v. 14.09.2016, Vl-3 

Kart 175/14 (V), Rn. 118 ff.). Dies gilt in jedem Fall, wenn alle erforderlichen Preis-

bildungsgrundlagen vorliegen und der Unterschied zwischen der möglichen vorläu-

figen Anordnung und der endgültigen Festlegu~g der Erlösobergrenzen nur wenige 

Wochen beträgt. 

Rein vorsorglich nimmt die Beschlusskammer hilfsweise folgende Ermessenserwä-

gungen in Bezug auf die rückwirkende Festlegung der Erlösobergrenzen in diesem 

konkreten Einzelfall vor. Im Rahmen des ihr zustehenden Regulierungsermessens 

hat sich die Beschlusskammer entschieden, von einer vorläufigen Festlegung von 

Erlösobergrenzen nach § 72 EnWG abzusehen und die Erlösobergrenzen rückwir­

kend zum 01.01.2024 festzulegen. 

Bei der Entscheidung hat die Beschlusskammer neben dem in § 72 EnWG ange-

legten bzw. sich aus der rückwirkenden Bescheidung ergebenden Zweck einer Vor-

gabe von Erlösobergrenzen auch das Interesse des Netzbetreibers an Rechtssi-
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cherheit und an einer nach§ 21 Abs. 2 S. 1 EnWG angemessenen, wettbewerbs-

fähigen und risikoangepassten Verzinsung des eingesetzten Kapitals sowie das In-

teresse der Netznutzer an den in § 1 Abs. 1 EnWG genannten Aspekten einer si-

cheren, preisgünstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung der Allge-

meinheit mit Elektrizität berücksichtigt. 

Eine vorläufige Festlegung von Erlösobergrenzeri nach § 72 EnWG war aus Sicht 

der Beschlusskammer nicht zweckdienlich für das Verfahren zur Festlegung der ka-

lenderjährlichen ErlösobergrenZen sowie die Vereinnahmung von Netzentgelten. In 

die Abwägung ist auch eingeflossen, dass die zeitliche Verzögerung nicht gravie-

rend war und dem Netzbetreiber rechtzeitig seine Vorgaben für die vierte Regulie-

rungsperiode bekannt waren. Die vorläufige Anordnung wäre somit ein reiner For-

malismus gewesen'. 

Angesichts der dargestellten Umstände erachtet die Beschlusskammer die rückwir­

kende Festlegung der Erlösobergrenze für das Jahr 2024 als ermessensfehlerfrei. 

Vorliegend überwiegt das Interesse der Allgemeinheit.an der (rückwirkenden) Fest-

legung von Erlösobergrenzen ab Beginn der vierten Regulierungsperiode. Die ge-
r 

gen die rückwirkende Festlegung sprechenden Prinzipien des Vertrauensschutzes 

hat die Beschlusskammer demgegenüber im.konkreten Fall als nachrangig bewer-

tet. 

Die Entscheidung, die Erlösobergrenze für das Jahr 2024 rückwirkend festzulegen, 

ist auch verhältnismäßig. Die Entscheidung dient dem Zweck, entsprechend den 

Vorgaben des EnWG, der ARegV und der StromNEV für die gesamte Dauer einer 

Regulierungsperiode Erlösobergrenzen festzulegen. Die rückwirkende Festlegung 

ist hierzu geeignet, insbesondere werden dadurch rückwirkende Effizienzvorgaben 

ermöglicht. Sie ist auch erforderlich, da ein gleich geeignetes, milderes Mittel nicht 

.zur Verfügung steht. Die Entscheidung ist schließlich auch angemessen. Das Inte-

resse des Netzbetreibers, für den Zeitraum der Rückwirkung keinen weiteren Vor-

gaben gemäß dieses Beschlusses zu unterliegen, muss aus Sicht der Beschluss-

kammer hinter dem Interesse der Allgemeinheit an einer sicheren, preisgünstigen 

und effizienten le'itungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität 
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zurückstehen. Etwaige Abweichungen können ohne weiteres über das Regulie-

rungskonto nach § 5 ARegV abgewickelt werden und wirken somit faktis~h erst zu 

einem späteren Zeitpunkt. 

III. Gebühren 

Hinsfchtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG. 

· IV. Anlagenverweis 

Die Anlagen 1 bis 6, die Anlage Aufwandsparameter sowie weitere-in diesen An-

lagen in· Bezug genommene Anlagen sind Bestandteil dieses Beschlusses. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Be-

schwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist bei dem Beschwerdegericht, dem 

Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: Cecilieriallee 3, 40474 Düsseldorf) 

einzureichen. 

Die Beschwerde istzu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die 

Beschwerdeschrift und Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt 

unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Vorsitzender 

Bourwieg 

Beisitzer 

Wetzl 

Beisitzer 

Petermann 
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Anlage Aufwandsparameter 

Einleitung 

Nachfolgend wird die Ermittlung des Ausgangsniveaus der Erlösobergrenzen ge-

mäß § 6 Abs. 1 und 2 ARegV dargestellt (vgl. Ziffer 1.). Zudem werden die dauerhaft 

nicht beeinflussbaren Kostenbestandteile gemäß§ 11 Abs. 2 ARegV (vgl. Ziffer 2.) 

und die Vergleichbarkeitsrechnung in Bezug auf die Kapitalkosten nach § 14 Abs. 

1 Nr. 3, Abs. 2 ARegV erläutert (vgl. Ziffer 3.). 

Die Ergebnisse dieser Ermittlungen fließen in die Bestimmung der Aufwandspara-

meter nach §§ 13 und 14 ARegV ein. Gemäß § 13 Abs. 1 ARegV sind im Effizienz-

vergleich Aufwandsparameter und Vergleichsparameter zu berücksichtigen, wobei 

als Aufwandsparameter die nach§ 14 ARegV ermittelten Kosten anzusetzen sind. 

§ 14 Abs. 1 ARegV bestimmt, nach welchen Maßgaben die als Aufwandsparameter 

anzusetzenden Kosten ermittelt werden; 

Die Gesamtkosten des Netzbetreibers werden nach Maßgabe der zur Bestim-

mung des Ausgangsniveaus anzuwendenden Kostenprüfung nach § 6 Abs. 1 

und 2 ARegV ermittelt 

Von den so ermittelten Gesamtkosten sind die nach § 11 Abs. 2 ARegV dau-

erhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile abzuziehen. 

Die Kapitalkosten zur Durchführung des Effizienzvergleichs sollen so bestimmt 

werden, dass ihre Vergleichbarkeit möglichst gewährleistet ist und Verzerrun-

gen berücksichtigt werden, wie sie insbesondere durch unterschiedliche Al-

tersstrukturder Anlagen, Abschreibungs- und Aktivierungspraktiken entstehen 

können; hierzu ist eine Vergleich:>arkeitsrechnung zur Ermittlung von Kapi-

talkostenannuitäten nach Maßgabe von § 14 Abs. 2 ARegV durchzuführen. 
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Anlage Aufwandsparameter 

1. Ermittlung des Ausgangsniveaus 

Das Ausgangsniveau für die Bestimmung der Erlösobergrenzen des Netzbetreibers 

in der vierten Regulierungsperiode wird gemäß § 6 Abs. 1 S. 1 ARegV durch eine 
Kostenprüfung nach Tell 2 Abschnitt 1 der StromNEV ermittelt. Die Kostenprüfung 

erfolgt nach § 6 Abs. 1 S. 3 ARegV im vorletzten Kalenderjahr vor Beginn der Re-

gulierungsperiode (01.01.2024) auf der Grundlage der Daten des letzten abge-

schlossenen Geschäftsjahres. Dabei gilt gemäß§ 6 Abs. 1 S. 4 ARegV das Kalen-

derjahr, in dem das der Kostenprüfung zu Grunde liegende Geschäftsjahr endet, als 

Basisjahr im Sinne der Verordnung. Mithin erfolgt die Kostenprüfung auf der Grund-

lage der Kostendaten des Basisjahres 2021 . 

Für die Bestimmung des Ausgangsniveaus der kalenderjährlichen Erlösobergren­

zen für die vierte Regulierungsperiode (2024 bis 2028) sind die Netzkosten nach 

§ 6 Abs. 1 S. 1 ARegV i.V.m. §§ 4 bis 9 StromNEV zu ermitteln. Gemäß§ 4 Abs. 2 

StromNEV setzen sich die Netzkosten aus den aufwandsgleichen Kosten nach § 5 

StromNEV, den kalkulatorischen Abschreibungen nach§ 6 StromNEV, der kalkula-

torischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 StromNEV sowie den kalkulatorischen 
Steuern nach § 8 StromNEV, unter Abzug der kostenmindernden Erlöse und Er-

träge nach§ 9 StromNEV, zusammen. Die so ermittelten Gesamtkosten, die gemäß 

§ 6 Abs. 1 ARegV das Ausgangsniveau für die Bestimmung der Erlösobergrenzen 

bilden, ergeben sich aus Anlage 2-1. 

1.1. Aufwandsgleiche Kosten 

Aufwandsgleiche Kosten sind zu berücksichtigen, sofern und soweit sie einen Be-

zug zum Netzbetrieb aufweisen, den Kosten eines effizienten und strukturell ver-

gleichbaren Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs .. 1 StromNEV und§ 21 Abs. 2 S. 1 

EnWG) und sich ebenso bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem 

Umfang nach einstellen würden (vgl. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). 

Kosten sind nicht zu berücksichtigen, sofern und soweit sie nicht ursächlich aus 

dem Betrieb des Netzes entstehen oder dem Betrieb des Netzes dienen. Demge-

mäß sind Kosten, die dem Grunde oder ihrem Verwendungszweck nach dem Ver-

trieb, dem Messstellenbetrieb für intelligente Messsysteme und moderne Messein-

richtungen oder anderen Tätigkeiten zuzuordnen sind. grundsätzlich nicht auf den 
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Anlage Aufwandsparameter 

Netzbetrieb bezogen und somit nicht berücksichtigungsfähig. Gemäß § 7 Abs. 2 S, 

1 MsbG dürfen Kosten des grundzuständigen Messstellenbetreibers für moderne 

Messeinrichtungen und Messsysteme in den Kosten des Netzbetriebs nicht berück­

sichtigt werden. 

Der Netzbetreiber trägt die Dar1egungs- und Beweislast für die Tatsache, dass die 

geltend gemachten Aufwendungen tatsächlich entstanden und dem Netzbetrieb zu-

zuordnen sind. Dies ergibt sich bereits aus der Natur der zu prüfenden Informatio-

nen, die allesamt dem Rechnungswesen des Netzbetreibers bzw. des vertikal inte-

grierten Unternehmens entstammen. D'.ese Internen Vorgänge sind der Beschluss-
kammer nicht bekannt, solange der Netzbetreiber die beurteilungsrelevanten Kos-

ten nicht darlegt und diese dezidiert nachweist. 

Dem steht auch nicht der Amtsermittlungsgrundsatz entgegen. Der Pflicht der Be-

hörde, den Sachverhalt in eigener Verantwortung aufzuklären(§ 68 EnWG und§ 24 

VwVfG) stehen insoweit Obliegenheiten des Netzbetreibers gegenüber (§§ 69 

EnWG und § 26 VwVfG); die Mitwirkungspflicht des Netzbetreibers begrenzt die 

Amtsermittlungspflicht der Verwaltungsbehörde. Diese braucht entscheidungser-
hebliche Tatsachen nicht zu ermitteln, die derBetroffene ihr zu unterbreiten hat (vgl. 

BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 21; BVerwG, Urt. v. 07.11.1986, 8 C 

27/85, Rn. 12). Nicht nachgewiesene Kosten sind folglich nicht berücksichtigungs-

fähig (vgl. OLG Stuttgart, Beschl. v. 07.04.2016, 201 EnWG 12/14, Rn. 45f., juris; 

BGH, Beschl. v. 10.11.2015, EnVR 26/14, Rn. 20). 

Einzelkosten des Netzes sind gemäß§ 4 Abs. 4 StromNEV dem Netz direkt zuzu-
ordnen. Kosten des Netzes, die sich nicht oder nur mit unvertretbar hohem Aufwand 

als E.inzelkosten direkt zurechnen lassen, sind als Gemeinkosten über eine verur-

sachungsgerechte Schlüsselung gegebenenfalls zunächst der Sparte Elektrizität 

und sodann der Tätigkeit Elektrizitätsübertragung oder -verteilung zuzuordnen. Die 

zu Grunde gelegten Schlüssel müssen sachgerecht sein und den Grundsatz der 

Stetigkeit beachten. Die verwendeten Schlüssel müssen eine möglichst große Nähe 

zur tatsächlichen Kostenverteilung aufweisen. Stundenaufschreibungen einer Lohn-

buchhaltung z.B. lassen eine anteilige Verteilung der Personalkosten auf den Netz• 
betrieb somit plausibler erscheinen, als Umsatz- oder Gewinnschlüssel. Änderun-

gen eines Schlüssels sind nur zulässig, sofern diese sachlich geboten sind. 
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Die Berücksichtigung von Plankosten und -erlösen ist gemäß§ 6 Abs. 2 S. 2 ARegV 

ausgeschlossen. § 6 Abs. 2 S. 2 ARegV regelt, dass§ 3 Abs. 1 S. 5 HS 2 StromNEV 

bei der Durchführung der Kostenprüfung zur Bestimmung des Ausgangsniveaus 

nach § 6 Abs. 1 ARegV keine Anwendung findet. 

Kosten, die auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, sind gemäß § 6 

Abs. 2 S. 1 ARegV i.V.m. § 3 Abs. 1 S. 5 HS 1 StromNEV ebenfalls nicht zu berück­

sichtigen. Soweit aufwandsgleiche Kosten dem Grunde oder der Höhe nach auf ei-

ner Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, auf das sich die Kostenprüfung be-

zieht, bleiben sie gemäß § 6 Abs. 2 S. 1 ARegV bei der Ermittlung des Ausgangs-

niveaus unberücksichtigt. Eine Besonderheit des Geschäftsjahres liegt vor, wenn 

bestimmte Kosten des Netzbetriebs nicht periodisch im laufe der folgenden Regu-

lierungsperiode wiederkehren, sondern ausschließlich im Basisjahr anfallen. 

Der Regelung des§ 6 Abs. 2 S. 1 ARegV liegt die Überlegung zu Grunde, dass die 

Heranziehung der Kosten eines bestimmten Geschäftsjahres als Grundlage für die 

Festlegung der Erlösobergrenzen dann gerechtfertigt ist, wenn die Kostenstruktur 

in den aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren in der Regel im Wesentlichen gleich 

ist (vgl. BGH, Beschl. v. 25.04.2017, EnVR 57/15, Rn. 22). Mit diesem Konzept wäre 

es nicht vereinbar, wenn Kosten die Grundlage für die Festsetzung der Erlösober­

grenzen bildeten, die ausschließlich im Basisjahr aufgetreten sind. Dies kann der 

Fall sein, wenn in dem maßgeblichen Geschäftsjahr einmalige Effekte zu verzeich-

nen sind, die das Kostenniveau signifikant gegenüber den Kosten der Vorjahre er-

höhen. Eine Besonderheit liegt hingegen nicht vor, wenn der Netzbetreiber plausibel 

darlegt, dass erstmals im Basisjahr Kosten zu verzeichnen sind, die im Laufe der 

folgenden Regulierungsperiode (Wirkungszeitraum) fortlaufend wiederkehren. Das 

gilt, dem Sinn und Zweck der Regelung entsprechend, auch für Erlöse. 

Eine Anwendung des § 6 Abs. 2 S. 1 ARegV auf Bilanzwerte ist indes ausgeschlos-

sen, da bei der Bestimmung der kalkulatorischen Kosten gemäß § 7 Abs. 2 S. 1 

StromNEV bereits eine Vergleichmäßigung periodischer Effekte im Wege der Mit-
telwertbildung über die Jahre 2020 und 2021 erfolgt. Insofern besteht kein Raum 

mehr für die Anwendung des§ 6 Abs. 2 S. 1 ARegV. Überdies handelt es sich for• 

maliter bei den Bilanzwerten nicht um Kosten i.S.d. § 4 StromNEV. 
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1.1.1. Aufwendungen für die Beschaffung von Verlustener-

gie (GK-Zlffer 1.1.1.1. / GuV-Ziffer 5.1 .1.) 

Die relevanten Verlustenergiekosten ergeben sich aus den Beschaffungskosten der 
im Kalenderjahr 2021 zum Einsatz gebrachten Verlustenergie (§ 10 Abs. 1 Strom-

NEV). Verluste, die nicht physikalisch bedingt sind (z.B. Betriebsverbrauch, 

Stromdiebstahl), dürfen nicht Bestandteil dieser Position sein. 

Die Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen sind verpflichtet, Verlustenergie in 

einem marktorientierten, transparenten und diskriminierungsfreien Verfahren zu be-

schaffen, vgl. § 10 Abs. 1 StromNZV. Netzbetreiber mit über 100.000 unmittelbar 
und mittelbar angeschlossenen Kunden sind verpflichtet, dazu Ausschreibungsver-

fahren durchzuführen, die in der Festlegung der Beschlusskammer 6 vom 

21.10.2008 (BK6-08-006) näher dargelegt sind. Preisseitig setzt die Beschlusskam-

mer den durchschnittlichen Beschaffungspreis des Netzbetreibers für das Kalender-

jahr 2021 an. 

Zur Ermittlung der Verlustenergiekosten ist weiterhin festzustellen, ob die relative 

Höhe der Verlustenergiemengen effizient ist. Die Beschlusskammer hat eine natio-
nale Vergleichsbetrachtung der Verlustenergiemengen je Spannungsebene (Netz-

und Umspannebenen) durchgeführt. Die Untersuchung diente dazu, die Gültigkeit 

der Auf!Jrlffsgrenzen aus der vorherigen Bestimmung des Ausgangsniveaus für den 

aktuellen Betrachtungszeitraum zu überprüfen. Die Stichprobe, für die plausible Da-

ten vorlagen, umfasste 91 Netzbetreiber in Zuständigkeit der Bundesnetzagentur. 

Als Vergleichsbasis wurde je Spannungsebene das Verhältnis der Verlustenergie-

menge zur Jahresarbeit (Bezug aus vorgelagerter Spannungsebene + Einspeisung 

aus Erzeugungsanlagen + Rückspeisung in die vorgelagerte Spannungsebene) 

herangezogen (Verlustquote). 

Wie bereits bei der vorherigen Bestimmung des Ausgangsniveaus wurde die Um-

spannebene MS/NS mit der Netzebene NS zusammengefasst. Dadurch werden Zu• 

ordnungen von Verlustenergiemengen in diesen Spannungsebenen erleichtert. An-

dere Spannungsebenen werden weiterhin einzeln betrachtet, um Netzbetreiber, die 

nicht alle Spannungsebenen betreiben, nicht zu benachteiligen. Getrennt wurde je-
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doch die Verlustquote Ost betrachtet, um den signifikant höheren Verlustenergie-

mengen in der Mittel- und Niederspannung ostdeutscher Netzbetreiber Rechnung 

zu tragen. 

Die sich aus der nationalen Vergleichsbetrachtung ergebenden Durchschnittswerte 

je Spannungsebene wurden jeweils um das einseitige Konfidenzintervall (95 % Ver-

trauenswahrscheinlichkeit) erhöht und mit den Aufgriffsgrenzen aus der letzten Aus-

gangsniveaubestimmung verglichen. Sie lagen jeweils unter den bisherigen Auf-

griffsgrenzen. 

Die Aufgrlffsgrenzen wurden daher wie folgt festgelegt 

West HS < 0 .5 % ; HS/MS < 0 5 % ; MS < 1.0 % ; MS/NS. NS < 2 3 % 
Ost HS < 0 .5 % • HS/MS < 0 5 % • MS < 1 0 % · MS/NS NS < 2.9 % 

Der Netzbetreiber hat folgende Verlustenergiemengen beschafft: 

HIS 

9 t .......... 

....... ... ..."' ....., 

Die Aufgrlffsgrenzen werden durch diese Werte nicht überschritten. Jedoch über­

steigt der angegebene Betrag den Wert aus der Gewinn- und Verlustrechnung. Der 

Wert aus der Gewinn- und Verlustrechnung stellt die Obergrenze der Anerl<en-

nungsfähigkeit dar. Es kam zu der Verlustenergiemengen. 

Die Position ist m~ e anzusetzen. 

1.1.2. EEG-Umlage auf Betriebsverbrauch (GK-Ziffer 
1.1.1.3. / GuV-Ziffer 5.1.3.) 

Diese Position umfasst unter anderem den Betrag, den der Netzbetreiber zur eigen-

betrieblichen Versorgung mit Strom verwendet. Aufgrund derAbschaffung derEEG-
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Umlage seit Juli 2022 fallen für die vierte Regulierungsperiode keine Aufwendungen 

daraus mehr an. Die Position ist deshalb um - E zu vermindern. 

Erster Anknüpfungspunkt dafür isl § 6 Abs. 2 S. 1 ARegV. Danach sind Kosten bei 

der Ermittlung des Ausgangsniveaus nicht zu berücksichtigen, soweit diese dem 

Grunde oder der Höhe nach auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen. 

auf das sich die Kostenprüfung bezieht. Die EEG-Umlage ist ersatzlos entfallen, es 

entstehen keine dementsprechenden Folgekosten im Laufe der vierten Regulie-

rungsperiode. Folglich dürfen sämtliche sich daraus ergebende Kostenbestandteile 

keine Berücksichtigung mehr im Ausgangsniveau finden, auch nicht anteilig. Das 

Kostenniveau wäre unter Einbeziehung der in der Zukunft gesichert nicht mehr an-

fallender Kostenbestandteile nicht repräsentativ. In diesem Sinne führt das OLG 

Schleswig aus, dass die Kostenprüfung nach der ARegV und GasNEV davon aus-

gehe, dass das sog. Basisjahr repräsentativ für die Kosten der gesamten folgenden 

Regulierungsperiode verstanden werden könne (OLG Schleswig, Beschl. v. 

11.01 .2021, 53 Kart 1/18, s. 24). 

Diese Auslegung wird auch durch die Entscheidung des BGH vom 13.12.2022 ge-

stützt (BGH, Beschl. v. 13.12.2022, EnVR 55/20, Rz. 19). Darin führt der BGH aus: 

.Gemäß § 6 Abs. 2 Satz 1 ARegV bleiben Kosten. soweit sie dem Grunde oder der 

Höhe nach auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, auf das sich die 

Kostenprüfung bezieht, bei der Ennittlung des Ausgangsniveaus unberücksichtigt. 

Die Vorschrift regelt also unmittelbar den Fall, dass aufgrund der für das Basisjahr 

erhobenen Daten Kosten ermittelt werden, die dem Netzbetreiber in den übrigen 

Geschäftsjahren nicht entstanden sind und voraussichtlich nicht entstehen werden 
und die sich daher als Ausreißer darstellen, und sie ordnet an, dass diese Kosten 

bei der Festlegung des Ausgangsniveaus ausgeklammert werden." Hinsichtlich der 

hier in Rede stehenden Kostenposition ist auf Grund der gesetzlichen Anordnung 

evident, dass diese zukünftig nicht entstehen werden. 

Ferner muss zweitens berücksichtigt werden, dass es sich bei der Abschaffung der 

EEG-Umlage um eine gesetzlich angeordnete Maßnahme und nicht um eine Ent-

scheidung der Behörde handelt. Diese Entlastung wirkt gegenüber den Netzbetrei• 

bem. Laut Gesetzesbegründung dient de Maßnahme insbesondere der Entlastung 
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der Verbraucherinnen und Verbraucher (vgl. BT-Drs. 20/1025, S. 7f.). Dieser ge-
. setzgeberische Wille würde gerade verfehlt, wenn Verbraucherinnen und Verbrau-

cher insofern indirekt über die Netzentgelte weiter mit der EEG-Umlage aus dem 

Basisjahr belastet würden. Ferner hat der Gesetzgeber durch weitere, kleinere Ge-
setzesänderungen sichergestellt (vgl. bspw. § 118 Abs. 37ft. EnWG), dass eine tat-

sächliche Weitergabe an die Verbraucherinnen und Verbraucher ohne Verzögerun­

gen stattfindet. Die im Wettbewerb stehenden Stromlieferanten waren somit ver-

pflichtet, die Entlastung unverzüglich an die Abnehmer weiterzugeben. Dies zeigt 

auch, dass sich die aus der (nunmehr weggefallenen) EEG-Umlage bedingten Kos-

ten im Wettbewerb gerade nicht einstellen würden (vgl. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). 

Durch die Umsetzung im Hinblick auf die kommende Regulierungsperiode tritt im 

Monopol ohnehin eine Verzögerung gegenüber den Verbraucherinnen und Ve~-

brauchem ein. Dies ist der laufenden Regulierungsperiode geschuldet. Eine Fort-

schreibung dieses klar abgrenzbaren, gesetzlich geschaffenen und nunmehr abge-

schafften Kostenelements über den 31.12.2023 hinaus widerspräche allerdings der 

gesetzlichen Wertung. 

1.1.3. Kosten aus EEG/KWK-G (GK-Z.iffem 1.1.1.6. und 
1.1.1.7. / GuV-Ziffern 5.1.6. und 5.1.7.) 

Korrespondierend zu den jeweiligen Erträgen (GK-Ziffem 5.7.2. und 5.7.3.) handelt 
es sich bei den Aufwendungen für den EEG-Ausgleichmechanismus und den 

KWK-G Belastungsausgleich um durchlaufende Posten. Sowohl die Aufwendungen 

als auch die Erlöse aus diesen Positionen wurden daher nicht angesetzt. 

1.1.4. Weitere Kosten aus Umlagen (GK-Ziffern 1.1.1.8., 

1.1.1.9. und 1.1.1.10. / GuV Ziffern 5.1.8., 5.1.9. und 

5.1.10.) 

Korrespondierend zu den jeweiligen Er1rägen (GK-Ziffem 5.7.4., 5.7.5. und 5.7.6.) 

handelt es sich bei den Aufwendungen fürdie Offshorenetzumlage (ONU), den Um-

lagemechanismus für individuelle Netzentgelte gemäß§ 19 Abs. 2 StromNEV und 

den Belastungsausgleich für abschaltbare Lasten um durchlaufende Posten. So-

wohl die Aufwendungen als auch die Erlöse aus diesen Positionen wurden daher 

nicht angesetzt. 
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1.1.5. Sonstiges (GK-Ziffer 1.1.1.11. / 5.1.11.) 

Der Netzbetreiber macht in dieser Position aufwandsgleiche Kosten für den KWK 

Stromankauf in Höhe von~ gellend. Eine netzkostenwirksame Berücksich-
tigung ist nicht sachgerecht, da es sich dabei um durchlaufende Kosten handelt. 

Die Position Ist gemindert um- € mi- € anzusetzen. 

1.1.6. Aufwendungen für überlassene Netzinfrastruktur 
(GK-Zlffer 1.1.2.3. / GuV-Ziffer 5.2.3.) 

Unter der Position ,Aufwendungen für überlassene Netzinfrastruktur" macht der 

Netzbetreiber aufwandsgleiche Kosten für die Überlassung betriebsnotwendiger 

Anlagegüter in Höhe von € geltend. Die aus der Überlassung des Anla-

gevermögens nach § 4 Abs. 5 StromNEV resultierenden Kosten (.Pachtzins") sind 

nur bis zu der Höhe anerkennungsfähig, wie sie anfielen, wenn der Netzbetreiber 

Eigentümer der Anlagen wäre. 

Grundlage der Prüfung und damit einer Anerkennung von Kosten ist der einge-

reichte Erhebungsbogen für den Verpächter. Die konkreten Inhalte und Ergebnisse 
der Prüfung sind dem gesonderten Abschnitt 1.6. zu entnehmen. 

1.1.7. Aufwendungen für durch Dritte erbrachte Betriebs-
führung (GK-Ziffer 1.1.2.4. / GuV-Ziffer 5.2.4.) 

Aufwendungen für durch Dritte erbrachte Betriebsführung bzw. Aufwendungen für 

durch Dritte erbrachte Wartungs- und lnstandhaltungsleistungen betreffen regelmä-

ßig Vertragsgestaltungen ausgelagerter Betriebskosten. Die durch Dritte erbrachten 

Dienstleistungen sind nach Maßgabe des§ 4 Abs. Sa StromNEV zu berücksichti­

gen. 

Der Umgang mit Dienstleistungskosten wird durch § 4 Abs. Sa StromNEV klarge-

stellt. Die Vorschrift hat das Ziel, eine in der Regulierungspraxis wirksame Regelung 

für Fallkonstellationen zu konkretisieren. in denen Netzbetreiber die mit dem Netz-

betrieb verbundenen Aufgaben ganz oder teilweise an einen Dienstleister ausgela-

gert haben (BR-Drs. 296/16, S. 14 ff.). 
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Dabei wird zwischen Leistungen, die durch ein verbundenes Unternehmen erbracht 

werden, und solchen, die von fremden Dritten in Anspruch genommen werden, un-
terschieden. Kosten für mittelbare oder unmittelbare Dienstleistungen eines verbun-

denen Unternehmens sind maximal in der Höhe anzusetzen, wie sie bei dem die 
Dienstleistung erbringenden Unternehmen unter Anwendung der Grundsätze der 

Entgeltbestimmung im Sinne der StromNEV und gegebenenfalls unter Anwendung 

des§ 6 Abs. 2 ARegV tatsächlich angefallen sind (vgl. BR-Drs. 296/16, S. 17). 

Sofern eine Dienstleistungserbringung durch konzemverbundene Unternehmen 

Kostenvo11eile mit sich bringt, so entspricht es der Wirkungsweise der Anrelzregu-

lierung, diese über das Basisjahr auch den Netznutzern zu Gute zu bringen. Ande-
rerseits birgt dies auch ein hohes Potential für Quersubventionierungen. Daher sind 

vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen einschließlich ihrer rechtlich 

selbstständigen Unternehmen, die mittelbar oder unmittelbar energiespezifische 

Dienstleistungen erbringen, zur Vermeidung von Diskriminierung und Quersubven-

tionierung verpflichtet, in ihrer internen Rechnungslegung jeweils getrennte Konten 

für jede ihrer Tätigkeiten gern. § 6b Abs. 3 EnWG so zu führen, wie dies erforderlich 

wäre, wenn diese Tätigkeiten von rechtlich selbstständigen Unternehmen ausge-

führt würden. Erstmals konnte die Beschlusskammer als Ausgangspunkt der Prü­

fung der Dienstleistungen im Konzern auf ihre Festlegung vom 25.11 .2019 zu § 6b 
EnWG (BK8-19/00002-A bis BKS-19/00006-A) aufsetzen. 

Kosten für Dienstleistungen durch fremde Dritte sind maximal in der Höhe anzuset-

zen, wie sie anfallen würden , wenn der Betreiber des ElektrizitätsverSOrgungsnet-

zes die jeweiligen Leistungen selbst erbringen würde (§ 4 Abs. 5a S. 4 StromNEV). 
' 

Für beide Konstellationen bildet § 4 Abs. 5a StromNEV lediglich eine Obergrenze. 

Bilanzielle und kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs sind nach§ 4 Abs. 1 Strom-

NEV weiterhin nur insoweit anzusetzen, als sie den Kosten eines effizienten und 

strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen. Hinsichtlich der Dienstleis-

tungskosten folgt daraus, dass die Dienstleistungsverträge einem Fremdvergleichs-

maßstab standhalten müssen. Die Marktgerechtigkeit der in Ansatz gebrachten Ver-

gütungssätze ist vom Netzbetreiber nachzuweisen. 
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An der Marktgerechtigkeit der geltend gemachten Dienstleistungsentgelte bestehen 

erhebliche Zweifel. Der Dienstleistungsbeziehung lagen u.a. keine ausschreibungs-

fähigen Leistungsbeschreibungen zu Grunde; zudem hat der Netzbetreiber auf ein 

Ausschreibungsverfahren gänzlich verzichtet und stattdessen sämtliche Leistungen 

an ein konzemverbundenes Unternehmen vergeben. Bei einer Auftragsvergabe 

zwischen verbundenen Unternehmen ist stets zu vennuten, dass diese überteuert 

angeboten werden. Daraus ergibt sich ein erhöhter Nachweisbedarf für die Markt-

gerechtigkeit der in Anspruch genommenen Leistungen. Dies setzt jedenfalls ent-

sprechende Leistungsbeschreibungen und Service-Level-Agreements voraus, die 

einen Drittvergleich überhaupt ennöglichen. 

Der Netzbetreiber hat die Marktgerechtigkeit der in Ansatz gebrachten Dienstleis-

tungsentgelte nicht nachgewiesen. Außerdem handelt es sich bei dem Dienstleis-

tungsvertrag um einen seit dem 17. November 2015 bestehenden Vertrag, der seit-

dem nicht überarbeitet wurde. 

Im Rahmen des Anhörungsgesprächs hat der Netzbetreiber vorgetragen, dass die 

Kostenposition aus den nachfolgenden Kostenblöcken besteht: 

Kostenblock 

Wagniszuschlag 

Wert [In Euro) 

Sonstige DL 

Fremdleistungen 

Abrechnung DL 

DLGesamt 

Ausgehend von dem Maßstab, dass durch Dritte erbrachte Dienstleistungen maxi-

mal in der Höhe anzusetzen sind. wie sie anfielen. wenn der Netzbetreiber die Leis-

tungen selbst erbringen würde, ist für eine über dem § 7 Abs. 5 StromNEV hinaus-

gehende Anerkennung eines unternehmerischen Wagnisses kein Raum. Es ist da-

von auszugehen, dass wenn der Netzbetreiber die Leistungen selbst erbringen 

würde, sich -zwar die aufwandsgleichen Kosten verändern würden (keine von durch 
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Dritte erbrachten Dienstleistungsaufwendungen, dafür beispielsweise jedoch hö­

here Materialkosten, etc.), Dies hätte jedoch keine Auswirkungen auf die Höhe des 

Zuschlags bei der Eigenkapitalverzinsung. Der Wagniszuschlag ist nicht berück­

sichtigungsfähig. 

In der Anhörung wurden die Kostenblöcke für Abrechnung DL und Fremdleistungen 

nachvollzogen. Es erfolgt eine pauschale Kürzung um l'rozent auf die sonstige 

DL. 

Somit beläuft sich die Kürzung in der Position Aufwendun 

brachte Betriebsführung auf insgesam 

1.1.8. Rechts- und Beratungskosten (GK-Ziffer 1.5.5. / GuV-

Ziffer 8.5.) 

Der Netzbetreiber macht in dieser Position aufwandsgleiche Kosten in Höhe von 

- €geltend. 

Der Netzbetreiber hat im Rahmen seiner Stellungnahme eine Liste zur Verfügung 

gestellt, aus der die wiederkehrenden und einmaligen Aufwendungen hervorgehen. 

Hierbei handelt es sich Im Basisjahr 2021 in Höhe von - € um Aufwendungen, 

die nicht wiederkehrend sind. 

Nach Ausführung des Netzbetreibers ist es nicht ersichtlich, dass dieser Aufwand 

dem Grunde nach jährlich im laufe der vierten Regulierungsperiode wiederkehrt; 

vielmehr handelt es sich bereits dem Grunde nach um einmalige Aufwendungen, 
da der Efflzlenzverglelch und die Kostenprüfung Stromnetz nur alle 5 Jahre durch-

geführt werden. Der Netzbetreiber kann nicht darlegen, mit welchen Kosten er in 

den Folgejahren rechnet. 

Die Beschlusskammer hat die geltend gemachten Kosten um die Besonderheit des 
Geschäftsjahres bereinigt und diese nach Betrachtung der Kosten im Mehrjahres-

vergleich und nach Würdigung des Vortrags des Netzbetreibers im Durchschnitts-

wert der Jahre 2017 bis 2021 berücksichtigt. So ist sichergestellt, dass ein reprä-

sentatives Niveau dieser Kostenposition für die vierte Regulierungsperiode aner-

kannt wird und einmalige Besonderheiten geglättet werden. 
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Mittelwert 
Zlffw Position 2017 2018 2019 2020 2021 2017-2021 

8.5. Rechts- und Beratungskos-
ten 

[EUR] 

Die geltend gemachten aufwandsgleichen Kosten werden somit um - € ver-

mindert, um ein repräsentatives Niveau für' die vierte Regulierungsperiode zu be-
rücksichtigen. 

1.1.9. Einzelwertberichtigungen auf Forderungen (GK-Zif-
fer 1.5.10. / GuV-Ziffer 8.10.) 

Der Netzbetreiber hat aufwandsgleiche Kosten für Einzelwertberichtigungen bzw. 

Abschreibungen auf Forderungen in Höhe von1111111111€ geltend gemacht. Diese 

sind nur berücksichtigungsfähig, wenn es sich um Berichtigungen bzw. Abschrei-

bungen wegen uneinbringlicher Forderungen handelt Uneinbringliche Forderungen 

liegen vor, wenn es sich um einen endgültigen Forderungsausfall handelt, d. h. die 

Beitreibung des Forderungsbetrages erfolglos abgeschlossen wurde (bspw. frucht-
lose Zwangsvollstreckung oder Insolvenzverfahren mangels Masse eingestellt). 

Darüber hinaus steht die Existenz einer Versicherung gegen Forderungsausfälle ei-

ner Kostenanerkennung von Abschreibungen auf uneinbringliche Forderungen ent-
gegen. Das Vorliegen uneinbringlicher Forderungen ist vom Netzbetreiber ausführ­

lich, unter Nennung der Firma des Debitors, der Höhe des Forderungsausfalls, der 

durchgeführten Maßnahmen im Rahmen der versuchten Beitreibung etc. darzule-

gen. 

Die Beschlusskammer hat die geltend gemachten Kosten um die Besonderheit des 

Geschäftsjahres bereinigt und diese nach Betrachtung der Kosten im Mehrjahres-

vergleich und nach Würdigung des Vortrags des Netzbetreibers im Durchschnitts-

wert der Jahre 2017 bis 2021 berücksichtigt. 
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Die geltend gemachten aufwandsgleichen Kosten werden somit um- € ver-
mindert. 

1.1.10. Pauschalwertberichtigungen auf Forderungen (GK-
Ziffer 1.5.11 . / GuV-Ziffer 8.11.) 

Der Netzbetreiber macht Kosten für Pauschalwertberichtigungen in Höhe von 

- € geltend. Diese sind nicht berücksichtigungsfähig, weil sie lediglich dem bi-
lanziellen Vorsichtsprinzip geschuldet sind und den Pauschalwertberichtigungen 

keine tatsächlichen Kosten gegenüberstehen. Insofern sind Pauschalwertberichti-

gungen generell nicht berücksichtigungsfähig. 

1.2. Kalkulatorisches Sachanlagevermögen 

Planmäßige oder außerplanmäßige Wertminderungen von Vermögensgegenstän­

den werden in Abschreibungen erfasst. Die für die Gesamtkosten nach § 6 Abs. 1 

S. 1 ARegV maßgeblichen Abschreibungen betriebsnotwendiger Anlagegüter wer-

den auf Grundlage des § 6 StromNEV kalkulatorisch ermittelt und ersetzt somit die 

handelsbilanziellen Werte. Damit wird ein langfristig angelegter, leistungsfähiger 
und zuverlässiger Netzbetrieb gewährleistet. 

Für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung Ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Ab-
schreibungen ist gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 StromNEV zu unterscheiden nach Anlage-

gütern, die vor dem 01 .01 .2006 aktiviert wurden (Altanlagen), und Anlagegütern, 

die ab dem 01.01 .2006 aktiviert wurden (Neuanlagen). 

Bei Altanlagen werden nach § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 StromNEV für den eigenfinanzier-

ten Anteil des Anlagevermögens (maximal 40 %) Tagesneuwerte als Basis für die 

weiteren Berechnungen herangezogen. Die Tagesneuwerte werden mittels Indexie-

rung der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt. Für den 

fremdfinanzierten Anteil des Anlagevermögens (mindestens 60 %) bilden die jewei-
ligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten den Ausgangspunkt für 

die weitere Wertermittlung (vgl. § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 StromNEV). 
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Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gemäß § 6 Abs. 4 

StromNEV ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten zu ermitteln. 

Dementsprechend wurden für alle Anlagengüter zunächst die historischen Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten identifiziert. Netzkäufe und vergleichbare Fallgestal-

tungen dürfen nicht dazu führen, dass die Berechnungsgrundlagen verfälscht wer-

den. Anschließend wurden aus den historischen Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten mithilfe von Preisindizes Tagesneuwerte bestimmt, um die eigenfinanzierten 

Abschreibungsanteile der Altanlagen berechnen zu können. Aus der gewichteten 

Bestimmung der Anschaffµngsrestwerte der Altanlagen zu Tagesneuwerten und zu 
Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie den Restwerten der Neuanlagen 

wurde schließlich die kalkulatorische Jahresabschreibung bes!imml. 

Die kalkulatorischen Abschreibungen für Alt- und Neuanlagen sind jährlich auf 

Grundlage der jeweiligen betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer nach Anlage 1 zu 

§ 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV und nach der linearen Abschreibungsmethode (§ 6 Abs. 2 

S. 1 und Abs. 4 StromNEV) zu ermitteln. Die für ein Anschaffungsjahr, in einer An-
lagengruppe einmal gewählte Nutzungsdauer und das ursprüngliche Zugangsjahr 

sind unverändert fortzuführen, um das in § 6 Abs. 5 und § 6 Abs. 7 StromNEV vor-

gegebene Verbot von Abschreibungen unter Null umzusetzen. 

1.2.1. Historische Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 
StromNEV legal definiert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten 

Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

Entscheidend bei der für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermö­

gens relevanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist, 

dass sie den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (vgl. 

§ 6 Abs. 3 und 4 StromNEV). Diese Vorgabe verbietet es grundsätzlich, Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten z.B. durch eine Rückrechnung anhand zeitnaher üb­

licher Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Einbeziehung qualitativer Ver-

änderungen des zu betrachtenden Gutes zu ermitteln. 
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Nach § 6 StromNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachan!agevermö­

gens, sofern und soweit sie betriebsnotwendig sind. Zum betriebsnotwendigen Ver-

mögen gehören alle Vermögenswerte, die dem Geschäftsablauf des Netzbetriebs 

dienen. 

Nicht aktivierten, sondern über lnstandhaltungsaufwand finanzierten Vermögensge-

genständen fehlt die Ansatzfähigkeit schon dem Grunde nach. Da unterstellt wer-

den muss, dass diese Beträge in der Vergangenheit schon wieder verdient wurden, 

Ist der Netznutzer nicht durch den erneuten Ansatz der Aufwendungen als Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten zu belasten. 

1.2.1.1. Kontlnultätsgebot und Verbot der Abschreibung un-

ter Null, insbesondere Netzkäufe und vergleichbare 

Fallgestaltungen 

Gern. § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 StromNEV ist bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Abschreibungen für den fremdfinanzierten Anteil der Altanlagen und gern. § 6 Abs. 
4 StromNEV bei den Neuanlagen von den jeweiligen, im Zeitpunkt ihrer Errichtung 

erstmalig aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten (,.historische Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten") auszugehen. In§ 6 Abs. 5 und 6 StromNEV ist der 
Grundsatz der Kontinuität normiert. Für die Nutzungsdauern ergibt sich dieser aus 

§ 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV. Demnach sind die jeweils für eine Anlage in Anwendung 
gebrachten Nutzungsdauern unverändert zu lassen. Der Netzbetreiber ist an die 

festgelegten Nutzungsdauern nicht nur gebunden, wenn er sie selbst in Ansatz ge-

bracht hat, sondern auch, wenn die Bes::hlusskammer über diese im Rahmen einer 

Entgeltgenehmigung oder einer Festlegung der Er1ösobergrenzen bestandskräftig 

entschieden hat (BGH, Beschl. v. 12. November 2019, EnVR 109118). 
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§ 6 Abs. 6 StromNEV untersagt eine Abschreibung unter Null aufgrund des Wieder-

al)flebens k.ilkul.itorischer Restwerte, insbesondere .iuch im Falle einer Verände-

rung der ursprünglichen Abschreibungsdauer. Daraus ergibt sich das Kontinuitäts-

gebot für die kalkulatorischen Restwerte. Die k.ilkulatorischen Restwerte, die die 
Regulierungsbehörde in einem bestandskräftigen Bescheid über die Genehmigung 

von Netzentgelten oder die Festlegung von Erlösobergrenzen für eine frühere Re-

gulierungsperiode zugrunde gelegt hat, sind für die Netzbetreiber bindend. Daher 

darf ein in der Vergangenheit für einen früheren Zeitpunkt angesetzter Restwert 

nicht später auf Verlangen eines Netzbetreibers nach oben korrigiert werden. An-
sonsten besteht die Gefahr, dass kalkulatorische Abschreibungen erneut vorge-

nommen werden, was im Ergebnis einer Abschreibung unter Null gleichkommen 

würde. 

Nach § 6 Abs. 7 StromNEV gilt das Verbot der Abschreibung unter Null ungeachtet 

einer Änderung der Eigentumsverhältnisse oder der Begründung von Schuldver-

hältnissen. Darin kommt zum Ausdruck, dass ein Netzkauf, die Übernahme von An-
lagevermögen aus dem vertikal integrierten oder von verbundenen Unternehmen 

oder vergleichbare Fallgestaltungen nicht zu einer Erhöhung der berücksichtigungs­

fähigen Netzkosten führen dürfen. Insoweit hat der Gesetzgeber den Interessen der 

Netznutzer an möglichst geringen Netzkosten den Vorrang eingeräumt. Ihre sachli-
che Grundlage findet diese gesetzgeberische Entscheidung in dem Charakter der 

Energieversorgungsnetze als natürliche Monopole, die den Netznutzern regelmäßig 

keine wettbewerblichen Ausweichmöglichkeiten lassen. Die Vorschrift geht auch 

schon aufgrund ihrer systematischen Stellung den Übergangsregelungen des § 32 
StromNEV vor. D.h. unabhängig von den zugrunde gelegten Nutzungsdauern, un-

abhängig von der Änderung von Eigentumsverhältnissen oder der Begründung von 

Schuldverhältnissen, darf kein Vermögensgegenstand mehr als genau einmal in 

Ansatz gebracht werden. 
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Für den Fall von Netzkäufen ist dementsprechend festzuhalten, dass bei der Ermitt-

lung der kalkulatorischen Abschreibungen und Restwerte der Kaufpreis für erwor-

bene Netze nicht zugrunde gelegt werden darf (vgl. BGH, Beschl. v. 14.08.2008, 
KVR 35/07 , Rn. 47 ff.). Nach§ 6 Abs. 6 StromNEV dürfen die Abschreibungsgrund-

lagen nicht verändert werden, was bedeutet, dass das Abschreibungsobjekt nur ein-

mal und ohne Erhöhung der Kalkulationsgrundlage abgeschrieben werden kann. § 

6 Abs. 7 StromNEV stellt überdies klar, dass das Verbot einer Abschreibung unter 

Null auch im Falle eines Eigentümerwechsels gilt. Damit wird bei einem Verkauf 

eine Veränderung der Abschreibungsgrundlage explizit ausgeschlossen. Auch aus 

der vielfach herangezogenen .Kaufering"-Entscheidung des BGH (BGH, KZR 
12/97) folgt nichts anderes (so explizit für die StromNEV: BGH, Beschl. v. 

14.08.2008, KVR 35/07, Rn. 47 ff.). Daher sind auch die kalkulatorischen Restwerte 

eines übernommenen Netzteils separat fortzuführen. 

1.2.1.2. Veränderung der historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten 

Entscheidend bei den für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermö­

gens relevanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist es, 

dass sie den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (vgl. 

§ 6 Abs. 3 und 4 StromNEV). Maßgeblich ist also der Zeitpunkt der Enrichtung und 

Begründung der erstmalig aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

Neubewertungen und Umbuchungen si1d für die kalkulatorische Bewertung in der 

StromNEV nicht zulässig, um das Abschreibungsverbot unter Null nach § 6 Abs. 5 

und § 6 Abs. 7 sicherzustellen. Dementsprechend sind in der StromNEV-Kalkulation 

sämtliche Veränderungen, z.B. aufgrund erlaubter degressiver oder anderer Son-

derabschreibungen, Neubewertungen oder Umbuchungen grundsätzlich unzuläs-

sig. 

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten bis zum Basisjahr der drit-

ten Regulierungsperiode (2016) mit den zum damaligen Zeitpunkt gewählten Zu-

gangsjahren und Zuordnungen zu den jeweiligen Anlagengruppen wurden im Rah-

men der beiden vorangegangenen Kostenprüfungen bereits festgeschrieben und 

sind somit grundsätzlich unverändert fortzuführen (vgl. OLG Düsseldorf, Beschl. v. 
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27.04.2017, Vl-5 Kart 17/15, Rn. 62, jl.fis), es sei denn Anlagenabgänge mindern 

den Anlagenbestand. Umbuchungen zwischen den A.n!agengruppen oder Verände-
rungen in den Zugangsjahren sind nichtzulässig, da durch die entsprechenden Ver-

änderungen bereits verdiente Abschreibungen und Restwerte erneut in Ansatz ge-
bracht werden könnten. Zugänge im Anlagevermögen der Jahre 2017 bis 2021 wur-
den um die Anschaffungs- und Herstellungskosten ergänzt. 

1.2.1.2.1. Abgänge im Anlagevermögen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten vorzeitig außer Betrieb genommener Ver-

mögensgegenstände sind nicht zeitgleich mit dem Ersatzvermögensgegenstand 

berücksichtigungsfähig. Anlagengüter, die vorzeitig außer Betrieb genommen wer-
den, führen insofern zu einer Verringerung der jeweiligen Anschaffungs- und Her-

stellungskosten im Zeitpunkt der Errichtung und Begründung der erstmalig aktivier-

ten Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

Die kalkulatorische Nutzung endet mit dem bilanziellen Anlagenabgang und führt zu 

einer Sonderabschreibung in Höhe des kalkulatorischen Restwerts des Anlagengu-

tes; etwaige Erlöse aus der Veräußerung des Anlagengutes sind dabei kostenmin-

demd anzusetzen. Die Beschlusskammer berücksichtigt insofern die Anlagenab-

gänge in den Anschaffungs- und Herstellungskosten und die korrespondierende 
Sonderabschreibung in Höhe des kalkulatorischen Restwerts, insoweit diese im Ba-

sisjahr auftritt. Schließlich sind auch Minderungen des Anteils des Stromnetzes an 

Anlagengütern des gemeinschaftlich genutzten Bereichs eines Versorgungsunter-

nehmens als Anlagenabgang zu klassifizieren. 

Die Beschlusskammer hat wegen des begonnenen Rollouts von intelligenten Mess-

systemen und modernen Messeinrichtungen die Anlagenabgänge in den Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten und die korrespondierende Sonderabschreibung im 

Bereich sog. konventioneller Messeinrichtungen im Basisjahr gesondert erfasst und 

bewertet. 
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1.2.1.2.2. Zugänge Im Anlagevermögen 

Nachträglich können Anschaffungs- und Herstellungskosten z.B. durch Erweiterung 

oder Wertverbesserung des Anlagengutes nach dessen Errichtung entstehen. Kal-

kulatorisch sind diese als neue Anschaffungskosten im Jahr der Erweiterung oder 

Wertverbesserung zu erfassen. Schließlich sind auch Erhöhungen des Anteils des 

Stromnetzes an Anlagengütern des gemeinschaftlich genutzten Bereichs eines Ver-

sorgungsunternehmens als Anlagenzugang zu klassifizieren. 

1.2.2. Tagesneuwerte 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 StromNEV ist für die Ermittlung der kalkulatorischen 

Abschreibungen des eigenfinanzierten Anteils der Altanlagen - ausgehend von dem 

jeweiligen Tagesneuwert nach§ 6 Abs. 3 S. 1 und 2 StromNEV - die Summe aller 

anlagenspezifisch ermittelten Abschreibungsbeträge zu Grunde zu legen. Nach § 6 

Abs. 3 S. 1 StromNEV ist der Tagesneuwert der unter Berücksichtigung der techni-

schen Entwicklung maßgebliche Anschaffungswert zum jeweiligen Bewertungszeit-

punkt. Die Umrechnung der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten der 

betriebsnotwendigen Anlagegüter auf Tagesneuwerte hat unter Verwendung von 

Indexreihen des Statistischen Bundesamtes nach § 6 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 6a Strom-

NEV zu erfolgen. 

§ 6a Abs. 2 StromNEV bestimmt, dass der Ermittlung der Tagesneuwerte Ersatzin-

dexreihen zu Grunde zu legen sind, sofern die in § 6a Abs. 1 StromNEV genannten 

Indexreihen des Statistischen Bundesamtes nicht für den notwendigen Zeitraum der 

Vergangenheit verfügbar sind. Diese sind mit den in§ 6a Abs. 1 StromNEV genann-

ten Indexreihen zu verketten. § 6a Abs. 2 StromNEV regelt neben den zu verwen-

denden Ersatzreihen die Verkettungsmethodik. Hierbei werden Verkettungsfaktoren 

bestimmt, die sich jeweils aus der Divis·on des am weitesten in der Vergangenheit 

liegenden Indexwertes der Indexreihe gemäß § 6a Abs. 1 StromNEV durch den 

Indexwert der Ersatzindexreihe für dasselbe Beobachtungsjahr ergeben. Die Er-

satzindexreihe wird jeweils mit dem Verkettungsfaktor multipliziert und dadurch um-

basiert. Dies führt dazu, dass die Preisänderung unverändert bleibt. Die Verket-
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tungsmethodik entspricht der Verkettungsmethodik in den Erläuterungen des Sta-

tistischen Bundesamtes zur F.ichserie 16 und 17, Die Ersatzindexreihen werden in 

§ 6a Abs. 2 S. 3 Nr. 1 bis 5 StromNEV im Einzelnen aufgezählt. 

Es war danach erforderlich für die Indexreihen nach § 6a Abs. 1 StromNEV eine 

Verkettung mit den folgenden Ersatzindexreihen vorzunehmen: 

1. für die Indexreihe Gewerbliche Betriebsgebäude, Bauleistungen am Bauwerk, 

ohne Umsatzsteuer 

a) für den Zeitraum von 1958 bis 1968 die Indexreihe Gewerbliche Betriebs-
gebäude, Bauleistungen am Bauwerk, mit Umsatzsteuer (Statistisches 

Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) und 

b) für den Zeitraum vor 1958 die Indexreihe Wiederherstellungswerte für 

1913/191 4 erstellte Wohngebäude (Statistisches Bundesamt, Fachserie 

17, Preisindizes für die Bauwirtschaft); 

2. für die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau) ohne Um-

satzsteuer 

a) für den Zeitraum von 1958 bis 1968 die Indexreihe Ortskanäle, Bauleis-

tungen am Bauwerk (Tiefbau), mit Umsatzsteuer (Statistisches Bundes-
amt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) und 

b) für den Zeitraum vor 1958 die Indexreihe Wiederherstellungswerte für 

1913/191 4 erstellte Wohngebäude (Statistisches Bundesamt, Fachserie 
17, Preisindizes für die Bauv.'irtschaft); 

3. für die Indexreihe Erzeugerpreise gewerblicher Produkte gesamt (ohne Mine-

ralölerzeugnisse) für den Zeitraum vor 1976 die Indexreihe Erzeugerpreise ge-

werblicher Produkte gesamt (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index 

der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte); 

4. für die Indexreihe Andere elektrische Leiter für eine Spannung von mehr als 1 

000 Volt für den Zeitraum vor 1995 
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a) die Indexreihe Kabel für die Anlagengruppe Kabel (Statistisches Bundes-

.im!, Fach$erie 17, Index der Erzeugni$$e gewerblicher Produkte) und 

b) für die Anlagengruppe Freileitungen die Indexreihe Isolierte Drähte und 
Leitungen (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeuger-

preise gewerblicher Produkte); 

5. für die Indexreihe Türme und Gittermaste, aus Eisen oder Stahl, für den Zeit-

raum vor 1976 die Indexreihe Fertigteilbauten überwiegend aus Metall, Konstrukti· 

onen aus Stahl und Aluminium (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der 

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte), 

Aus den in § 6a Abs. 1 und 2 StromNEV genannten Indexreihen werden gemäß 

§ 6a Abs. 3 StromNEV Indexfaktoren bestimmt. Der Tagesneuwert im Basisjahr ei-

nes im Jahr t angeschafften Anlagegutes ergibt sich durch die Multiplikation des 

Indexfaktors des Jahres t mit den historischen Anschaffungs• oder Herstellungskos-

ten. Der Indexfaktor des Jahres t ergibt sich aus dem Quotienten des Indexwertes 

des Basisjahres und dem Indexwert des Jahres t und ist auf vier Nachkommastellen 

zu runden. 

Fürdas Basisjahr 2021 ergibt sich der Indexfaktor des Jahres t aus dem Quotienten 

des Indexwertes des Jahres 2021 und dem Indexwert des Jahres t. Multipliz iert man 

somit den Indexfaktor des Jahres t mit dem Indexwert des Jahres t, ergibt sich der 

Indexwert des Jahres 2021. Der Indexfaktor für das Basisjahr (hier: 2021) beträgt 

somit 1. 

Bei Anlagegütern, welche im Jahr 2006 bis 2021 angeschafft wurden, handelt es 

sich um Neuanlagen, so dass hierbei gemäß § 6 Abs. 4 StromNEV keine Berück­

sichtigung zu Tagesneuwerten erfolgt und ein Faktorwert für diese Jahre nicht be-

nötigt wird. 

Die zur Bestimmung von Tagesneuwerten auf Basis des Jahres 2021 relevanten 

Preisindizes sind wurden auf der Internetseite der Bundesnetzagentur 

(https://www.bundesnetzagentur.de) unter den Menüpunkten . Beschlusskammern• 

➔ .Beschlusskammer 8" ➔ .Aktuelles" ➔ . Hinweis Preisindizes zur Bestimmung 
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von Tagesneuwerten betriebsnotwend ger Anlagegüter gemäß § 6 Abs. 3 S. 2 

i.V.m. § 6a StromNEV" veröffentlicht. 

1.2.3. Ermittlung der kalkulatorischen Jahresabschrei-
bung und Restwerte 

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der 

Einzelabschreibungen des Anlagevermögens. Die kalkulatorischen Abschreibun-

gen sind gemäß § 6 Abs. 5 S. 3 StromNEV jahresbezogen zu ermitteln. Dafür ist 

nach § 6 Abs. 5 S. 4 StromNEV jeweils ein Zugang des Anlagegutes zum 1. Januar 

des Anschaffungsjahres zugrunde zu legen. 

Grundstücke können nicht abgeschrieben werden. Aus§ 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV 

folgt zudem, dass Grundstücke im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalver-

zinsung zu historischen Anschaffungskosten anzusetzen sind. Planmäßige Ab-

schreibungen sind nach § 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Vermögensgegen­

stände zulässig, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, wobei sich die zeitliche ß(? 

grenzung der Nutzung aus der Eigenart des Vermögensgegenstandes ergeben 
muss, was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In der Konsequenz sieht auch 

Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV für Grundstücke keine begrenzte Nutzungs-

dauer vor. Soweit daher Grundstücksanteile in abschreibungsfähigen Positionen 
enthalten sind, wie z. B. in Bauten, müssen diese Positionen um die Grundstücksan-

teile gekürzt werden. 

1.2.3.1 . . Kalkulatorische Jahresabschreibung für Altanlagen 

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen der Altanlagen (kalk. Jahres-AfA 

(alt)) sind nach§ 6 Abs. 2 S. 1 StromNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapital-

quote nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. Der eigenfinanzierte 
Abschreibungsanteil der Altanlagen ist der zu Grunde zu legende Restwert zu Ta-

gesneuwerten (RW TNW.1) multipliziert mit der Eigenkapitalquote (EKQ) und geteilt 

durch die anwendbare Restnutzungsdauer (RND 1); der fremdfinanzierte Abschrei-

bungsanteil der Altanlagen ergibt _sich nach § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 i.V.m. § 6 Abs. 3 

S. 1 und 2 StromNEV bzw. § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 StromNl::V aus den relevanten 
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Restwerten zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten (RW AK/HK.l) mul-

tipliziert mit der Fremdkapitalquote (FKQ) und geteilt durch die anwendbare Rest-

nutzungsdauer (RND ;). 

Die kalkulatorische Abschreibung der Altanlagen ist gemäß§ 6 Abs. 2 und 5 i.V.m. 

§ 32 Abs. 3 und § 6 Abs. 6 S. 5 StromNEV nach folgender Formel zu ermitteln: 

kalk.Jahres-AfA (alt), = RWTNw.i x EKQ + RWAKJHK., x FKQ 
RND; RND, 

Hierbei ist die Restnutzungsdauer einer Anlagengruppe je Netz-lD i (RND;) gleich 

der Differenz aus der vom Netzbetreiber gewählten Nutzungsdauer Innerhalb der 

Bandbreite nach Anlage 1 zu§ 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV und der Anzahl der vergan-

genen Jahre seit Errichtung der Anlagegüter der jeweiligen Anlagengruppe. In der 

Formel beschreiben der Restwert TNW,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage-

güter der Anlagengruppe je Netz-lD i zu Tagesneuwerten und der Restwert AK/HK,i 

den kalkulatorischen Restwert der Anlagegüter einer Anlagengruppe je Netz-lD i zu 

Anschaffungs- und Herstellungskosten. 

1.2.3.2. Kalkulatorische Jahresabschreibung für Neuanla-
gen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen (kalk. Jahres-AfA (neu)) sind 

ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. Die kalkulatorische Jahres-

abschreibung ergibt sich demnach aus dem Quotienten der Restwerte zu histori-

schen Anschaffungs- und Herstellungsl<osten (RW AKIHK.1) und der Restnutzungs-

dauer (RND1). Eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte entfällt für Neuanlagen 

gemäß§ 6 Abs. 4 StromNEV. 

Die kalkulatorische Abschreibung der Neuanlagen ist gemäß § 6 Abs. 4, 5 und 6 S. 

5 StromNEV nach der folgenden Formel zu ermitteln: 

RWAK/HKJkalk.Jahres-AfA(neu) 1 = 
RND, 
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1.2.3.3. Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sach-
an!agevermögens 

Die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2021 (Endbestand) ermitteln sich auf Ba-
sis der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom 

Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2021 entstandenen, kumulierten kalkulatorischen 

Abschreibungen. Dem entsprechend werden auch die kalkulatorischen Restwerte 

zum 31 .12.2020 (Anfangsbestand) ermittelt. 

Für die Bestimmung der Netzentgelte nach StromNEV sind nach § 32 Abs. 3 S. 1 

StromNEV die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens für den ei-
genfinanzierten Anteil auf Tagesneuwertbasis nach§ 6 Abs. 3 StromNEV, für den 

fremdfinanzierten Anteil anschaffungsorientiert zu bestimmen und anlagenscharf zu 

dokumentieren. 

Dabei sind nach § 32 Abs. 3 Satz 2 StromNEV die seit Inbetriebnahme der Sach-

anlagegülerder kalkulatorischen Abschreibung tatsächlich zu Grunde gelegten Nut• 

zungsdauem heranzuziehen. 

Für die Fälle, in denen eine anlagenscharfe Dokumentation der Nutzungsdauern 

über Jahrzehnte hinweg möglicherweise nicht vorhanden ist, hat der Verordnungs-

geber eine Vermutungsregelung geschaffenen, die eintritt, falls die Heranziehung 

der tatsächlich zu Grunde gelegten Nutzungsdauern objektiv nicht (mehr) möglich 

ist. 

Soweit vor dem Inkrafttreten der StromNEV bei der Stromtarifbildung nach der Bun-

destarifordnung Elektrizität (vom 18.10.1989, BGBI. 1S. 2255; BTOElt) Kosten des 

Elektrizitätsversorgungsnetzes zu berücksichtigen waren und von Dritten gefordert 

wurden, wird nach § 32 Abs. 3 Satz 3 StromNEV vermutet, dass die nach den Ver-

waltungsvorschriften der Länder zur Darstellung der Kosten- und Erlöslage im Ta-

rifgenehmigungsverfahren jeweils zulässigen Nutzungsdauern der Ermittlung der 

Kosten zu Grunde gelegt worden sind. 

Insoweit ist bei der Restwertermittlung zu berücksichtigen, in welchem Umfang Ab-
schreibungen auf Sachanlagen bereits in die Strompreiskalkulation nach der 
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BTOElt eingeflossen sind. Denn die Netzkosten sind bei den früher üblichen inte-

grierten Versorgungsunternehmen not--Nendiger Bestandteil der Strompreiskalkula-

tion gewesen. Dabei wurden im Rahmen der den Ländern obliegenden Anwendung 

der BTOElt in der Vergangenheit durchaus unterschiedliche Abschreibungszeit-

räume anerl<annt. So waren in einzelnen Ländern vergleichsweise kurze steuerliche 

Abschreibungszeiten zulässig. Die Regelungen des § 32 Abs. 3 StromNEV schrei-

ben vor, dass diese Abschreibungszeiten berücksichtigt werden müssen. Soweit 

also während der gesamten bisherigen Nutzungszeit der Anlagen kürzere Abschrei-

bungszeiträume in Ansatz gebracht worden sind, als jene Abschreibungsdauern, 

die nach der StromNEV zugelassen sind, so gelten die getätigten Abschreibungen 
als bereits wiederverdient. Diesen Umstand bei der aktuellen Kalkulation nicht zu 

berücksichtigen, würde zu unberechtigten erhöhten Abschreibungen führen . Es 
käme zu einer Abschreibung unter Null, die nach § 6 Abs. 6 und 7 StromNEV ver-

boten ist. Überdies würde die unvollständige Berücksichtigung bereits erfolgter Ab-
schreibungen zu einer Überhöhung des betriebsnotwendigen Kapitals und mithin 

der zulässigen kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 

und 2 StromNEV führen. 

Sind über Anlagengruppen hinsichtlich ihrer Nutzungsdauern keinerlei Informatio-

nen verfügbar und auch die Voraussetzungen des § 32 Abs. 3 S. 3 StromNEV nicht 
erfüllt, ist§ 32 Abs. 3 S. 4 anzuwenden. Nach § 32 Abs. 3 S. 4 wird vermutet, dass 

der kalkulatorischen Abschreibung des Sachanlagevermögens die unteren Werte 

der in Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 Satz 1 StromNEV genannten Spannen von Nutzungs-

dauern zu Grunde gelegt worden sind. 

Für die rechnerische Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte bedeutet dies im 

Einzelnen: 

Wurde im Rahmen der erstmaligen Kalkulation nach der StromNEV eine Änderung 

der angesetzten Nutzungsdauer gegenüber der zuvor angesetzten Nutzungsdauer 

vorgenommen, so wurde lediglich der auf Grundlage der bislang in Ansatz gebrach-

ten Nutzungsdauer ermittelte kalkulatorische Restwert auf die geänderte Restnut-

zungsdauer verteilt. 
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Ist eine Änderung der Nutzungsdauer zu einem bestimmten Zeitpunkt in der Ver-

gangenheit vorgenommen worden oder nach§ 32 Abs. 3 Satz 3 StromNEV zu ver-

muten, ist die Ermittlung des Restwertes ggf. mehrstufig vorzunehmen. 

Die Restwerte sind nur insoweit anzusetzen, wie sie sich aus den Angaben des 

Netzbetreibers unter Anrechnung bereits erzielter Abschreibungen ergeben. Ist da-

bei der Gegenwert der Anschaffungs- und Herstellungskosten über die Abschrei-

bungen bereits erreicht oder gar überschritten, ist eine Anerkennung weiterer Ab-
schreibungen ausgeschlossen (§ 6 Abs. 6 StromNEV). 

Für eine durchgehende Plausibilisierung der vom Netzbetreiber zugrunde gelegten 

kalkulatorischen Restwerte hat die Beschlusskammer eine eigene Ermittlung (Prüf-

rechnung) der kalkulatorischen Restwerte in Anwendung des§ 32 Abs. 3 StromNEV 

durchgeführt. 

Die Beschlusskammer hat die sich aus Anlage 2-2 ergebenden Nutzungsdauem je 

Anlagengruppe pro Netz-1D zu Grunde gelegt. Die Festschreibung erfolgte pro An-

lagengruppe und Jahr. 

Die Beschlusskammer hat die ermittelten kalkulatorischen Restwerte den vom Netz-

betreiber angegebenen kalkulatorischen Restwerten gegenübergestellt. Die Anga-

ben des Netzbetreibers weichen von der Prüfrechnung der Beschlusskammer ab. 

In den Anlagengruppen, in denen die vom Netzbetreiber angegebenen kalkulatori-

schen Restwerte niedriger sind als die Werte der Prüfrechnung, werden die vom 

Netzbetreiber angegebenen Restwerte angesetzt. Dadurch wird sichergestellt, dass 

etwaige Sonderabschreibungen der Vergangenheit berücksichtigt werden. 

1.2.3.4. Berücksichtigungsfähige kalkulatorische Abschrei-

bungen und kalkulatorische Restwerte des Sachan-
lagevermögens 

Die kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens zu Anschaffungs-

und Herstellungskosten (für Alt- und Neuanlagen) - gegliedert nach Anlagengrup-

pen - und zu Tagesneuwerten für Altanlagen - ebenfalls gegliedert nach Anlagen-

gruppen - wurden nach den vorstehend dargestellten Grundsätzen ermittelt und 

ergeben sich- jeweils gesondert für den Anteil der auf die FK- und EK-Quote entfällt 
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- aus Anlage 2-3. Die Summe der kalkulatorischen Abschreibungen des Sachan-
lagevermögens ergibt sich ebenf.;ills <'!US Anlage 2-3. 

Die Anfangs- und Endbestände der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagever-
mögens zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (für Alt- und Neuanlagen) wur-

den nach den vorstehend dargestellten Grundsätzen ermittelt und ergeben sich -

gegliedert nach Anlagengruppen - aus Anlage 2-4. Bezogen auf die kalkulatori-

schen Restwerte des Sachanlagevermögens zu Tagesneuwerten (für Altanlagen) -

gegliedert nach Anlagengruppen - finden sich die Werte ebenfalls in Anlage 2-4. 

Die den Berechnungen zu Grunde liegenden Werte (historische Anschaffungs- und 
Herstellungskosten nach Jahresscheiben und Nutzungsdauern) ergeben sich aus 

Anlage 2-4 und 2-5. 

1.3. Eigenkapitalverzinsung 

Die Verzinsung des vom Netzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gemäß 

§ 7 Abs. 1 StromNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf 

Grundlage des betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigen-
kapital ergibt sich gemäß § 7 Abs. 1 StromNEV unter Berücksichtigung der Eigen-

kapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV aus der Summe der 

kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwen-

digen Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten und multipliziert mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 Strom-

NEV, 

kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwen-

digen Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Ei-

genkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 StromNEV, 

kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwen-

digen Neuanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten und 
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Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des 

betriebsnotwendigen Umlaufvennögens unter Abzug des Steueranteils der 

Sonderposten mit Rücklagenanteil 

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkula-

torischen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß§ 7 StromNEV zu erfolgen. 

Bei Altanlagen sind die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens ge-

mäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 2 StromNEV sowohl aufTagesneuwertbasis, als auch 

auf Basis der Anschaffungs- und Herstellungskosten zu bestimmen. Für Neuanla-

gen erfolgt die Restwertbestimmung gemäß § 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 StromNEV aus-

schließlich auf Basis der Ansc,haffungs- und Herstellungskosten. Grundstücke sind 

hierbei gemäß § 7 Abs.1 S . 3 StromNEV immer zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 StromNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten 

des Sachanlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten des betriebsnotwendigen 

Finanzanlage- und Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs-

und Jahresendbestand anzusetzen. Der Jahresanfangsbestand der kalkulatori-

schen Restwerte des Sachanlagevermögens wird hierbei durch Addition der Rest-
werte des Sachanlagevermögens zum Jahresende 2021 und der Jahresabschrei-

bung 2021 errechnet. 

Gemäß der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs wurden die Anschaffungs-

und Herstellungskosten von Neuanlagen, die Im Basisjahr 1.$.d. § 6 Abs. 1 ARegV 

aktiviert wurden, im Jahresanfangsbestand berücksichtigt (vgl. BGH, Beschl. v. 

10.11.2015, EnVR 42/14). Eine Berücksichtigung des entsprechenden Kostenan-

teils der Anlagen im Bau im Anfangsbestand ist unzulässig, da die vorgenannte 

Rechtsprechung des BGH auf Anlagen im Bau gerade nicht übertragbar ist (vgl. 

zum Kapitalkostenaufschlag OLG Düsseldorf, Beschl. v. 07.032019, Vl-3 Kart 

166/17 M, S. 45 ff.). Das gleiche gilt für Grundstücke, die analog zu den Anlagen 

im Bau nicht der kalkulatorischen Abschreibung unterliegen. Dementsprechend be-

steht - anders als im Fall einer aktivierten Neuanlage - bereits keine Veranlassung 

für eine Angleichung der Eigenkapitalverzinsungsbasis an die Abschreibung. 

Seite 30 von 58 



Anlage Aufwandsparameter 

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung nicht zu berücksichtigen, da sie weder dem Wortlaut des 
§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis 4 StromNEV noch dem Normzweck nach anzusetzendes 

Eigenkapital darstellen (BGH, Beschl. v. 14.08.2008, KVR 39/07). 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige 

Eigenkapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 StromNEV). Die 

Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der 

StromNEV in fünf Ermittlungsschritten zu erfolgen: 

(1.) kalkulatorische Elgenkapltalquote (§ 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV). 
(2.) belriebsnotwendiges EigAnk,ipit,il (§ 7 Abs. 1 S. 2 SlromNEV), 
(3.) die zugelasse11e Eigenkapitalquote überstelgen:ler Eigenkapitalanteil (§ 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV). 
(4.) der aufNeu- und Altanlagen entlallende Anteil am Eigenkapital (§ 7 Abs. 3 StromNEV) und 
(5.) die aufdie beiden E"ogenkapitalantetle entfallenden Zinsen (§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 StromNEV). 

Bei der Ermittlung der Eigenkapitalverzinsung wurden die in Anlage 2·6 aufgeführ­

ten Vermögenswerte und Kapitalpositionen zu Grunde gelegt. Eine Übersicht über 

die Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich ebenfalls in 

Anlage 2-6. 

1.3.1. Kalkulatorische Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 

S. 3 StromNEV 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote 

rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital (BNEK {) und 

den kalkulatorisch ermittelten Restwerten des betriebsnotwendlgen Vermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten (BNV /) . Dabei wird das be-

triebsnotwendige Eigenkapital auf der Grundlage des betriebsnotwendigen Vermö­

gens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten errechnet. 

Der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 S. 3 Strom-

NEV sind folgende Positionen zu Grunde zu legen: 

Kalk. Restwerte des betriebsnotwendlgen Sachanlagevermögens zu historiseben AK/HK 
+ Betriebsnotwendige Finanzanlagen 
+ Betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

+ Grundstücke ZU historischen AK/HK 
= Betriebsnotwendiges Vermögen l {BNV l) 
- Steueranteil der Sonderposten m" Rüc:klageanteil 

Abzugskapital 
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- Verzinsliches Fremdkapital 
= Betriebsnotwendiges Eigenkapital l lBNEK 1l 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 StromNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berech-

nung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jah-

resanfangs- und Jahresendbestand zu Grunde zu legen. Die kalkulatorische Eigen-

kapitalquote ist dann der Quotient aus dem so definierten BNEK I und BNV 1. 

1.3.1.1. Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermö-
gens zu historischen Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten 

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des Sach-
anlagevermögens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Be-

stimmung der kalkulatorischen Abschreibungen ermittelt wurden. Darüber hinaus 

finden bei der Berechnung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, 

Berücksichtigung, z. B. immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermö­

gens sowie Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

Die berücksichtigungsfähigen Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sach-

anlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Altan-

lagen und die Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermö­

gens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Neuanlagen erge-

ben sich aus Anlage 2-6. 

1.3.1.2. Grundstücke zu historischen AK/HK 

Grundstücke können nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV 

folgt zudem, dass Grundstücke im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalver-

zinsung zu historischen Anschaffungskosten anzusetzen sind (vgl. BGH, Beschl. v. 

25.04.201 7, EnVR 17/16, Rn. 46 ff.). 

Planmäßige Abschreibungen sind nach § 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Ver-

mögensgegenstände zulässig, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, wobei sich die 

zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des Vermögensgegenstandes 
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ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In der Konsequenz 

sieht auch Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StrornNEV für GrtJn<:!stücke keine begrenzte 

Nutzungsdauer vor. Soweit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z. B. 

Bauten, Grundstücksanteile enthalten sind, müssen diese Positionen um die Grund-
stücksanteile gekürzt werden. 

1.3.1.3. Finanzanlagen und Umlaufvermögen 

Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist 

gemäß§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV, dass diese betriebsnotwendig, d.h. für die 

Durchführung des Netzbetriebes erforderlich sind. Bei der i.S.d. §§ 4 ff. StromNEV 
zu erstellenden kalkulatorischen Rechnung ist also das Kriterium der Betriebsnot-

wendigkeit maßgeblich. 

Dies gilt ebenso bei der Überprüfung der von Verpächtern und Dienstleistern ange-

setzten Beständen. Hierbei sind das anerkennungsfähige Finanz- und Umlaufver-

mögen für Pächter• und Verpächterunternehmen sowie für dienstleistende Unter• 

nehmen separat nach den Maßstäben der StromNEV zu ermitteln (Vgl. OLG Düs­

seldorf, Beschl. v. 11.1 1.2015, Vl-3 Kart 16/13, Rn. 70ff., juris; OLG Düsseldorf, 

Beschl. v. 04.07.2018, Vl-3 Kart 82/15 (V), Rn. 152, juris; BGH, Beschl. v. 

03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 43 f.). 

Die Betriebsnotwendigkeit des Umlaufvermögens kann nach gefestigter Rechtspre-

chung nicht mit dessen bilanzieller Berücksichtigung i.R.d. nach § 6b Abs. 1 S. 1 

EnWG aufzustellenden Jahresabschlusses begründet werden (BGH, Beschl. v. 

25.4.2017, EnVR 57/15, Rn. 14 mwN, 31). Diese gilt ebenso für bilanzrechtliche 

Ausgleichsbuchungen wie beispielsweise dem Kapitalverrechnungsposten. Allein 

der bilanzielle Ansatz ist für den Nachweis der Betriebsnotwendigkeit nicht maßge-

bend (vgl. BGH, Beschl. v. 07.04.2009, EnVR 6/08, Rn. 45). 

Eine Aufschlüsselung des Umlaufvermogens auf die § 6b EnWG aufgeführten Tä-

tigkeiten eines vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmens und damit 

auch auf die Tätigkeit der Elektrizitätsverteilung zeigt dessen Betriebsnotwendigkeit 

für das Netz nicht auf (vgl. zu § 10 Abs. 3 S. 1 EnWG a.F.: BGH, Beschl. v. 

07.04.2009, EnVR 6/08, Rn. 45; OLG Stuttgart, Beschl. v. 05.04.2007, 202 EnWG 

8/06. Rn. 176. juris). 
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Kürzungen bei Finanzanlagen und beim Umlaufvermögen haben auch keine Kür­

zung des abschließend in § 7 Abs. 2 StromNEV definierten Abzugskapitals zur 

Folge. Allerdings kann ein höheres Abzugskapital ein höheres Umlaufvermögen 

rechtfertigen. Dies ist vom Netzbetreiber darzulegen (vgl. BGH, Beschl. v. 

07.04.2009, EnVR 6/08, Rn. 32 f., 44,). 

Darüber hinaus sind nach § 4 Abs. 1 StromNEV i.V.m. § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG 

bilanzielle und kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit anzusetzen, 

als sie den Kosten eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers 

entsprechen. Entsprechend muss auch das Finanzanlage- und Umlaufvermögen 

sich an dem eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers orientie-

ren. Gemäß § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG sind nur solche Kostenbestandteile effizient 

und betriebsnotwendig, die sich ihrem Umfang nach auch im Wettbewerb eingestellt 

hätten. Gleiches gilt auch für Bestandspositionen in der Bilanz (vgl. BGH, Beschl. v. 

10.11.2015, EnVR 26/14, Rn. 20). 

1.3.1.3.1. Finanzanlagen 

Finanzanlagen sind nur berücksichtigungsfähig, wenn diese für den Betrieb des 

Netzes notwendig sind, § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV. Die Betriebsnotwendigkeit 

hat der Netzbetreiber nachvollziehbar darzulegen (vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2QQg, 

EnVR 79/07, Rn. 8 ff.; BGH, Beschl. V. 06.07.2021 , EnVR 45/20, Rn. 9). 

Betriebsnotwendiges Vermögen eines Netzbetreibers ist zunächst das Sachanlage-

vermögen , da der Netzbetreiber ohne dieses seinen Geschäftsbetrieb nicht ausü­

ben kann. Das Vermögen eines Netzbetreibers ist somit grundsätzlich in Form des 

Sachanlagevermögens anzulegen, auf welches die StromNEV eine adäquate Ver-

zinsung vorsieht. 

Sofern aus einer Finanzanlage keine Zinseinnahmen entstehen, kann diese nicht 

als Finanzanlage einer Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 

StromNEV unterworfen werden (vgl. auch BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, 

Rn. 28). 

Der Netzbetreiber hat kein Finanzanlagevermögen geltend gemacht. 
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1.3.1.3.2. Umlaufvermögen 

Das Umlaufvermögen umfasst umlaufende bzw. umzusetzende Vermögensgegen­

stände. Der Bestand dieser Vermögensgegenstände ändert sich häufig durch Zu-
und Abgänge. Im Gegensatz zum Anlagevermögen, welches dauerhaft dem Ge-

schäftsbetrieb dient, befindet sich das Umlaufvermögen nur kurze Zeit im Unterneh-

men (vgl. die ständige Rechtsprechung des BFH: Urt. v. 31 .05.2001 , IV R 73/00, 

Rn. 10, juris; Urt. v. 2s.os.1ggs, XR 80/94, Rn. 30, juris). 

Nach der Rechtsprechung des Kartellsenats des BGH . ist eine Korrektur der Bilanz-

werte des Umlaufvermögens nach dem Maßstab der Betriebsnotwendigkeit vorzu-
nehmen. Die Umstände, aus denen sich die Betriebsnotwendigkeit ergibt, hat der 

Netzbetreiber( ... ) darzulegen und zu beweisen" (BGH, Beschl. v. 10.11.2015, EnVR 

26/14, Rn. 20). 

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, 

dass diese in der Regel möglichst effizient wirtschaften und die liquiden Mittel bzw. 

Forderungsbestände somit effizient und betriebsnotwendig sind. Bei den Betreibern 

von Stromversorgungsnetzen handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb ste-
hende Unternehmen, so dass ein Beweis des ersten Anscheins nicht hinreichend 

sein kann, da die Vorhaltung liquider Mittel in diesen Fällen nicht zwingend im Hin-
blick auf den Netzbetrieb erfolgt. 

Der Nachweis der Betriebsnotwendigkeit ist dabei nicht schon dadurch erbracht, 

dass etwa die Aktivierung einer Forderung zulässig und die Zuordnung zum Tätig-

keitsabschluss sachgerecht ist. Bei Forderungen aus Lieferungen und Leistungen -

im Falle eines Netzbetreibers also Forderungen aus Netzentgelten - ist grundsätz-

lich davon auszugehen, dass der Forderung eine netzbezogene Leistungserbrin-

gung vorhergeht. Bei der Ermittlung des kalkulatorischen Eigenkapitals ist hinsicht-

lich der Betriebsnotwendigkeit nicht nur der Grund für die Kapitalbindung, sondern 

auch die Dauer der Kapitalbindung relevant. Ziel eines im Wettbewerb stehenden 

Unternehmens ist es in der Regel, den Bestand an Forderungen möglichst gering 

zu halten. Werden Forderungen ohne sachlichen Grund nicht liquidiert, kann grund-

sätzlich nicht von einer Betriebsnotwendigkeit ausgegangen werden. 
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Ein pauschal erhöhter Liquiditätsaufbau ist ineffizient. Grundsätz.lich verursacht vor-

gehaltenes Umlaufvermögen Kapitalkosten wie jedes andere Betriebsmittel :;iuch. 

Eine effiziente Vorhaltung ist insbesondere deshalb geboten, weil Umlaufvermögen 

in Gestalt von Vorräten und Kundenforderungen keine unmittelbaren Erträge erwirt-
schaftet und auch kurz- und längerfristige Bankguthaben ebenfalls nur äußerst ge-

ringe Erträge erbringen, die wegen der hiermit verbundenen Kapitalkosten zu einer 

Wertvernichtung zu Lasten der Netznutzer führen. Eine Verzinsung in Höhe der vor-

gegebenen Eigenkapitalzinsen darf somit nur auf einen effizienten Umlaufvermö­

gensbestand gewährt werden. 

1.3.1.3.2.1. Vorräte 

Gemäß § 266 Abs. 2 HGB bestehen die Vorräte aus Roh-, Hilfs- und Betriebsstof-

fen, unfertigen Erzeugnissen, unfertigen Leistungen, fertigen Erzeugnissen und ge-

leisteten Anzahlungen. 

Der Netzbetreiber hat keine Vorräte geltend gemacht. 

1.3.1.3.2.2. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

1.3.1.3.2.2.1 . Forderungen aus Umlagen 

In den Forderungen und Verbindlichkeiten der Bilanz eines Netzbetreibers sind u.a. 

Beträge enthalten, die auf die Zahlungen aufgrund des EEG, des KWKG, der Offs-

hore-Netzumlage und der§ 19-Umlage zurückzuführen sind. Der Netzbetreiber fun-

giert hier praktisch als Zahlungsdrehscheibe. 

Gemäß § 20 Abs. 2 S. 2 AblaV gibt es ab der vierten Regulierungsperiode keine 

Umlage mehr aus der Verordnung über Vereinbarungen zu abschaltbaren Lasten. 

Gleichwohl sind auch die Forderungen aus der AblaV-Umlage weiterhin zu strei-

chen, da es keinen Unterschied macht, ob die Forderungen und Verbindlichkeiten 

kein Bestandteil des eigentlichen Netzbetriebs sind oder schon gar nicht mehr an-

fallen. 

Diese Forderungen und Verbindlichkei:en sind kein Bestandteil des eigentlichen 

Netzbetriebs und sind daher zu kürzen (vgl. zum EEG-Ausgleichsmechanismus 

BGH, Beschl. v. 06.07.2021, EnVR 44/20, Rn. 10 ff.). 
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1.3.1.3.2.2.2. Forderungen aus Netzentgelten 

Forderungen aus Netzentgelten sind nur dann anerkennungsfähig, wenn sich diese 

im Rahmen einer effizienten Betriebsführung als effizient und betriebsnotwendig er-

weisen. 

Ausweislich § 8 Nr. 6 des Netznutzungsvertrags/Lieferantenrahmenvertrags 

(NNV/LRV) erfolgt die Abrechnung der RLM-Marktlokationen nach dem Jahresleis-

tungspreissystem monatlich vorläufig und nachschüssig auf Grundlage der Mess-

werte des jeweiligen Monats. Sofern im betreffenden Abrechnungsmonat eine hö­

here als die bisher im Abrechnungszeitraum erreichte Maximalleistung auftritt, er-
folgt in diesem Abrechnungsmonat oder am Ende des Abrechnungszeitraums eine 

Nachberechnung der Differenz zwischen der bisher berechneten und neuen Maxi-

malleistung für die vorausgegangenen Monate des aktuellen Abrechnungszeit-
raums. Rechnungen und Abschlagsberechnungen werden gemäß § 8 Nr. 12 

NNV/LRV zu dem vom Netzbetreiber angegebenen Zeitpunkt fällig , frühestens je-

doch zehn Werktage nach Zugang der Zahlungsaufforderung. 

Ausweislich des § 8 Nr. 10 NNV/LRV ist der Netzbetreiber berechtigt, für Marktlo-
kationen im Niederspannungsnetz mit einer jährlichen Entnahme von bis zu 100.000 

kWh, die mit Zählerstandsgangmessung oder einer anderen Form der Arbeitsmes-

sung (SLP-Kunden) ausgestattet sind, monatliche nachschüsslge Abschlagszah-

lungen für die Netzentgelte zu verlangen. Ändern sich die für die Berechnung der 

Abschlagszahlungen relevanten Parameter, können die Vertragspartner auch un-

terjährig eine Anpassung der Abschlagszahlungen verlangen. Hier gilt ebenso § 8 

Nr. 12 NNV/LRV, wonach Rechnungen und Abschlagsberechnungen zu dem vom 

Netzbetreiber angegebenen Zeitpunkt fällig werden, frühestens jedoch zehn Werk-

tage nach Zugang der Zahlungsaufforderung. 

Die Netzentgelte werden somit den Kunden ex post im Folgemonat für den voran-

gegangenen Monat mit einem Zahlungsziel von mindestens zehn Werktagen in 

Rechnung gestellt. Da der Netzbetreiber zum Ende des Monats die Netzentgelte 

fakturiert, können bei effizientem Forderungsmanagement entsprechend des 

NNV/LRV der GPKE keine höheren Forderungsbestände auflaufen, als sie höchs­

tens 1/24 der Ertösobergrenze des Jahres 2021 an Markllokationen mit und ohne 
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Leistungsmessung entsprechen. Gleiches gilt für die Forderungen aus Sonderent-

gelten sowie die Forderungen aus dem konventionellen Messstellenbetrieb inkl. 

Messung. 

Der Netzbetreiber hat keine Forderungen aus Netzentgelten geltend gemacht. 

1.3.1.3.2.3. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen -

Sonstiges 

Forderungen aus Netzentgelten sind nur dann anerkennungsfähig, wenn sich diese 

im Rahmen einer effizienten Betriebsführung als effizient und betriebs-notwendig 

erweisen. 

Ausweislich § 8 Nr. 6 des Netznutzungsvertrags/Lieferantenrahmenvertrags 

(NNV/LRV) erfolgt die Abrechnung der RLM-Marktlokalionen nach dem Jahresleis-

tungspreissystem monatlich vorläufig und nachschüssig auf Grundlage der Mess-

werte des jeweiligen Monats. Sofern im betreffenden Abrechnungsnionat eine hö­

here als die bisher im Abrechnungszeitraum erreichte Maximalleistung auftritt, er-

folgt in diesem Abrechnungsmonat oder am Ende des Abrechnungs-zeitraums eine 
Nachberechnung der Differenz zwischen der bisher berechneten und neuen Maxi-
malleistung für die vorausgegangenen Monate des aktuellen Abrechnungszeit-

raums. Rechnungen und Abschlagsberechnungen werden gemäß § 8 Nr. 12 
NNV/LRV zu dem vom Netzbetreiber angegebenen Zeitpunkt fällig, frühestens je-

doch zehn Werktage nach Zugang der Zahlungsaufforderung. 

Ausweislich des § 8 Nr. 10 NNV/LRV ist der Netzbetreiber berechtigt, für Marktlo-
kationen im Niederspannungsnetz mit einer jährlichen Entnahme von bis zu 100.000 

kWh, die mit Zählerstandsgangmessung oder einer anderen Form der Arbeitsmes-

sung (SLP-Kunden) ausgestattet sind, monatliche nachschüssige Abschlagszah-

lungen für die Netzentgelte zu verlangen. Ändern sich die für die Berechnung der 

Abschlagszahlungen relevanten Parameter, können die Vertragspartner auch un-

terjährig eine Anpassung der Abschlagszahlungen verlangen. Hier gilt ebenso § 8 

Nr. 12 NNV/LRV, wonach Rechnungen und Abschlags-berechn1:1ngen zu dem vom 

Netzbetreiber angegebenen Zeitpunkt fällig werden, frühestens jedoch zehn Werk-

tage nach Zugang der Zahlungsaufforderung. 
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Die Netz.entgelte werden somit den Kunden ex post im Folgemonat für den voran-

gegangenen Monat mit einem Zahh,mgsziel von mindestens zehn Werktagen in 

Rechnung gestellt Da der Netzbetreiber zum Ende des Monats die Netzentgelte 

fakturiert, können bei effizientem Forderungsmanagement entsprechend des 

NNV/1.RV der GPKE keine höheren Forderungsbestände auflaufen, als sie höchs­

tens 1/24 der Erlösobergrenze des Jah·es 2021 an Marktlokalionen mit und ohne 

Leistungsmessung entsprechen. Gleiches gilt für die Forderungen aus Sonderent-

gelten sowie die Forderungen aus dem konventionellen Messstellen-betrieb inkl. 

Messung. 

Daher werden die Forderungen aus Netzentgelten sowie den Entgelten für den kon-

ventionellen Messstellenbetrieb inkl. Messung im Jahresmittel lediglich ih Höhe von 

berücksichtigt. 

1.3.1.3.2.4. Forderungen gegen ein Cash-Pooling-System 

Die Forderungen gegen ein Cash•Pooling-System sind nicht betriebsnotwendig, 

weil es sich um überschüssige Liquidität des Netzbetreibers handelt, die dem Cash-

Pool zur Verfügung gestellt wurde und somit in anderen Konzerngesellschaften au-

ßerhalb des Netzbetriebs eingesetzt und verzinst wird. Die Forderungen finden da-

her bei der Ermittlung des Eigenkapitals keine Berücksichtigung. 

1.3.1.3.2.5. Forderungen gegen Untem ehmen, mit denen ein Be-
teiligungsverhältnis besteht - Sonstiges 

Der Netzbetreiber hat die Position nicht weiter erläutert. Aufgrund fehlender Nach-

weise zur Zusammensetzung der Position und zu der Betriebsnotwendigkeit der j~ 

welligen sonstigen Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs-

verhältnis besteht, finden diese bei der Ermittlung des Eigenkapitals keine Berück­

sichtigung. 

1.3.1.3.2.6. Sonstige Vennögensgegenstände 

Der Netzbetreiber weist sonstige Vermögensgegenstände in Höhe von - € 

im Anfangs- und - € im Endbestand aus. Der Netzbetreiber hat keine Ober-

zeugenden Gründe genannt, die eine Berücksichtigung rechtfertigen könnten . Da-

her werden die sonstigen Vermögensgegenstände im Anfangs- und Endbestand 
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nicht berücksichtigt. Außerdem sind die Angaben im Bericht nach § 28 StromNEV 
nicht abstimmbar mit den Angaben im Erhebungsbogen. 

1.3.1.3.2.7. Llquldltätsnahe Forderungen und Kasse 

Partizipiert der Netzbetreiber an einem Cash-Pooling-System mit anderen verbun-

denen Unternehmen, so sind liquide Mittel und liquiditätsnahe Forderungen für ihn 

nicht betriebsnotwendig. 

Nimmt der Netzbetreiber an einem Cash-Pooling-System teil. kann er kurzfristige 

Liquiditätsbedarfe durch Mittel verbundener Unternehmen decken. Umgekehrt kann 

er bei einem Liquiditätsüberschuss nicht benötigte Mittel dem Cash-Pool zur Verfü­

gung stellen. Sowohl für die Inanspruchnahme als auch für die Bereitstellung wer-

den Zinsen fällig, wobei der Zinssatz l.d.R. deutlich günstiger ist als vergleichbare 

Kreditzinsen oder die regulatorischen Eigenkapitalzinsen. 

Die Vorteile, die der Netzbetreiber durch das Cash Pooling hat, sind an den Netz-

nutzer weiterzugeben. Hat derNetzbetreiber Mittel aus dem Cash-Pool erhalten, die 

zum Jahresende noch nicht zurückgezahlt wurden, wird der Bestand als Verbind-
lichkeit auf der Passivseite berücksichtigt (negativer Saldo). Etwaige Zinsaufwen-

dungen, die Im Rahmen des Cash Pooling für negative Salden aus Liquiditätsbe-

darfen innerhalb des Konzernfinanzmanagements entstehen, werden - sofern der 
zu Grunde liegende Zinssatz für den konzerninternen Überziehungskredit dem Effi-

zienzgebot genügt - vollständig anerkannt. Sofern keine Zinsen gezahlt werden 

(Zinssatz für einen Negativsaldo = 0 %), kann selbstredend auch kein Aufwand an-

erkannt werden. 

1111
Die liquiden Mittel werden daher in Höhe von - € im Anfangsbestand und 

€ im Endbestand bei der Ermittlung des Eigenkapitals nicht berücksichtigt. 

1.3.1.3.2.8. Zu berücksichtigendes Umlaufvennögen 

Das Umlaufvermögen wird somit im Jahresmittel in Höhe von - € berück­

sichtigt. 
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1.3.1.4. Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil, 
latente Steuern, Abzugskapital und das verzinsliche 
Fremdkapital 

Das kalkulatorisch zu ermittelnde Eigenkapital wird durch die abzugsfähigen Positi-

onen des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, der latenten Steuern, 

des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals gemindert. 

1.3.1.4.1. Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV sieht vor, dass der Steueranteil des Sonderpostens 

mit Rücklageanteil explizit als Abzugskapital zu berücksichtigen ist. Korrespondie-
rend hierzu ist der entsprechende Auflösungsbetrag kosten mindernd zu berücksich-

tigen. 

Rechtsgrundlage für die Bildung des Sonderpostens mit Rücklageanteil war§ 247 

Abs. 3 HGB a.F. Passivposten, die für Zwecke der Steuern vom Einkommen und 

vom Ertrag zulässig sind, dürfen in der Bilanz gebildet werden. Sie sind als Sonder-

posten mit Rücklageanteil auszuweisen und nach Maßgabe des Steuerrechts auf-
zulösen. Einer Rückstellung bedarf es insoweit nicht Nach Art. 66 Abs. 5 EGHGB 

durften letztmals für das vor dem 1. Januar 2010 beginnende Geschäftsjahr Son-

derposten mit Rücklageanteil im handelsrechtlichen Jahresabschluss gebildet und 
Wertansätze, die auf nur steuerlich zulässigen Abschreibungen beruhten, in die 

Handelsbilanz übernommen werden. 

Der darin enthaltene Steueranteil mindert die nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV 
bei der Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung in Ansatz gebrach-

ten betriebsnotwendigen Bilanzwerte der Finanzanlagen und des betriebsnotwen-

digen Umlaufvermögens. Der Steueranteil umfasst dabei bei Kapitalgesellschaften 

die Körperschaftsteuer sowie die Gewerbesteuer. Der Körperschaftsteuersatz inkl. 

Solidaritätszuschlag beträgt 15,825 %. Der durchschnittliche Gewerbesteuersatz 

beträgt 14,00 % (Messzahl: 3,5%; durchschnittlicher Hebesatz Deutschland: 

400 %). Daraus ergibt sich ein als Richtwert anzusetzender Steuerfaktor von 

29,825 %. Dieser kann jedoch je nach Gewerbesteuerhebesatz des Netzbetreibers 

variieren. 
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Der Netzbetreiber hat keinen Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil gel-

tend gemacht. 

1.3.1.4.2. Latente Steuern 

Latente Steuern werden weder als Aktiv- noch als Passivposition im Rahmen der 

Kostenkalkulation berücksichtigt. Die latenten Steuern werden als Ausgleichsposi-

tion zwischen der Handels- und der Steuerbilanz gebildet und haben daher keine 

nachhaltige Wirkung auf die Vermögenssituation des Netzbetriebs. 

1.3.1.4.3. Abzugskapital 

§ 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV bestimmt, dass im Rahmen der Ermittlung des betriebs-

notwendigen Eigenkapitals sowohl das zinslos zur Verfügung stehende Kapital (Ab-

zugskapital) als auch das verzinsliche Fremdkapital in Abzug zu bringen ist. 

Unter Abzugskapital versteht man das einem Unternehmen zinslos zur Verfügung 

stehende Fremdkapital. Zum Abzugskapital zähleh z.B. Kundenanzahlungen, Rück­

stellungen, sonstige Verbindlichkeiten (Passivposition in der Bilanz), zinslose Ge-

sellschafterdarlehen oder auch Lieferantenverbindlichkeiten. 

Auch für die Positionen des Abzugskapitals ist nach § 7 Abs. 2. S, 2 Nr. 1 bis 5 
StromNEV im Rahmen der Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung 

jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendwert zu bilden. 

1.3.1.4.3.1. Rückstellungen (§ 7 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 StromNEV) 

Sinn und Zweck der Rückstellungsbildu1g ist die zeitliche Vorverlagerung einer Er-

folgsminderung im Sinne einer periodengerechten Erfolgsermittlung im Jahresab-

schluss. Für andere als in § 249 Abs. 1 HGB genannte Zwecke dürfen keine Rück­

stellungen gebildet werden,§ 249 Abs. 2 S. 1 HGB. Sie s.ind Bestandteil des Fremd-

kapitals und bilden Verpflichtungen einer Unternehmung ab, bei denen weiterge-

hende Kriterien noch nicht abschließend erfüllt sind. Hierzu gehört der Fall, dass 

Art, Höhe und Zeitpunkt des Eintretens der Verpflichtung mit genauer Wahrschein-

lichkeit noch nicht bestimmt werden kämen (Beispiel: Gewährleistungsansprüche). 

Rückstellungen dienen nicht der Korrektur von Bilanzansätzen, sondern sollen ei-

nen periodengerechten Erfolg einer Unternehmung ausweisen. Dabei hinterfragt die 
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Beschlusskammer auch die mögliche Nutzung bilanzpolitischer Spielräume. In die-

sem Zusammenhang überprüft die Beschlusskammer die Sachgerechtigkeit der im 

Tätigkeitsabschluss angesetzten Rückstellungen sowie die Sachgerechtigkeit der 

Zuteilung der Positionen zu einem anderen Tätigkeitsabschluss. Dies gilt unabhän-

gig davon, dass die Jahres- bzw. Tätigkeitsabschlüsse durch einen Wirtschaftsprü­

fer testiert wurden. Somit Ist auch eine Korrektur testierter Angaben durch die Be-

schlusskammer zulässig. 

1.3.1.4.3.2. Erhaltene Baukostenzuschüsse einschließlich pas-
sivierter Leistungen der Anschlussnehmer zur Er-
stattung von Netzanschlusskosten sowie Investiti-
onszuschüsse 

Die Position beinhaltet den Restwert dererhaltenen B.iukosten.zuschüsse 1.md Netz-

anschlusskostenbeiträge. Nach § 9 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 StromNEV ist die aktivi-

sche Absetzung von Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht zulässig. Die er-

haltenen Baukostenzuschüsse und Netzanschlusskostenbeiträge sind zu passivie-

ren und über eine Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen. Gleiches gilt für Investiti-

onszuschüsse (BGH, Beseht. v. 10.11.2015, EnVR 26/14, Rn. 6 ff.). 

Baukostenzuschüsse, die im Basisjahr i. S. d. § 6 Abs. 1 ARegV hinzugekommen 

sind, werden im Jahresanfangsbestand in voller Höhe berücksichtigt. Dies ent-

spricht der Behandlung von korrespondierenden Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten auf der Aktivseite (vgl. BGH, Beschl. v. 10.11.2015, EnVR 42/14.). 

1.3.1.4.4. Verzinsliches Fremdkapital 

§ 7 Abs. 1 S. 2 2 . HS StromNEV bestimmt, dass im Rahmen der Ermittlung des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals auch das verzinsliche Fremdkapital in Abzug zu 

bringen ist. Damit ist das betriebsnotwendige verzinsliche Fremdkapital grundsätz-

lich in der vollen in der Bilanz ausgewiesenen Höhe zu berücksichtigen. 
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1.3.1.5. Betriebsnotwendiges Vermögen gemäß § 6 Strom-

NEV (BNV 1) und betriebsnotwendiges Eigenkapital 

gemäß § 6 StromNEV (BNEK 1) 

Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten berücksichtigungsfähigen kalkulato-

rischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. der berücksichtigungsfähigen Finanzanlagen und des berück­

sichtigungsfähigen Umlaufvermögens ergibt sich das betriebsnotwendige Vermö­

gen nach § 6 StromNEV (BNV /) aus Anlage 2-6. 

Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugska-

pitals und des verzinslichen Fremdkapitals ergibt sich das betriebsnotwendige Ei-

genkapital nach § 6 StromNEV (BNEK 1) aus Anlage 2-6. 

Die hieraus resultierende Eigenkapitalquote gemäß§ 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV ergibt 

sich ebenfalls aus Anlage 2-6. 

1.3.2. Betriebsnotwendiges Vermögen gemäß § 7 Strom-

NEV (BNV II) und betriebsnotwendiges Eigenkapital 
gemäß§ 7 StromNEV (BNEK II) 

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital. 

wie es in§ 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV vorgegeben ist. Im Überblick: 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der belriebsnotwendlgen 
Altanlagen zu Tagesneuwelten • Eigenkapitalquote (1118X. -40 %) 

+ Kalk. Restweite des Sachanlagevermögens der betrlebsnolwendlgen 
Al/anlagen w historischen AKIHK • Fremdkapitalquote (rrin. 60 %) 

+ Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betrlebsnotwendigen 
Neuanlagen zu historischen AK/1-/K 

+ Grundstücke w historisdien AKIHK 
+ betriebsnotwendige Finanzanlagen 
+ betriebsnotwendiges Umlaufverm(jgen 
= Betrlebsnotwendlqes Vennöqen II (BNV IQ 

Steuerante,1 der Sonclerposlen mit RüctJageanteit 
Abzugskapital 
Verzinsliches Fremdkapital 

= Betriebsnotwendlqes Elqenkapltal lt (BNEK II) 

Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 7 StromNEV (BNV II) 
sind somit die kalkulatorischen Restwerte des Sacha.nlagevermögens der betriebs-

notwendigen Alt- und Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des 
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Sachanlagevermögens mit denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksich­

tigen, die bei der Bestimmung der kalkulatorischen Abschreibungen gemäß § 6 

StromNEV aner1<annt wurden. Darüber hinaus finden bei der Berechnung des be-

triebsnotwendigen Vermögens ggf. weitere Anlagegüter des Sachanlagevermö­

gens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, Berücksichtigung, 

z.B. immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie Geleistete 

Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

Grundstücke sind gemäß § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV bei der Ermittlung der kalkula-

torischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr.1 , 2 i.V.m. § 6 Abs. 2 S. 4 StromNEV wird auch im Rah-

men der Berechnung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals die Eigenkapitalquote 

der Altanlagen auf höchstens 40 % begrenzt. In der Konsequenz dürfen die kalku-

latorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altan-

lagen zu Tagesneuwerten maximal mit einem Anteil von 40 % in die Bestimmung 

der Basis der Eigenkapitalzinsen einfließen. Da die· Fremdkapitalquote die Differenz 

zwischen 100 % und der Eigenkapitalquote ist(§ 6 Abs. 2 S. 5 StromNEV), müssen 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendi-

gen Altanlagen zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entspre-

chend mit mindestens 60 % gewichtet werden. 

Übersteigt die ermittelte Eigenkapitalquote, die sich aus Anlage 2-6 ergibt, einen 

Anteil von 40% so ist diese gemäß§ 6 Abs. 2 S. 4 StromNEV auf 40 % zu begren-

zen. 

Unter Zugrundelegung dieser Eigenkapitalquote ergibt sich das betriebsnotwendige 

Vermögen gemäß§ 7 StromNEV (BNV 1/) aus Anlage 2-6. Das betriebsnotwendige 

Eigenkapital gemäß§ 7 StromNEV (BNEK II) ergibt sich aus Anlage 2-6. 
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1.3.3. Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote 

von maximal 40 % übersteigenden Eigenkapitalan-

teils 

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von ma-

ximal 40 % übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu 

verzinsen. Soweit das nach § 7 Abs. 1 StromNEV berechnete betriebsnotwendige 

Eigenkapital (BNEK II) mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten be-

triebsnotwendigen Vermögens (BNV II) beträgt, ist folglich das betriebsnotwendige 

Eigenkapital (BNEK II) In zwei Anteile :zu zerlegen. zu bestimmen ist zunächst der 
Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht überschreitet 

(BNEK II s 40 %), sodann der Eigenkapitalanteil, der die zugelassene Eigenkapital-

quote übersteigt (BNEK II> 40 %). 

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapi-

talquote nicht übersteigende Eigenkapilalanteil (BNEK II s 40%) wie folgt zu ermit-

teln: 

BNEK II s 40% = BNV 11 • 0,4 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne 

von§ 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV (BNEK II> 40%) errechnet sich dann nach folgender 
Formel: 

BNEK II> 40% = BNEK II - BNEK II s 40% = BNEK II - (BNV II* 0,4) 

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV berechnete betriebsnotwendlge Eigen-

kapital (BNEK II) nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten be-

triebsnotwendigen Vermögens (BNV II) beträgt, hat demgegenüber keine Aufteilung 

des BNEK II zu erfolgen. Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigen­

der Anteil des Eigenkapitals ist in diesem Fall nicht gegeben. 
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1.3.4. Ennittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallen-

den Anteils am Eigenkapital 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige 
Eigenkapital (BNEK II) auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen(§ 7 Abs. 3 S. 1 Strom-

NEV). Die Aufteilung erfolgt nach den Maßgaben, wie es in § 7 Abs. 3 S. 2 und 3 

StromNEV vorgegeben ist Der Anteil der kalkulatorischen Restwerte der Neuanla-

gen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (Anteil SAVneu) ergibt sich aus dem 

Quotienten aus den kalkulatorischen Restwerten der Neuanlagen zu Anschaffungs-

und Herstellungskosten und den kalkulatorischen Restwerten des gesamten Sach-

anlagevermögens und somit der Summe aus den kalkulatorischen Restwerten 
(RW) der Alt- und Neuanlagen (SAValt und SAVneu). 

Kalk. RWdes Sachanlageverm6gens der Neuanlagen zu AKIHK 
{ Kalk. RW das Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 
Tagesneuwetten • 1:1genkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 SJromN/:V (max. 40 "J 

+ Kalk. RWdas Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 
historischen AKIHK • Fremdkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 StromNl:V (min. 60%} 

+ Kalk. RWdes Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu historisehen AKIHKJ 
= Anto/1 SAVnou 

Der Anteil der Altanlagen am Sachanlagevermögen (Anteil SAValt) ergibt sich aus 

der Differenz zwischen 100 % und dem Anteil des Sachanlagevermögens der Neu-

anlagen (Anteil SAVneu). 

Die jeweiligen Anteile der Neuanlagen sowie der Altanlagen am Eigenkapital erge-

ben sich aus Anlage 2-6. 

1.3.5. Ermittlung der Zinsen für die beiden Eigenkapitalan-
teile 

Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 

20.10.2021, unter dem Aktenzeichen BK4-21-055, den Eigenkapitalzinssatz für den 

Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht übersteigt, 

für Neuanlagen auf 5,07 % und für Altanlagen auf 3,51 % vor Steuer festgelegt. 

Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote 

nicht übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt 

BNEK II s 40% • Anteil SAVneu • 5.07 % 
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+ BNEK II S 40% • Anteil SAVa/1 • 3,51 % 

Verfügt der Netzbetreiber hingegen nicht über Sachanlagevermögen, sind die Bi-

lanzwerte mit dem für Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzins zu verzinsen. 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird 

nach § 7 Abs. 1 S. 5, Abs. 7 StromNEV verzinst. Der Zinssatz bestimmt sich gemäß 

§ 7 Abs. 7 S. 1 StromNEV als Mittelwert des auf die letzten zehn abgeschlossenen 

Kalenderjahre bezogenen Durchschnitts von zwei durch die Deutsche Bundesbank 

veröffentlichten Umlaufsrenditen. 

Im Einzelnen ergeben sich die Werte aus der .Umlaufsrendite festverzinslicher 
Wertpapiere inländischer Emittenten - Anleihen der öffentlichen Hand" und aus der 

.Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten - Anleihen 

von Unternehmen (Nicht-MFls)" .1 Bei der Bestimmung des gewichteten Durch-

schnitts wird der Durchschnitt der . Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere in-

ländischer Emittenten - Anleihen der öffentlichen Hand" einfach gewichtet und der 

Durchschnitt der . Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emit-

tenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-MFls)" zweifach gewichtet (vg l. § 7 Abs. 
7 S. 2 StromNEV). 

Die anzuwendenden Zinsreihen sind die Folgenden: 

Jahr 

Anleihen der 
öffentlichen 
Hand lnsge-

samt 

lln %1 

Anleihen von Unter-
nehmen (Nlcht-MFls) 

(in%] 

Gewichteter 0 
Reihen 

Pn %] 
2012 1,3 37 
2013 1.3 3.4 
2014 1,0 2 9 
2015 0.4 2.4 
2016 0.0 2 1 
2017 0.2 1 .7 
2018 0.3 25 
2019 - 0.2 2 5 
2020 -0 4 1,7 
2021 - 0.3 09 

0 10 Jahre 0.36 2.38 1.71 

Diese Reihen können der Kapitalrnarktst~lislik der Deutschen Bundesbank entnommen werden. 
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Es leitet sich für die genannten Papiere im Zeitraum 2012 bis 2021 ein durchschnitt-
licher Zinssatz von 1, 71 % ab. 

1.3.6. Berücksichtigungsfähige Eigenkapitalverzinsung 

Bis zu der zu Grunde zu legenden Eigenkapitalquote von 40 % ergibt sich die Ver-

zinsung auf das betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 StromNEV (BNEK II) 

aus Anlage 2-6. Für das die Quote von 40 % übersteigende betriebsnotwendige 

Eigenkapital gemäß§ 7 StromNEV (BNEK II) ergibt sich d ie Verzinsung aus Anlage 
2-6. 

1.3.6.1. Negative EK-Verzinsung NB< EK Verz.insung VP 

Die Eigenkapiialverzinsung für die überlassene Netzinfrastruktur überkompensiert 

die negative Eigenkapitalverzinsung des Netzbetreibers. Die negative Eigenkapital• 

verzinsung stellt somit lediglich einen .rechnerischen Zwischenschritt" dar. In der 

Gesamtschau der dem Netzbetreiber zugute gebrachten Eigenkapitalverzinsung 

aus Pächter und Verpächter wird dem Netzbetreiber über den in Ansatz gebrachten 

(gekürzten) Pachtzins das Eigenkapital des Netzeigentümers zugute gebracht 
(BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 45). Die hierbei von der Beschluss-

kammer gewählte Methode zur Berechnung der Verzinsung des negativen Eigen-

kapitals wurde vom Bundesgerichtshof bestätigt (BGH, Beschl. v. 25.04.2017, 

EnVR 57/15, Rn. 32 ff.; BGH, Beschl. v. 29.01.2019, EnVR 67/17 Rn.16 ff.). 

1.4. Kalkulatorische Gewerbesteuer 

Gemäß § 8 StromNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem 

Netzbereich sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kosten-

position in Ansatz gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird 

daher ein kalkulatorischer Gewerbesteueransatz auf derGrundlage der anerkann-

ten kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung berücksichtigt. Bei dem von der Bun-

desnetzagentur festgelegten Eigenkapitalzinssatz handelt es sich um einen Zins-

satz nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer (BR-Drs. 247/05, S.30). 
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Ein Abzug der kalkulatorischen Gewerbesteuer bei sich selbst erfolgt nicht. § 8 S. 2 

StromNEV ist entfallen. 

Die nach § 8 StromNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den 

kalkulatorischen Maßstäben der StromNEV zu ermitteln. Die in der netz.spezifischen 

Gewinn- und Verlustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwi-

schen den kalkulatorischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen 

(sog. Scheingewinn bzw. -ver1ust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für 

den kalkulatorischen Gewerbesteueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung bestätigt worden (siehe etwa BGH, Beschl. v. 14.08.2008, KVR 

34/07, Rn. 86 ff.). 

Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berück­

sichtigung von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrund-

lage verzichtet (BGH, Beschl. v. 25.09.2008, EnVR 81/07, Rn. 23). 

Eine zusätzliche Bereinigung der Eigenkapitalverzinsung um die Gewerbesteuer 

("Im-Hundert- Rechnung") kommt nicht in Betracht (BGH, Beschl. v. 10.11.2015, 
EnVR 26/14, Rn. 46.). 

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 

[ BNEK II s 40% • Anteil SAValt • 3,51 % + BNEK II s 40% • Anteil SAVneu 

• 5,07 % • + BNEK II> 40% • 1, 71 %J • Hebesatz • Messzahl 

berechnet. Die zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer wird in Anlage 

2-6 ausgewiesen. 

1.5. Kostenmindemde Erlöse und Erträge 

Gemäß § 9 StromNEV sind kostenmindemde Erlöse und Erträge, soweit sie sach-

lich dem Netzbetrieb zuzurechnen und insbesondere den Positionen aktivierte Ei-

genleistungen, Zins• und Beteiligungserträge, Netzanschlusskosten, Baukostenzu-

schüsse oder sonstige Erträge und Erlöse der netzbezogenen Gewinn- und Verlust-

rechnung zu entnehmen sind, von den Netzkosten in Abzug zu bringen. 
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1.5.1. Umsatzerlöse aus erhobener Konzessionsabgabe 
(GK-Ziffer 5.7.1. / GuV-Ziffer 1.11.) 

Korrespondierend zu den Aufwendungen (Position 1.5.1.) hat der Netzbetreiber un-
ter dieser Position Erlöse angegeben. Es handelt sich, wie zu den Aufwendungen 

beschrieben, um einen durchlaufenden Posten, der neutralisiert wird. Die Position 

zählt gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 ARegV dem Grunde nach zu den dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kostenanteilen. 

1.5.2. Erlöse aus EEG (GK-Ziffer 5.7.2. / GuV-Ziffer 1.12.) 

und Erlöse aus KWKG (GK-Ziffer 5.7.3. / GuV-Ziffer 
1.13) 

Korrespondierend zu den jeweiligen Aufwendungen (GK-Ziffem 1.1.1.6. und 

1.1 .1.7.) handelt es sich bei den Erlösen aus dem EEG-Ausgleichmechanismus und 

dem KWK-G Belastungsausgleich um durchlaufende Posten. Sowohl die Aufwen-

dungen als auch die Erlöse aus diesen Positionen wurden daher nicht angesetzt. 

1.5.3. Weitere Erlöse aus Umlagen (GK-Ziffer 5.7.4., 5.7.5. 
und 5.7.6. / GuV-Z.lffer 1.14 ., 1.15. und 1.16.) 

Korrespondierend zu den jeweiligen Aufwendungen (GK-Ziffem 1.1.1.8., 1.1.1 .9. 
und 1.1.1.10.) handelt es sich bei den Erlösen aus der Offshorenetzumlage (ONU) 

und dem Umlagenmechanismus für individuelle Netzentgelte gemäß § 19 Abs. 2 

StromNEV um durchlaufende Posten bzw. die Umlage nach § 18 AbLaV entfällt .i.b 
der vierten Regulierungsperiode ohnehin. Sowohl die Aufwendungen als auch die 
Erlöse aus diesen Positionen wurden daher nicht angesetzt. 

1.6. Überlassene Netzinfrastruktur und Dienstleistungen 

Sämtliche unter den Ziffern 1.1 bis 1.5 aufgeführten Standpunkte und Rechtsauf-

fassungen sind grundsätzlich auch auf Kosten. die auf Grund einer Inanspruch-

nahme eines Verpächters oder eines konzemverbundenen Dienstleisters entste-

hen, unter Maßgabe des § 4 Abs. 5 und Sa StromNEV anwendbar. 

Die Prüfung erfolgt für jeden Verpächter und konzemverbundenen Dienstleister an-

hand separater Erhebungsbögen jeweils gesondert. So wird sichergestellt, dass das 
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Pachtentgelt oder das DlensUeistungsentgelt nicht die Kosten der Selbsterbringung 

durch den Netzbetreiber übersteigt. Die Beschlusskammer hat eine Prüfung der fol-

genden Verpächter und Dienstleister durchgeführt: 

1.6.1. WSW Netz GmbH • Verpächter 

Der Netzbetreiber hat von der WSW Energie & Wasser AG betriebsnotwendiges 

Anlagevermögen gepachtet. Die hierfür zu berücksichtigenden Kosten und Erlöse 

ergeben sich aus Anlage 2-1-VP bis 2-6-1-VP - Verpächter. Im Einzelnen wurden 

bei dem Verpächter folgende Kürzungen vorgenommen: 

1.6.1.1. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

Die vom Netzbetreiber in dieser Kostenposition ausgewiesenen Kosten für Zinsen 

und ähnliche Aufwendungen gegenüber von Kreditinstituten_in Höhe von 

wurden nicht nachgewiesen und sind daher nicht berücksichtigungsfähig. 

- € 
1.6.1.2. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Der Netzbetreiber weist sonstige Vermögensgegenstände In Höhe von - € im 

Anfangs- und 1111111€ im Endbestand aus. Der Netzbetreiber hat keine überzeugen-

den Gründe genannt, die eine Berücksichtigung rechtfertigen könnten. Daher wer-

den die sonstigen Vermögensgegenstä,de im Anfangs- und Endbestand nicht be-

rücksichtigt. 

2. Dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile 

Ausgehend von dem gemäß § 6 Abs. 1 ARegV ermittelten Ausgangsniveau ist die 

Höhe der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 ARegV 

im Basisjahr (2021 ) zu bestimmen. Auf Grundlage der vom Netzbetreiber übermit-

telten Kostendaten wurde daher der In den gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 2 ARegV ermit-

telten Gesamtkosten enthaltene Anteil der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten-

anteile gemäß § 11 Abs. 2 ARegV ermittelt. Der Anteil der dauerhaft nicht beein-

flussbaren Kostenanteile an den Gesamtkosten Ist der Anlage 2-7 zu entnehmen. 
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2.1. Tarifvertragliche Vereinbarungen zu Lohnzusatz und 

Versorgungsleistungen (§ 11 Abs. 2 s. 1 Nr. 9 

ARegV) 

Kosten aus betrieblichen und tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen, soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abge-

schlossen worden sind, sind gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht 

beeinflussbare Kostenanteile. Von dieser Regelung werden grundsätzlich nur jene 

Mitarbeiter erfasst, deren Kosten unmittelbar beim Netzbetreiber anfallen (vgl. BGH, 

Beschl. v. 18.10.2016, EnVR 27/15; BGH Beschl. v. 17.10.2017, EnVR 23/16; BGH, 

Beschl. v. 12.11 .2019, EnVR 109/18, Rn. 50.). 

Urlaubs- und Zusatzentgelte 

Bei den geltend gemachten Urtaubs- und Zusatzentgelte in Höhe von- € 

handelt es sich nicht um Kosten für Lohnzusatz- bzw. Versorgungsleistungen. Viel-

mehr macht der Netzbetreiber Kosten geltend, die elementarer Lohnbestandteil 

sind. Diese sind nicht als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile gemäß § 11 
Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV ZU bewerten. 

Mit dem Oberlandesgericht Stuttgart (OLG Stuttgart, Beschl. v. 07.04.2022, 2 Karl 
2/21, bestätigt durch BGH, Beschl. v. 30.01.2024, EnVR 39/22) kommt die Be-
schlusskammer zu derAuffassung, dass es sich bei derartigen Aufwendungen nicht 

um Lohnzusatzleistungen handelt. Die Freistellung des Arbeitnehmers von seiner 
Arbeitsverpflichtung steht in solchen Konstellationen einer zusätzlichen Leistung 

nicht gleich. Der Arbeitgeber gibt für diesen Zeitraum seinen Anspruch auf Arbeits-
leistung auf, ohne die eigene Leistung an den Arbeitnehmer zu erhöhen. 

Die Beschlusskammer musste überdie letzten Jahre hier Fehlentwicklungen in dem 

Instrument der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile für Personalzusatz-

kosten feststellen. Eine einheitliche Verwaltungspraxis in der Betrachtung derartiger 

Kosten aller Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen in der Regulierung durch 

die Beschlusskammer und die Landesregulierungsbehörden ist anzustreben. 

Hinzu kommt in systematischer Hinsicht, dass eine Verkürzung der Jahresarbeits-

zeit durch Mehrurlaub bzw. Arbeitsbefreiungen nicht anders zu behandeln ist als 
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eine kürzere Wochenarbeitszeit. In beiden Sachverhalten steigt der Lohn pro Jah-

res.irt>eitsstunde, es hande!t sich .iber nicht um eine Zus.itzleistung neben dem ver-

handelten Lohn. 

Darüber hinaus entstehen Mehrkosten aufgrund des Mehrurlaubs bzw. zusätzlicher 
arbeitsbefreiter Tage allenfalls mittelbar, indem ggf. mehr Personal vorgehalten 

werden muss. Die entstehenden Kosten sind jedoch allenfalls betriebswirtschaftli-

che Folge des Mehrurlaubs, rechtlich entstehen sie jedoch erst aus den Arbeitsver-

trägen mit dem neu eingestellten Personal und dann gegenüber den Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmern. 

Aktivierte Eigenleistungen 

Der Netzbetreiber hat bei der Ermittlung der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kos-

ten, die in den aktivierten Eigenleistungen enthaltenen Kdnb, unberücksichtigt ge-

lassen. 

Die Beschlusskammer berücksichtigt den Anteil an Personalzusatzkosten bei den 

aktivierten Eigenleistungen als Erlösposition im Rahmen der dauerhaft nicht beein-
flussbaren Kostenanteile. Dadurch werden die berücksichtigungsfähigen Beträge 

aus dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 

ARegV um die entsprechenden Erlöse reduziert. 

Nach§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV gelten Kosten oder Erlöse aus betrieblichen und 

tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen, so-

weit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen worden sind, als 

dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile. Daraus folgt, dass sowohl Kosten als 

auch Erlöse aus Personalzusatzkosten in den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kos-

tenanteilen Berücksichtigung finden müssen. Dabei stellen die aktivierten Eigenleis-

tungen eine Erlösposition dar, die im direkten Zusammenhang mit den Personal-

kosten steht und die aktivierten Personalkostenanteile in der Gewinn- und Verlust-
rechnung neutralisiert. Die in beiden Positionen enthaltenen Personalzusatz-kosten 

sind daher im Basisjahr zu identifizieren, um im Effizienzvergleich die beeinflussba-

ren Kosten nach Abzug der Personalzusatzkosten und -erlöse auf der Kosten- und 

Erlösseite in der richtigen Höhe zu bestimmen. 

Die Beschlusskammer hat diese Vorgehensweise bereits in den Hinweisen zur An-

passung der Ertösobergrenze 2020 angekündigt, im Basisjahr 2021 für die vierte 
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Regulierungsperiode die Personalzusatzkosten in aktivierten Eigenleistungen als 

solche zu identifizieren und Doppelansätze zu korrigieren (Hinweise für Verteiler-

netzbetreiber Elektrizität zur Anpassung der Ertösobergrenze und zur Bildung der 

Netzentgelte für das Kalenderjahr 2020, Seite 9). Andernfalls käme es zu Verwer-

fungen bei der Anpassung der Erlösobergrenze in der vierten Regulierungsperiode. 

Die Weiterverrechnung enthält anteilig auch KAdnb, die entsprechend zu berück­

sichtigen sind. Die Beschlusskammer hat die in den Personalkosten enthaltenen 

Personalzusatzkosten ermittelt - € und zu den Personalkosten 

(--€) ins Verhältnis gesetzt. Hieraus ergibt sich eine Quote von . %. 

Diese Quote wird hilfsweise auch bei den aktivierten Eigenleistungen angesetzt. Die 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten. die in den aktivierten Eigenleistungen ent-

haltenen Kdnb betragen somitllll€ 

3. Vergleichbarkeitsrechnung 

Die Kapitalkosten sollen gemäß§ 14Abs. 1 Nr. 3 S. 1 ARegV zur Durchführung des 

Effizienzvergleichs so bestimmt werden, dass ihre Vergleichbarkeit möglichst ge-

währleistet ist und Verzerrungen berücksichtigt werden, wie sie insbesondere durch 

unterschiedliche Altersstrukturen der Anlagen, Abschreibungs- und Aktivierungs-
praktiken entstehen können. 

Die Kapitalkosten umfassen gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 3 S. 3 ARegV die Fremdkapi-

ta!Zinsen gemäß § 5 Abs. 2 StromNEV, die kalkulatorischen Abschreibungen ge-

mäß § 6 StromNEV und die kalkulatorische Elgenkapitalverzinsung gemäß § 7 
StromNEV. 

Zur Gewährleistung der Verglelchbarkell der Kapitalkosten ist gemäß 

§ 14 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m Abs. 2 ARegV eine Vergleichbarkeitsrechnung zur Ermitt-

lung von Kapitalkostenannuitäten durchzuführen. Die Standardisierung der Kapital-

kosten stellt sicher, dass die Durchführung effizienter Ersatzinvestitionen nicht zu 

einer verschlechterten Effizienzbewertung des Netzbetreibers führt. 

Die Kapitalkostenannuität wird für jede Anlagengruppe der Anlage 1 der StromNEV 

mit Hilfe des Annuitätenfaktors wie folgt gebildet: 
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Anlage Aufwandsparameter 

An, = Annuität der Anlagengruppe i 
TNW, = Tagesneuwert der Anlageng,vppe 1 
Q = 1 + Zinssalz 
n, = Nutzungsdauer der Anlagengruppe 1 

Die Summe der Annuitäten aller Anlagengruppen und die standardisierte Verzin-

sung der von diesen Annuitäten nicht erfassten, aber zu verzinsenden Bilanzwerte 

bilden die standardisierten Kapitalkosten gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 2 
ARegV. 

Durch die Kostenannuitäten werden die Abschreibungen und die Verzinsung des 

Sachanlagevermögens standardisiert. 

Neben der Verzinsung des Sachanlagevermögens sieht § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV 
auch die Verzinsung weiterer Bilanzwerte vor. Diese Verzinsung wird von den An-

nuitäten nicht erfasst. Die Kapitalkosten hierfür werden berücksichtigt, indem die 

Bilanzwerte mit dem gewichteten Zinssatz multipliziert werden. Hinsichtlich des 
Zinssatzes findet insoweit auch§ 14 Abs. 2 ARegV Anwendung. Einer besonderen 

Berücksichtigung des Abzugskapitals be<iarf es nicht, da im Rahmen der Standar-
disierungsrechnung hierfür ein Pauschalansatz in der Form des gewichteten Zins-
satzes herangezogen wird. 

Die Vergleichbarkeitsrechnung hat gemäß § 14 Abs. 2 S. 1 ARegV auf Grundlage 

der Tagesneuwerte (TNW) des Anlagevermögens des Netzbetreibers zu erfolgen. 
Zur Berechnung der TNW wurden die im Rahmen der Bestimmung des Ausgangs-

niveaus nach § 6 Abs. 1 ARegV zu Grunde gelegten historischen Anschaffungs-

und Herstellungskosten (AK/HK) und die nach § 6a StromNEV zugrunde gelegten 

Indexreihen verwendet. 

Für die Ermittlung von einheitlichen Nutzungsdauern für jede Anlagengruppe sind 

gemäß § 14 Abs. 2 S. 2 ARegV die unteren Werte der betriebsgewöhnlichen Nut-

zungsdauern in Anlage 1 der StromNEV zu verwenden. Der zu verwendende Zins, 

salz bestimmt sich gemäß § 14 Abs. 2 S. 3 ARegV als gewichteter Mittelwert aus 

Eigenkapitalzinssatz und Fremdkapitalzinssatz, wobei der Eigenkapitalzinssatz mit 
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Anlage Aufwandsparameter 

40 Prozent und der Fremdkapitalzinssatz mit 60 Prozent zu gewichten ist. Von den 

60 Prozent des Fremdkapitalzinssatzes entfallen gemäß§ 14 Abs. 2 S. 4 ARegV 

25 Prozentpunkte auf unverzinsliches Fremdkapital. 

Für das Eigenkapital sind gemäß§ 14 Abs. 2 S. 5 ARegV die nach§ 7 Abs. 6 Strom-

NEV für Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzinssätze anzusetzen. Es wurde der 

Eigenkapitalzinssatz aus der Festlegung BK4-21-055 für Neuanlagen in Höhe von 

5,07 Prozent gemäß § 7 Abs. 6 StromNEV für alle Anlagen zu Grunde gelegt. 

Für das verzinsliche Fremdkapital richtet sich die Verzinsung gemäß§ 14 Abs. 2 S. 

6 ARegV nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezoge-
nen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Umlaufren-

dite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. Die nachstehende Ta-

belle stellt die entsprechenden J,ihresdvrchschnittswerte seit 2012 dar. 

Jahr Umlaufrendite 10-Jahres-Mlttel 
2012 1.4% 
201 3 1,4% 
2014 1,0% 
2015 0,5% 
2016 0,1% 
201 7 0,3% 
2018 0,4% 
2019 -0,1% 
2020 -0,2% 
2021 -0,1% 0,47% 

Quelle: Kapitalmari<tstaustk der DeutS<:hen Bundesbank 

Für den hier relevanten Zeitraum 2012 bis 2021 leitet sich hieraus für die genannten 

festverzinslichen Papiere einen durchschnittlichen Zinssatz von 0,47 % ab. 

Der Eigenkapital- und der Fremdkapitalzinssatz sind gemäß§ 14Abs. 2 S. 7 ARegV 

um den auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durch-

schnitt der Preisänderungsrate nach dem vom Statistischen Bundesamt veröffent­

lichten Verbraucherpreisgesamtindex zu ermäßigen. 

Jahr Index Veränderungsrate 10-Jahres-Mlttel [%] 
2011 95,2 
2012 97,1 (),020 
201 3 A8,5 0 ,0 14 
2014 99,5 0,010 
2015 100 (),005 
201 6 100,5 0,005 
2017 102.0 0.015 
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Jahr Index Verändenmgsrate 10-Jahres-Mittel [%) 
2018 103,8 0,018 
2019 105,3 0,014 
2020 105,8 0,005 
2021 109,1 0,031 1,38 

Anlage Aufwandsparameter 

..Quelle. Statistisches Bundesamt , 

In der vorstehenden Tabelle sind die entsprechenden Werte seit dem Jahr 2011 

dargestellt. Hieraus leitet sich für den Verbraucherpreisgesamtindex für den rele-

vanten Zeitraum 2012 bis 2021 ein durchschnittlicher Wert von 1,38 % ab. Die Er-

mäßigung der Zinssätze erfolgt anhand der nachstehenden Formel: 

Zins real = Zins nom. - VPI 

Daraus folgt ein Wert für den realen Eigenkapitalzinssatz (EK-Zins real) in Höhe von 

3,69 % und für den realen Fremdkapitaizinssatz (FK-Zins ,eo1) ein Wert von -0,91 %. 

Der zu verwendende Zinssatz (Zins M11te1) bestimmt sich gemäß § 14 Abs. 2 S. 3 

ARegV als gewichteter Mittelwert aus Eigenkapitalzinssatz und Fremdkapitalzins-

satz, wobei der Eigenkapitalzinssatz mit 40 % und der Fremdkapitalzinssatz mit 

60 % zu gewichten ist. Von den 60 % des Fremdkapitalzinssatzes entfallen gemäß 
§ 14 Abs. 2 S. 4 ARegV 25 Prozentpunkte auf unverzinsliches Fremdkapital. 

Der gewichtete Zinssatz wird mit nachfolgender Formel ermittelt: 

Zins Mi11e1 = 40 % * EK-Zins real + 35 % * FK-Zins real + 25 % • 0 

Hieraus ergibt sich ein gewichteter Zinssatz in Höhe von 1,16 %. 

Das Ergebnis der Standardisierungsrechnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 3 S. 1 ARegV 

ist in Anlage 2-8 und 2-8-1 dargestellt. 
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Anlage 2-1 WSW Netz GmbH Az. BKB-21-01781-1002#1 

Gesamtkostenblatt 
vom Netzbetreiber Kürzungen anertlannte Kosten davon 

Ziffer Kostenart angegebene Kosten BNetzA BNetzA dnbK 

1. 
1.1. 
1.1.1. 
1.1.1.1. 
1.1.1.2. 
1.1.1.2.1. 
1.1.1.2.2. · 
1.1.1.2.3. 
1.1.1.2.4. 
1.1.1.3. 

1.1.1.4. 

1.1.1.5. 
1.1.1.6. 
1.1.1.7. 
1.1.1.8. 
1.1.1.9„ 
1.1.1.10. 
1.1.1.11. 
1:1.2. 
1.1.2.1. 
1.1.2.1.1. 
1.1.2.1.2. 
1.1.2.1.3. 
1.1.2.1.4. 
1.1.2.1.5. 
1.1.2.1.6. 
1.1.2.2. 
1.1.2.3. 
1.1.2.4. 
1.1.2.5. 
1.1.2.6. 
1.2. 
1.2.1. 
1.2.2. 
1.2.2.1. 
1.2.2.2. 

[EUR] [EUR] [EUR] 
Aufwandsgleiche Kosten 
Materialkosten 
Aufwendungen für Roh-, Hiffs- und Betriebsstoffe 
Aufwendungen für die Beschaffung von Vertustenergie 
Aufwendungen für Stromeinspeisung durch Betreiber dezentraler Erzeugungsanlagen 
nach EEG (exklusive Einspeisemanagement-Maßnahmen) 
nachKWKG 
nach § 18 StromNEV 
Einspeisemanagement-Maßnahmen 
Betriebsverbrauch 
Aufwendungen für Differenz-Bilanzkreise bzw. Aufwendungen für den Ausgleich von Abweichungen bei 
Standardlast rofilen 
Konzessionsabgabe 
Aufwendungen für den EEG-Ausgleichsmechanismus 
Aufwendungen für den KWKG-Belastungsausgleich 
Aufwendungen für die Offshorenetzumlage (ONU) 
Aufwendungen für den Umlagemechanismus für individuelle Netzentgelte gemäß§ 19 Abs. 2 StromNEV 
Aufwendungen für den Belastungsausgleich für abschaltbare Lasten 
Sonstiges 
Aufwendungen für bezogene Leistungen 
Aufwendungen an vorgelagerten Netzbetreiber 
Aufwendungen für vorgelagerten Netzbetreiber (Leistung/Arbeit) 
Aufwendungen für vorgelagerten Netzbetreiber (Messstellenbetrieb) 
Aufwendungen für Netzreservekapazität 
Aufwendungen für Blindstrom gegenüber dem vorgelagerten N I r 
Aufwendungen für singulär genutzte Betriebsmittel gemäß § 19 Abs. 3 StromNEV 
Sonstiges 
Aufwendungen für Blindstrom gegenüber Drillen 
Aufwendungen für übertassene Netzinfrastruktur 
Aufwendungen für durch Drille erbrachte Betriebsführung 

Aufwendungen für durch Drille erbrachte Wartungs- und lnstandhaltungsleistungen 
Sonstiges 
Personalkosten 
Löhne und Gehälter 
soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung 

Altersversorgung 
soziale Abgaben und sonstige Aufwendungen 

[EUR] 

685.62'5 

34.707.331 
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Anlage 2-1 WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 -Zffllr KOlt.n.trt 
vom Nllbhtr9ib9r 

lne-tff>fnt ~Olttn 
(EUR) 

Klrzungen 

(EURI - IIMftannt. Kolten 

(EUII) - (EURJ -u. Zinun und lhnlkht Au·t.•l'ldUflOtn--- 63, 1:ST 13.UT• ' 1.3,1 
1.3,t_ 1NW1Ar.:&,er l.ntmthmer, mll den.n lfn a.,_,....,,•wl'hMnll lletllN 

0 
3.04& 1 

0• 
0 3.040 ' ' 1.3,3„ DtOOnCibllt t<redillnstlulf:n 0 0 ' 1.3,4 

1.3.5. 
zu ROcltsle•iunnen- 10.320 

49,n2 
lo.320 

0 49.772 ' 0 ,... 
1.6. 
15.1 
1.52 

Son•- s.1.utm 
Son• btltltbllche Aufwend '" 

,un ' 
.U77.A55 

D 49.871 
37.UU 4503.500 

.,...,, 
TtUJt 

Mlel_,, 10M Pac:t'IUlrlHn, Lu-. Oet,(,lnn und Btl.,_--n N8703 ...... D 689.103 
D ...... 70,707 

D 
l.&.3. ~rf. Ond:..cl'IM'I uM ZatlehMan ...... 0 ...... 43'1 
U.4 PoltkOAan. FradlekOllen t#ld #'nllthe l<oslen 0 0 D 0 
1.5.5. ,.... 
,u. 

Recht. lMICI Ben ..... 
s,,on-. -R-und · -

175,940 
2.116 

12,273 

90.PJ7 9043 
0 2. 176 
0 12..273 

0 
0 

12.213 
1.&JI. 
u.a, 

und~--wldlnl&lndMI""_, 
1 411 

D 
0 1,.411 
0 D 

$77 
0 

1.5,10, 
U.11 

ElnLtt'Ntfl>t n auf FONMf\lnoan 
PIU~nnanrNll!luno)Ofl tur Fotdotuno,M 

393,176 
2.176 

29()792 102.* 
2.11& 0 

0 
0 

U.12. z-...,,en an SlAOle oder Gemeindennech M•ßQlbe \101\ § 5Ms. 4 SlrOmNEV 0 0 D 0 
1.5,13. ~ 1114 vMcltjg6mAnlagenaibQlno 0 0 D 0 
1,$..14. .. s.,, -

AtnM;.1·1n11bunu•n 
3.&lS.816 

H2.162 
0 3.629.816 ...., .,..,... 703.143 

0 
2 ,1, 

2.1.1. 

,,,.,,,._ 
n, gawtrb11c::1111 und.,,,...,.~und ""'111 - l.lunun 1n "" ""'""""" 

10070 
10.07'0 

0 10070 

0 10.070 
0 

0 
2.12. 
u. 

s«, 
Kallwll!IC>tltdle Absdnlt>t,noen 

0 
382.791 

0 D 
2.997 379.794 

0 
0 

2.3. Abadw~ UmlluMrmOgen 0 0 0 0 
u , .. AblctY-.v.ntufFNI\Utl--. unu 1Uf Wtn- Cl„ 

Kalllul•tor5KM UalftbcllalV•n.lnaunn 
D 

271,132 
0 0 

sot.111 -37.917 
0 
D .. Kalkulatorltc.ht 0.wtfWtttutt 41,111 u .100 -&.111 D ,... Nttr:Witttn vorAbtua tltt k.ott~ffftd•n ErklH und ltttlat 118.215,'40 n .u.2.12.2 U.112.711 12.963,tol 
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Anlage 2-1 WSWNetz GmbH Ar.. BKS-21-01781-1002#1 

.. 
U .I 
5-32 
5.33 

u . .... , 
5.42 

•••• ,.u 
5.62. 
LI. 
u., 
511 , , 
511.2, 
5.1.U , 
5JU. 
5.8.2.1, 
OOZ2" 
5823 
5.IU.4 , 
,.u. 
5 .1 ◄ 

5.8.6 

Koll,tn•tt. 

""und A~ dft Rnanut'I 

L.'11ernellmM. mit MIWI N, 

'/'laf, N Ii 
t 1ud„<MNibenbll~IRllflwlifo: f 

"""UtnutN-rtiOrM 111<.hUu• Httnnt h~ 

ffl'Mhll...,,_. 

Hf' 

...,, 
Ert6N1111dlffl EEG,Au 
[JtONt ....°""K\\1(0, 
EMN tut Olf Oll ON 

• 11:i'indl~ 10Aba. 2 SnmNEV 
IO'"~•Lasaen 

\ICIIINMJA.Wlnvl ......., 
t,11011611~ 

579 
15710 
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Anlage 2·2 WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 

Darstellung der Nutzungsdauern 

Netzgebiete: Anlagevermogen wsw Netz GmbH (Origlnares Netz) 

g•n• 
gruppen• 
numrner 

2 
3 

Anlagengruppe 

Kabel220kV 
Kabol 110 kV 
Kabel Mlttelspannu 511elz 

5 
Kabol 1 kV 
Kabel AbnehmefanschlO&se 

n Mitlelspannu tz 

' n,ngsanlagen einschließlich Kopplung 

10/30/10 kV-Stlldonen 
HauptveneilerstatiOnen 

und Las e nsdllelllich 
in Ums ann- und 

er•, femmetoe-, ·emme•. 
n, Strom- und Spannungswoncter, 

Ortsnetz-Transtonna1or11n. Kabe 
Zahler, Messelnnc:lilUngen, Uhren. TFR-Empfanger 
TelefonlellUngen 
fahrbare S ate 

Gesch ohne EDV, Werkzeug 
Vermlt an 

en 

6 
7 
8 
9 
10 

11 

12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 

19 

20 

21 

22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 

30 
31 
32 
33 
34 
35 
36 
37 
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Anlage 2-3 WSW Netz GmbH kl. BKS-21-01781-1002#1 

-Ka kulalor„che Absehre,lbungen 

IO 

1 Klbll2201CV 
2 Kllbtl 1t0W .-4 Kabelt kV 
5 K-..Jrei,i11111••~n 

13 380f2»110f30t'I0 ICV~ ,. 
16 Orunecu~ 
11 l<I.IN 11 11c •• 

ON,,d.wt~ UM Gtbluclt 
ti • 
26 On.tld:MOdlwta,gel\. BW«l 11:r T~ ne • 
21 Beil( 
2t 

,0 

"II 
lt 
20 
2, 
22 ..........~ 
23 ltnl\ TFR, 
2, 
21 
20 
:,0 
3, 

"' 33.. 
35 Sdhwfal; z.. ,_,,. 
31 Smln rum 

9u,..,,. 

Kalkulatorilcht AbKh ,..ibung,tn für 
Altlnll'9f" luf 
AM<K,8a•ls 

~lkulatorische Abrlchr.ibungt,n ro, 
Attantagtnaut 

TNW.ßni• 

K.tilk\lla'tOntche Abte~ fOr 
Ntwin-.,nlUf 
AK/'Hl<-8MI• 

oew'CMttm• cltn 
0uottf'lnathf91S. 3 

Sb'OfflHEV 
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Anlage2-4 wsw Netz GmbH Az. BKS-21-01781'-1002#1 

K1llwl1torhche R41hiri'11 

1) 

2 Klblil1101r.V 

3 --<I KabeltJ,.V·---0 Fr 11D-380i.V 
1 F „
•• 

1'V--,.391Y22CY'11Ql)Or(l0kV-sa.OW'\.. -.. Ortt-.&rMll!Ol•1,. --• """ " .... _.,, 

H ~Ttlllo~8chaill• 
~f..,.._.,•.F~_,..,.~••«"t ,.,.c--• 

21 Rl.l'ICltlluW• ...,,....~ ..~. .....,,...., ~~U"ICI--2' 01lnllt-Tr•.,.....,• 4. tt,i,a.l\w l#W;d• • liw 
23 zatw, UtMl, lFR-Em .. ' 
~ ,~sll'On 
H Glect'llflY ■...-u,g (ornel!OV ~).,,.,,,,_~.. ., ., ......... 
33 -.. --.. 
:19 -..-

K.l,ku1;atoMehe R.....,. ~, 
Aun._r,.n ••d AKIHK-8H„-- Anb bntmd 

Klllw-hoRK,_ Hlf 
Attllnlagen auf TNW Bnta 

KaftiubilOfflletrwt Reu.e,.... '°' 
~nit.gffl M AKn« O.sl1 
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Anlage 2-4 WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 

Endbestand 
Kal.UlatDrltc.h• R:asew.1• fllt tC.lkll.lllOMCb, A~twffle tor Kta.lAl10t1Ul'ltRHtwtn.RJ,l<,ollwlolorische RU.,.lftt ,._,.nt..,. •uf ,UC.,l,fl(,8":hAJo~n„urAKMK-B,a,J11--..----------------l----,:=--r-=,.,.-:,-r~,.,.,.-1---,,=--r-=ARant-a-" .tuf TNW..QMI, 

., 

Thllfl).Y'd$ct...ill0,., 

21 ~ - ,_......,... t-~.~.~~ ..... ..,.., _ ,.__,_ 
22. 01'11Ntt•Ti 

2t Owdi161 1 •Qlllll"lttC!ffl9!0Y, W«~*), V~~ .. 
31 
32 

.. -.. 

_ 

,wo-... _ 

___...,___________tO I u"d ,........Tl'WOU'ldkNlblt 

11 F«rm--1.tw:1~'°""'fb,riOt,1~...~ 
~ ,, 

11 

20 

23 ...... ,. ' ,. ,_ 
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Anlage 2-5 WSW Netz GmbH "'3.. BKB-21-01781-1002#1 

Oarstellun des SAV Gesam 

NOl%·10 

Sr.lM'llr«MrUUOII-_._-

-Sctrntilhlli 

Antc hal-
fu1191Jahr 

t0,<1„ 
Ermltllung 
dorwlh. 
Al>lc:hr 

Wf'Wfflclete 
AK/HK 

AbschNllbungo Abschr<1lbun90 ROllwelW dor 
n tu AKIHK n zu TNW AKJHK 

(EURJ (EURJ (1:URJ 

Rottwertt lU 
TNW 

(EURJ 

l:nd....tand 

Rottwt rte der 
AK/HK 
(l:URJ 

Rettwtr1t zu 
TNW 
(EU~I 
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Anlage 2-5 WSW Netz GmbH Az.. BKS-21-01781-1002#1 

Ofbnetzata!ionen 

°""""'""'-ONMtt1lttlCNn 

0mne....-
~ 

~ 

Anl•gongrupJHI 

!Ordlo 
Ermlltluog 
dtrbllll. 
Absehr. 

WMendCltO 
Al<IHI< 

Ablch„lbunga AHch,elbuftg• 
n w Al</HI< n2.u TNW 

(EURJ (EUR] 

Anw> •-blod 

Rettwert• w 
TNW 

(EURJ 

Endt>osuond 

RHtw•tt•~r 
Al<IHI< 
[EURJ 

Res-twtrt1 tu 
TNW 

(EUR) 
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Anlage 2-5 WSW Nelz GmbH Az. BKB-21-01781-1002#1 

Nott,10 

o,....,__ 
Orbnea.ttatlontn 
0-11-
OflM•IOWIJcHNlfl 

Orunetut.1110nen 

Orttnetutat.onen 
0rtlMtnll-
0,,..,......-

Orunetzstnonen 

0nanetull-
Orunetlaldonln 

OttanetutaUonen0-la-OmnetzstaUonen 
Orisnetntatlonan 
0-11-

Mlagengnippo All11Ch-1• 
tungsJ•hr 

l0rd1-
Ennl!Uung 
dor kllk, 
Ahachr. 

'Ytf"Wfndeta 
Al<IHK 

Al>Sch,..lbunge AbM:h,..lbu"90 
n zu AK/HK n zu fNW 

(EUR) (EUR) 

RHIWOlta der 
AK/HK 
(EUlq 

bostand 

Re1twon. t.u 
TNW 
(EUlq 

Endbestand 

RHIWOrltdor 
Al</HK 
('EUR) 

Rottwtrte ,u 
TNW 

(EUAj 
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Anlage 2-5 WSW Nalz GmbH Az. BKS-21-01781· 1002#1 

°"""""'-----0fltnltzaWJoMn -..1 Software 
1 ---..-·---... ----.._,.--·-..Sonwert ...,_,. 

Softwere 
Softwanl 
Sc>IM"WO 

Sollwore-5on,...,. 
Softwo,e--------

Anlagongruppe Mtohof• 
lun91j1hr 

Anfa obeltand 

IOrdle 
Ennttthmg 
dtrkal~ Ahchmlbunoo AMchrolbuoge Rutwen, d<tr 

n tu Al(/HK n 2U TNW AKMK 
(EUR) (EUR) [EURJ 

RHtwtrto tu 
TNW 
(EUR) 

Ernlbestand 

RMtwtr1• dtt 
AKIHK 
(EUR) 

RHtwerfl.tU 
lNW 
(EUR] 
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Anlage 2-5 WSW Netz GmbH h.. BKS-21-01781-1002#1 

lür dt. 
Ennlnalu"II 
der keile.Anach•t•Nttt-10 Anltgongruppo Ab,chr.lungsjahr wrw•ndet• 
,\KIHK 

Sollwa,e-----------·-
Software -
SO!lwere 
SoltY..a,e--....-
w 
w 
w~ 
W• 
w ..... 
w-

"'~ w • 

•• .....w 
w • 

Al>schrwlbunge Abachrelbun91 
n zu AK/HK nzu TNW 

(EUR) (EUlij 

Anfan sbMUJ\d 

Rostwtrtt cltr Rtatwttnt 1u 
AK/HK TNW 
(EURJ (EURJ 

Endbestand 

Rtttworte dtr RtllWtrlUU 
AK/HK TNW 
(EURJ (EUR] 
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Anlage 2-5 wsw Netz GmbH Ar.. BKS-21-01781-1002#1 

IOr clllo 
E""ltl!ung 
dtt ••1~. Machaf•Ntllt•IO Abt1ehr. fungejohr 

wrwenid•t1 
AMiK 

w 
w .... 
w """" 

w 
w 

w~ 
w 
w 

w 

w 
w 

w 
w ... 
w~ 

w~ 
w 
w 

w 
w 

w 
w 

... 

... .,.,. 

...w-

Anfa sbestand 

Ab.lchrelbungo Absc.hrelbunoe RntwttU dtr RH""rt• lu 
n zu AKrnK n .c.u TNW AK/HK TNW 

(EUR) (EUR) (EUR) (EUR) 

Endbnt&nd 

Re•twtrflt zu 
TNW 
(EUR1 
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Anlage 2-5 WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 

Notz•ID 

wona 
w 
w 

... 
w 
w-.ug-... 

An141gongruppo 

Zehltt M.....,ulcNI.I" . Uh,on. TFR-
ZMw -•-oen.Uh<on, TFR·E""" 
ZMw MnMin • Uh,.,, TP'R-! 
ZM'ller --oen. Uh<on, TFR-E 
Ztf\W Mtssetnncticur, • Uhftn, TFR-
Z>Ner, --oon.U,,,,,,,, TFR•E-
z- - Uh<en TFR-E 
ZMw Mnlelnrk:i!t • Uhren. TFR-e 
ZMw -- , Uh<on, TFR,E 
ZMw --oon.Uh<on. TFR-En-cil-

ZM,k!r MnAlnndliunoon, UhNn, TFR-En1'f-
Zlhlor. utuen. TFR • 
Zlhklr MeNeh~ utuon. TFR 
ZM\llt -~. Uh<on, TFR•E-
Z>Ner -...n R· 
Uhlor MotNtnrk:f\'lur, • Uhfon. TFR 
ZM\llt - , U,,,.,., TFR-E 
ZM>la, Uh<on. TFR, 
Zlhlor, , Utv.._ TFR-E,..,,,,_ 
ZMll« .-Uhron.TFR~ 
Zlhllt,Mo ur,,.._ TFR, 
z.w,..,.,-• , Uluon TFR•Eml!I 
ZAl>lor, - , IJht.._ fFR,t 

Anf■ n 'Sbe9tand EndbH1and 

A111clllf• 
lvng1J1h, 

tu, die 
Etmmlung 
cltr kalt. 
Ab1chr. 

wrwtBdota 
AKIIIIK 

~chrolb,,ng,1 Ab8Chrtlbun~ 
n 1u AK/HK n 10 n1w 

[EUR] [EUR] 

Restwerte dor 
AKIHK 
(oUR] 

Rtttw•"- z.u 
TNW 
(oURJ 
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Anlage 2-5 WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 

NtL<•ID Anlltgongruppo 

Z.-, MnMMC11 IVtn, TFR•E-
ZMw. Mo....vldl twen. TFR•E 
Z-,-M-

Z#llor, --tu-.z.- -ricll-....1c:11 on, r,R•E 
tn. TFR 

ZM!llr, Meueh1chtungen, Unten. lFR-
ZM!klr', Mcueinnchtu'l')Cn, urwon. TfR-Emp(dnQOr 
Z-. Meuelnrichlur-,. Utwon. TFR-E-
lllw: Mltlttnrlchtu , UtwW'I, TP'R•E 
ZINar, MtillfflrlCtl •Uhrtn, TFR-
~.MM-rlcllru_,, Utwon. TFR•emi,I-

ZMlw, --r\ch ,Utwon, TfR,Efflc>llrlger 
- •-Nonndlhl , Uhren, TFR,E 
z.Hor', --rlcllru , UIVtn. TFR•E 
Z-, Mo-lN"r\ch , UIVon TFR,Emr,I 

• Uhren, 1t-ft•tÜl'i/lr, MaNtmct!tu 
ZM'w', Mo-tu h'ich •Uht«I. TFR,-
Z...... Inn. TFR,~ 

Anfan sbntlnd Endbestand 

IOr dto 
erm~lung 
dtrulk Ablchrwlbunge Ab•chrwlbur91 Rtt!WOIIO lU Rntwor1• dtr R"twtrtt dir Rfftwtrtl ZUAn,c,,.,, 
Al>tchr. n:wAKIHK n.wTNW AKIHK TNW AKIHK TNWtungtJthr wrwertdoto [EUR] (1:URJ [EUR)[EUR) [EUR] [EURJ 
AK/HK 
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Anlage2-5 WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 

Anlan land Endb<lstand 

Geodllilaaunlllt 
Gesc:i'lll'tsausstatt 
Gead!Aft:Nu5a.ta:ttq 
Gotdllllaaun„tt 
Geocn-
O.ocnilftMua1„tt 

--•Ge..,.._latt 

GeSCI\JIISa..-111lt 
Geocn.,,_,.,,.tt 
GeocnllftM..-.18U 
Ge-latt 

AIISCl\af, A11l1g1ngn,ppe 
lung1jlht 

V, Wod<z >V 
V. •~e) V 
V. 61:e) V 

DV. . V 
DV. Vllffit 

V. ) Vormlt 

EDV.~ VormltEDV. W ,a , -, 

EDV. W-l 
CDV. W 
EDV. ) 
EDV, , V 

Ge--u,oo,meEDv. w~>..., 
GetcflMlslul1„ttu,o EDV. W~) Vormit 
Ge-usllatt EDV. ) V 
_.,,_,_. EDV, W ).V 

Geocnan-lllt EDV, W 
GeM,hlillMuhla:ll 
Gudl6ftuus•1att 
Geld'llftl.auSS1attq EOV, 

-- V. ~ GeocnilftMuaa1att DV. W 

-- DV. W ___,..Getct.llllNulatatt v. w 

Getcnll'tuu•Ulll 

für cllo 
Ermittlung 
dtr kai.. Abtlchrelbunge 
AbSChr. nzu AK/HK 

..,...fld.... [EUR) 

Abtlchrelbunge 
nJ.U TN'W 

[EURJ 

Rnrwen,0t, 
AXIHK 
[EUR) 

Rt1tw1rt• 1u 
TNW 

(EUR) 

Atslwttll dir 
AXIHK 
(f.URJ 
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Anlage 2-5 WSW Netz GmbH No. BKB-21-01781-1002#1 

llet,,ID 

3 

GetclillftMuUWII 
Gotoh-•--· 

Anlagong1uppe 

GotcMnsaula100 V, W9ll<z 
GoocnldbauulA DV, Wotl<z 

-- V, We,kzOUQ&'Ge<a,a 
--- V, .....) 
-- ov, .. 
Gotoh-14 V, 'NeflalUOIICllftlA) 
__,_ DV, W.11'.<---

An•clllf• 
fvnglj1hr 

Anfan .-iand 

tu, eile 
Ennlttlung 
der k ■ lk 
Abochr. 

Absohrolbunge Ablchttlbungt RHtwtrt• dor 
nzu AK/HK n zu TNW PJ(JHK 

11,URJ [EUR) 11,UR) 

RHtwtrtuu 
TNW 
(EUR) 

Endbostand 

RHlw- d♦r R„tw• .,., 7U 
PJ(JHK TNW 
(EURJ (EUR) 
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Anlage 2-6 WSW Netz GmbH Az. BKB-21-01781-1002#1 

a.tkhnt1 dll ... -... 

,. ... 

--

..... 

·--,021.... 
lltll!I 

BttKfflWlt •.,..,,_r_,.....-----..~."..
l 

Seite 1 von4 



Anlage 2-ö wsw Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 

-·----.,__MIINJS1e...,po,11;ffl11Ai:O 

II 1.. 

..... 

11wnct..i. 

"'-"__,.,....,..,...~-
.-i~C"ttu••·"..... 

.. 
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Anlage 2-6 WSW Netz GmbH Az.. BKB-21--01781-1002#1 

... ... 
II 

" 

".. 
... 

'.,,.
U1'A 
1.11-. 

..._......,.,.. 11AM. 70-SIIO J.6' 
... 11 - ~ 
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Anlage 2-6 WSW Netz GmbH Az.. BKB-21-01781-1002#1 

A.detr.uno J..Ef!iaociä#IN rurdie Bfflcb!un9 e1« ~ctt.,.EJÖtn§Off.lMaintun,p 

,. 
"» 

'' 

,,,.,.. ~• .....,...,._.,..• ....!!!.._ 

•
" l/fl.....V....... ... -- ·-" ~v~ .....l .... ,, -n --- -.. ·-· ".. -· 
"l 1' ,. 

• ,...- ...... 
..... 1 tfl..,_..,_ _... -- - · •••U.M 

'" ..... ur 
>1 ... .. :un. , ,.,.., 

,. "' 

,... ........-' - llt • O • •741.m • 24•Ullit-MEKCtO"I ..,..,-,, ..... • 
bUtcto. . ....... l&1„ >0•%IW"1- . .,.,m . ,1111. )1 Jtz.tlw 
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Anlage 2-1.VP1 Verpllch1er 1 der WSW Ne1Z GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 
ry.sw Energie & Wasser AG) 

GHamtkoe:tMlblatt 

Koo,._, 

,. ....... ht Kote.t11 
1,1. Mlt•rwlk.oel.n 
111 fOt Ren-. ..... t.RI ~•IClftl•• ,.1.1. ~ fl)-41e "°" 
11.u . 
111.1.t 
IIIU 
1111, 
11 t 24 
lt 13 

1 tl 4 

1 t 1.5. 
t 1.1.1. ~fQ-dln ...tu 
1 , ., 7 .,_.., 

.,...°" '".1 lt t 
11110 
1 1,1 11 
IIL 
U .l..1. 
Ul.1.1. 
112 tt 
lltU 
1.12..U. W:ttlllibtf 
,.u .u .. 10 la. 3 6nmNEV 
1,1..2. U . 
llll ""-ftr et.:llw..M MtulrlhlitM:IUr 
IIU ''"· IO ~Drilll trtncrM 8'lt 
IIU 0 N'dl Ol'llltfttnetllt WIii 11'111 ,.u. 
u 
1,:Z.1. 
1,2,2. ... ...... 
12.2.1. 
uu 

.. 
11 N». 2 enmNEV 
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Anlage 2-1-VP1 Verpllchter 1 der WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 
PNSW Energie & Wasser AG) 

Zdlw .CO.otnarl 

.... .DMM i.ncl ltlnlChl Allr.tndw,., 
t:U ....,........ 
1:U 
1.34. ,.... 
1.4. ,... 
1 ,., ---,u 
,u .... blltclw'a,n 
15.4. -· - .......'e.t -,,. 
15.T. 
1 5,.$. 
,so. 
1510 f 
tS 11 ... 
UIZ. _, SUdll odlt'Cllmln:tiln lWCh 
1513 .. 
1.5.I ◄ -~ 

11 
2 1.1. 
:tu. 
u. "11::t 
2.3. 
u. -),.. .... Nittt.Mllttn "" dtr ILoMNlmlrldtmdtn ltM,M WIid 

aov. 1,t~llt 
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Anlage 2-1 -VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH A1.. BKB-21-01781-1002#1 
r,/1/SW Energie & Wasser AG) 

LI. 
u 
u. 
U 1 
uz. 

.... 
1.,6. 
.S.5 1, 
5Jl2 • .... 
1-6 t , ~·" ~,,u 
S-0,U , 
S82. 
!l.tU.1. 
~02,2 
su,,u. 
$.1-l, 
5..0.4, 
$.155. 

5.74. 
S.7.1 
s.u . 
51.t 
51 10 
1 • • 

K..._,.rl 

...,__, 

llldK#IA ,-. 

-
1tH,s 2~ 
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Anlage 2-2-VP1 Verpächter 1 derWSW Netz GmbH 
(Y'ISW Energie & Wasser AG) 

Darstellung clcH' Nulzungsdauem 

m: f™l il WuppijW 

l(ol)el 

l(ol)el220kV 
K.abel1101(\1 

Ndlg,bl ~ iOnolnAre• 

AL BKS-21-01781-1002#1 

2 

• 
3 

5 
0 

•
7 

,o• 
ibiill~I Fmä-Ul'm -11 llin.ctl111lid't Kopphng•. 

12 
1S 38Dt'220/11CV30f'IOkl•St •• ,. 
15 ,. ---
17 
1a ,...,&aiur...,. ...,......., 
20 

21 ~ Slrom, urd $pm,l'U'IQS„dlef, 

22 t<atieNeneae.adduka 
23 Uhren, TFR-~ 
2,4 
25 

BartenfOrT~ 
27 
,a 

). 20 
30 
31 
~ 

S3 
34 
35 
lG nodorne 
37 
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Anlage 2.3.yp1 VerpäC:hter 1 der WSW Nelz GmbH Az. BK8·21--01781-1002#1 
0NSW Energie & Wasser AG) 

...~Kalkulaton,.cl'Mt AbKhNtibunOf'n filf' KalkUUlt.Cf'kcha A!Kctw.lbt,no-,n to,tblkulatorhc.tt• Abach !9h1~ filr ~htot""I-Kolkulltoritcho A.bKh191b41"9<tn AHa11H9tf"l•ul Al'tanl.lgtn •ul' Htu,n...•'4 CM,cenn,c_t,ft.fS.J"ll.tlK-8M1t TMN-8111• A.KMK.S"'"" -"""' 

, 

IO 

t Kabtilztc)kV 
2 KIINl110kV...... 
4 KliMltW 
9 Kllbel,trbi....••lldlOa.. 

8 Fr 110o380kV 
1 r 
8 Fr 1W --··--
u: o,,~ 
tO ~- t ... 
~· wnd GtolUOt 

" 

.. 
21 
22 ~.....KJ, ..... 
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Anlage 2-4.VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH kl.. BKS-21-01781-1002#1 

fWSW Energie & Wasser AG) 

KaltuJ.ttorlKhe Rarw.rt• 

., 
1 ~mw 
Z KabetltOIIV 

3 -„ ICabel t w 
6 ~At-iMt14 ■ iact'ilQIM 

NJ.4111-■ a,ill,IN 

_ _,TI 

~M ~ Tralo 1M W..-·--~,-

.. ...,_ 

Kai,.,.._Rt11-,o 10r KI..-IC... flntworta fQrKlllru-~- ftlr 
Abn'-vfnauf AKIHK-&ni't Alutillg,tn 11ut TN'N,6".. ,..._na~ ...,,~ICIHI(-8N1• 

10 -.11 f4rl'm„v,ci~.,_.~~•Wct 5 CZ;r: 
~n.to,.u,d~ ,, 

"11 ~ ......~ \lld ~dQl •iid I IUch lall~ 
., u,,, ""' 

20 --21 ~- ...,...... 1-~•~.~NflllOln.~'-"' 

22 Ortlnetr•l••.ro.,11111101•..Kat,.,INluiwwJ• • N 
22- UiW, Mn Um,\ TF'R,Em 
>• l 
:ze ,~. 
2t G.,Ki• 1 a--.,,g(--frN W.~••·VWm~ 
:,0 

......... ,. 
:11 liflw\...., ·--
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Anlage 2-4-VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH kl.. BKS-21--01781-1002#1 
0/JSW Energie & Wasser AG) 

+---,,=-,-,,,......,.-,...,.,.....,...,--1 

2 ~now 
3 ..... 

•7 F• •F9 -··•-•-cl«.ae 
13 ,......,...,... 

" "' V .. """' 1 Anl 

BaAlftlOTI ■ IIOCll•eMn 

"-""'>IIIOlhl<hoR-ftlr Kollut•-R_IO, 
Abn~.tufAKIMK•8-il U.nl"4tt11UfTN'N..._..-..-,,---,--,--+--=,-.,.....,.,....,.....,...,--_..,..,__., 

~11QOlll10kV.Q__,.._,., 

IC IA'dH ~Trnv-dSdwllllir_,........._ '' ~U"O~---R4rd,l~,Nw:fl 00:t: ----....~----
,, 
"tf Cll'tlf..W.......lftl~WWCII llcl,Lal~ 

"UmlCIIM-~~ 

21 ~ •. ~ •. F~fl!l'r'rMllkA&Aofflal~.~\l'CS ~ -
ZI OU,W,.T~Kabllw•loiwidw•b 
2J lAHar. urntl. TFR-El"I 
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Anlage 2-5-VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 
(YJSW Energie & Wass,er AG) 

DarstDllu d&S SAV Güamt 

Nott,10 Anlagengru.,.,. 

Kobol 110kV 
Kobol 1IOkV 

Kobol 110kV 
Kobol 110kV 
K.lbel 110kV 
Kat. 11OkV 

Kobol 110kV 
Kobol 110kV 
Kabll 11OkV 
Klibel 110 kV 
Kobol 110kV 
l<Abol 110W 
Kobol 110kV 

Kobol 110kV 
Kobol 110kV 
Kaba 110kV 
l<abel 110 kV 
Kobol 110kV 
Kobol 110kV 
Kabel 110 tl,V 
Kabel 11O kV 
t<abel 110 kV 
Kobol 110kV 
KlibeC I IOkV 
Kebll 110kV 
Kobol 110kV 
Kabll 110._V 
Kabel 110 kV 
Kobol 110kV 
Kobol 110kV 
Kobol 110kV 

Kobol 110kV 

Anhl abesbnd 

IOr die 
Ermlnlu "9 
dtr...lk, 
Ab11chr 

Abtchl91bun119 Abach191oon119 Restwon. der 
n zu AKIHK n U1 TNW AKIHK 

(EURI (EUR) (EUR) 

ft„rwortozu 
TNW 

(EUR) 

Endl>Htand 

Rtatworut dtr 
AK/HK 
(EURI 

Rtstweruzu 
TNW 

(EUR) 
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Anlage 2-S-VP1 Verpllchter 1 der WSW Netz GmbH Az.. BKS-21-01781-1002#1 
(YNSW Energie & Wasser AG} 

Noa,ID 

l«obol IIOkV 
lltl>ol IIOkV 
lltl>ol 110 kV 
l«obol 110 kV 
l<abol 110 kV 

1 ~110kV 
Keet 110 kV 
Kabel 110 kV 
l<abol 110 kV 
Kabel 110 kV 
lltl>ol 110 kV 
Kabel110kV 
KabelllOkV 
lltl>ol 110 kV 
KabelllOkV 
lltl>ol 110 kV 
Kabel 110 kV 
Kabel 1 10 kV 
Kabel 110kV 
Kablt 110 11.-V 
KabtaltOkV 
l<abll 110 kV 
K.bet:110kV 
Kabel 110 kV 
l<abel 110 kV 
l<abll 11011.V 
Kabel 110 kV 
l<,obel llOkV 
Kabel 110 kV 
l<abel 110kV 
l<abel 110kV 
!<Abel 110kV 
Kabel 110 11.V 
Kalbtl 110kV 
l<abel 110 kV 
Kabel IIOkV 
KAbol 110kV 

Anlogon;ruppo AnlC.h.lf• 
luog•Jahr 

Anr,, obftUnd 

IOrcile 
Em,htlung.,.,..,. 

Abeehr. 
AOtchreM>unge, Ablcllrelbungt RHtworw dor 

o tu AK/IIK • l<u TNW Al(lllK 
JEIJRJ [EURJ (EUR] 

Rtsrweno zu 
TNW 
[EUR) 

Endbfftand 

RH!Wtnt dtt RHtwtr1UU 
AK/HK TNW 
(EUR) (EURJ 
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Anlage 2-5-VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH Az. BKB-21-01781-1002#1 

, 
1 

Anlogon9rupJ>1 

Kabel 1101iV 
KabelllOliV 
Kabel 110 •v 
Ket>et 110 kV 
l<a:bol 110 kV 
Kabel 110 kV 
Kabel110W 
l<abM Abneh,,,.,.MCh.,._ 
l<abM AbnemWlntdilltN 
l<abtl Abtl4hmltenlChlltHKal>ol-•--KabelAbnehmltlntdillHI 
Kobm >.bndlmeran&c:lill,:i,e 
Ka.bef .\tNtlr'lw'anachmsae 
Kabel"---
Kab<I A""""'-"MChllue 
Kebtf Abnehmtrlnld,lls11 
~belA~ 
~bef AbnehmilnmchllsM 
Kabel"-----
l<a:btf A~nlChlltH 
l<ab8 AbMhtl'W'lnlChlltM 
,._DlfAbMIWfa■mthl.llM 

Mabel AbnehmeninlChlluo 
Kab<I Abnelvneolmd>llße 
Kabel AbnelvneolnllChlbH 
Kablf AbnehnwaMchl1sH 
Kabel-anlCNJSM 
Kobd AbnohmtrlntehlJtN 
Kobel Abnehmo,.,,ldlD-
Klbet Aboet1m•,..,1Chll:IM 
Kaibel A.bnet'wn"11fl11Chl>SM 
Klb<I Al>nelvntranldlliltse 
Kabel AbnetmaranKhliue 
Kabel Abnehmoranldl-
Klbei--
Klboll ~tWIIChDIN 

r,NSW Energie & Wasser AG} 

Anl,in .-und Endbesland 

f~rdlle 
Etmlltll1rn9 
derkall Ab11ch„lbun0" Aboch„Ux,nge RHtwef1ed4tr Rettw•rt•zuAnK~f. Abtchr. n zu AXIHK n z.u TNW AKJWK TNWfungsjahr ..,.,..,nc1,i. (EUR] (EUR) (EUR) (EUR) 
Al</HK 
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Anlage 2-5-VP1 VorpAcl1ter 1 der WSW Netz GmbH Az. BK8-21-01781-1002#1 
CNSW Energie & Wasser AG) 

Notr..io Alllagengruppu 

l<abll Abn6tu1••,1C11lllll 
l<abtl AbM!vnlrentcni,1„ 
l(abll Abi .,..,1 • • tldllllN 
K.l.oelADMIW'IW'lntcnllhe 
Kabel Abnehrnenlntchllue 
Kabel -1)-
l<abol-
Kabtl Abll«••--•IIChbltN 
l<aOII-CiJIM 
Kaba! Abril4i ■ 1••...cl'IIJ... 
~Ablitilw1•antdlhl1N 
Kabel .Atll~IUIMKobel-..........,_ 
Klbol-
Kabel ...-.•..,.,11t„
l<abol -"-tchl-
l<lblll Abneh111111antchtt>IN 
Kobel Abo oelWIEiBI..chlOs!e 
Kabel Abnehnwan.chlüaM 

l(ablil Abnehmettlntel'llt)IM 
Klbll Abnlh1•antchWSN 
l<lbllAbl..,11•MltchWIM 
l(ablif,\~lllue 

l<abol-.... 
~,t\~IM 
l<aOII.,._..,.,u... 
l<abol--
Kabel AbnehmenlMchlOIM 
Kabel.t\bnelmenlntehllueKobel--Kabel Abnehmerantchl:tsse 
l<abll AbnefYIWIIMChl(;ne 
Kabel AbnehmenlMOhlD&M 
l<abel-lllN 

IOrdlo 
Ermittlung 
dor lalk 
Absc hr, 

wrwer.doto 
AKIHK 

Abt.ehrolbunga Abtch„lbunge 
nzuAKIHK n1uTNW 

(EURJ (EUR) 

Rff-rt•~ 
Al</HK 
(EUR) 

RHtwert• tu 
THW 

(EUR) 

Endbntand 

RHbwttttftr 
Al</HK 
(EURJ 

RHb,tMZU 
TNW 

(EUR) 
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Anlage 2-5-VP1 Verpächter 1 der WSW Nelz GmbH Az. BKB-21-01781-1 002#1 
(WSW Energie & Wasser AG) 

Not,.-10 Ani.gongruppe 

~--
~~IMd1IC=Ho 
F 110.380kV 
F 110-SOV 
F 110-UOkV 
F 110-380l<V 
,~110-seor.vF,.._I..._, 110-380kV 
Fr~ t10.380kV 
F 110.~V 
F 110-380kV 

Fr 110-:!eOkV 
f\'1.a.lk.r t t~3GOII.V 
F 110-3eol<V 
F 110.380kV 
,_.._110-seoi.v 
F 110-380kV 

110-31011.V 
110.SIOkV 
110-:!eOkV 
110.:JeOkV 

F'"'1tlMoln 110-380kV 
F 110.380kV 
Fl10loll 110-3801<\I 

"'111<hlf• 
f,mg,)llh, 

tor Ole 
Ermlftlung 
dor Ulk. 
At»chr. 

vtrwftodete 
Al<IHK 

Abtch„lbuno, Abtehrtlbu... RH-111 dor 
n 2u AKn-lK n 1.u THW AK/HK 

(11UR) [EURJ (EUR) 

Endbestand 

Rottwtrlt dl< 
AK/HK 
[EUR] 

Ro1ew.t1• 1u 
TNW 
(11UR} 
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Anlage 2-5-VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 
ey,/SW Energie & Wasser AG) 

Nttl•ID Anllgengruppe 

110.3IOICV 

F-110.3W<II 

Ftäl 110.380W 
F_,..,oen 1I0.380k'I 

r.-._.,, 110.3IJCl<'I 

F 

110.380k'I ··-
F 110.380ICVr.--,,o._ 
F 110.llOkV 

I IG-3,&0kV 
11o.:l&Ol<V 

en 110.3&01<V 
Fr 110.3DOkV 
F~llo.3901<V 
F-l 1o.3901<V 
F 11-
F 110.38011V 
Frellor. 110.MOW 
F'°''°"""9t" 110.310.V 

Antch•f• 
fungsjahr 

IOr die 
Ermlttlu"IJ 
lltr ••lk. 
Al>IC.hr, 

wrwtftdot• 
Al</HK 

Al>SChr91bunge Abschreibung• RnlW•"· der 
n lU AKIHK n zu THW AK/HK 

[EUR) (EURJ IEURJ 

Re1twort1 lü 
fNW 

(EUR) 

E.ndbostand 

Rfftweneder 
AK/HK 
(EUR] 

Reatwtn» zu 
TNW 
(EUR] 
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Anlage 2-5-VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH Az.. BKS-21-01781-1002#1 
r,NSW Energie & Wasser AG) 

Nlttz•IO ""111gengn,w-

110-3101<V 
A.bnetwnl1anld'IIOIM 
A.bnetvrllranlChlOIM 

,._,.....,_,.__ 
Abl1'1h11Wt•tl.ctllül,M 

Abntlwnrtt°lintch.lOIH 
Abnehmerllntcl'IIOsMt 

F Abnehmerlln.tehlO:ste 
F.-u,o,,n-MClllllne 
F Ablllli'N1te1an.tehlONI 

AbnOhmtt'entOl'IIOtM,.__ 
Frelalt 16'QW1 AbnthrnetlMChlOIM 
F~ Abnth11.a111'1CNOJH 

AbnM'lffle,'IMCfllOIM 
Abnl~M 

IOrd<o 
Ermittlung 
der bolk 
Abochr. 

wrw•nd•t•- Abschrtlbungo 
n,uAK/HK 

(EURJ 

Ab1chrtlbun~• 
n l.U TNW 

[EUR) 

Atdan &bastand 

Rntwortt der 
AKIHK 
(EUR] 

Rt11W1no1u-[EUR) 

Endbostand 

Rntwentdtr 
AKIHK 
(EUR] 

Ro11>Worto tu 
TNW 
11:UR] 
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Anlage 2-5-VP1 Verpllchter 1 der WSW Netz GmbH Az. BKB-21-01781-1002#1 
r,,JSW Energie & Wasser AG) 

Anbon sl>Mtand Endbostand 

Notz•ID Anlogongruppo 

AbnehmlrlnlCNCiue 
Abnehmar'lntchkilHA-

38CV22Glt 10130,'10 kV„Stfltionen 

- 1UJ/30/10 kl/•S..-
380t220/t 1Dr.KV10 kV4tationefi 
980f220i110136'10 kV~Stabonen 
380i220(110(3(l.110 kV- ~ ______ 
3IOIZI0/110/30/10 kl/•S-
38CW220ft 1013C110 kV„StatlOMn 

380i'2201110f3.0110 kV- StatJonen 
3!Q/22(1/110/3C/10 k\1- -

3'0,'220/\101)(1110 kV• Slltiontin 
38CJIZI0,'110/3C/10kl/•S,._, 
0octn20/1 lono/10 lrlV• Bta~ 
380IZI0,'110/3C/10 kl/.S,._, 
3oc:vz:iOl1101'30f10 kV-Stloonon 
3ac:tl2:a'Ct'11IWOl10 kV- Stationon 
3!Q/22(1/110/3C/10 k\1--
3IOIZI0/110/3C/10 kl/•S-
~ t 1Dl)(ll10 kV, S1atJOMn 
- 110/3C/10 kl/-S..110non 
~ 11MOl10 kV--Stabonen 

:la0/220/110/3C/10 k\1-S..-
38Gt'2201110130l 10 kV-&bbOntln 
:la0/220/110/3CI 10 kl/.Sta_, 
3aCJ/Z20/110ISOl 10 kl/•Sla_, 

fdr dla 
Ennlltlung 
11<1ru1~ 
Ablc.hr. 

'/frwtndt1o 
AK/HK 

Alm:hrolbun119 Ab11chn,fbur9t 
n iaU A.K/HK n i.u TNW 

(EUR) (EUR) 

Rettwor1, au 
TNW 

(EUR) 

RH1W1rte dtr Restwerte zu 
AK/HK TNW 
(EUR) (EUR) 
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Anlage 2-S.VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 
(YVSW Energie & Wasser AG) 

Ant,igongruppe 

S901'2.?0l110t30/10 kV.,StltJonen 

380/220l110/30/10 kV..Smt.onon 
380l2:I0/110/30/10 kV.Slloonen 
38012'20f110l3a10kV-Smrionen 
S901220111MOfl0 kV-6\llbonon 
380/220/110/30/10 kV.SII-
380l220/I 10/30/10 .V-&o-
3101220/I 10/30/1011V.Sla-
3901220111~ 10 kV-Stllbonen 
380/22Cl/110/30/10 kV-StlltiOnan 
3801220111Q.ll0ft0 kV-Stationen 
3101220/1 IQ/30/10 kV-$1a-
310/2:10/11Q/30/10 l<V-Slaoonen 
380/2201110/30/10 kV.S 
380l220/110/'Jl:)/10 kV~llliOOOn 
S8012201110f.W10 kV...Stationen 
380m0/110/30/10 kV.SII,.._ 
S00/2:101110/30/10 kV.SII-
380m0/110/30/10 kV-SII,.._ 

380/220it10l30/10 kV..StDtlonen 
380/Zl0/110l30/10 kV.slationon 
~110/30/10kV-&allOMn 
saomo/110/30/10 1(11-Sla-
380m0/ 1 10/30/10 kV-Slloonen 
380/ZIOl110l30l10 kVoSII-
380/Zl0/110l30l10 kV-&alionln 
380/ZIOll 10/30/10 kV-&allonln 
380/ZW110/30/10 kV.sti-
380/Zl0/11013Q/101(11.sla-
3a0l220/t 10/30lt0 kV-Sla.1ioMn 
3e0/220/110/)Q/10 kV.S,a-
380/ZIOl110/30/10 kV-S-
380/220/110130110 kV~totloncln 

""1Chll• 
hmgtjlhr 

Nr die 
Ennk1lun9 
cltr kalk 
I\Mc:hr. 

wrwondolo 
Al<IHK 

Abach„IIM,nge Ablchrolb11r,ge 
n:tu AK/HK n zu TNW 

päURJ päUR] 

Rntw1n.• dir 
AKIHK 
(EUR) 

land 

R.estwonez.u 
TNW 

(täUR) 

Endbestand 

Rtttwt r1t dtr 
AKIHK 
[l:URJ 

R•1r.1r1» tu 
IHW 

(EURJ 
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Anlaga 2-5-VP1 Vell)Achter 1 der WSW Netz GmbH Az. BKB-21-01781 -1002#1 
0/VSW Energie & Wasser AG) 

Notz-10 Anllgengn,Pl>O 

.seon20'11~10 kV~&ltlonen 
stamll/11Q/3Q/10 kV.Jllltionoft 
S80/221)'110/3Q/10 kV-Stationoft 
~2:0' 110,30,'IO W"'3t.11:10nen 
Ononolull-

Ori...tu!Alliorwi 
Ort.MttstallOMn 
OnlMtzatallOIWI 

OtUnotnll-

OtUnotnll-

OrbnelUIIIIIOnen 
orune,........., 
Orun.b.atallu. ,1!11'1 

Ort1n1tn:t1!Sonln 
Orlln01Zllilb0Mr1 
Ort1netutall0nln 

o.-...-
Ort.-.mtaiionen 
OrttNtzltlllewWl 
0nonolull-

Ononolull-
OrtanetolallOnen 

Onanet:z1t1'90ntn 
Ortaneuatallionon 

tordlo 
Emilnlung 
der~alk 
Absclir. 

wrvrr•ndffl 
AMiK 

Allschrelbong<> Abtchrolbor>Qe 
n LU AK/HK n x.u THW 

(EURJ (EURJ 

Anfa obostand 

R„twono d<lr 
All/HK 
(EUR] 

Rtttw•rt• '" 
TNW 
(![UR] 

Endbestand 

Rntwtrltdtt 
AKIHK 
(EUR) 

Rnttw•rt•N 
TNW 
(EUR) 
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Anlage 2-5-VP1 Verp~'hter 1 der WSW Nalz GmbH A7.. BKS.21-01781-1002#1 
r,NSW Energie & Wasser AG) 

Mfan tbostand Endbool&nd 

Hott•ID Anlogt•gruppo 

~ 

0!1snolzsClllon 

~ 

ONntlzal.-

~ 

an-.-

~ 

0,,.....-

°'""~-,on..--

~ 

0IUnllDulllonen 

Anschlf• 
fMn91JJhr 

Wrdle 
Emlhtlun9 
<Mr kalk 
AblChr, 

verwendete 
AKIHK 

Abachrelbungo 
n ,tU AK/HK 

[1:URJ 

Ab«hrwlbungt 
n zu TNW 

[1:URJ 

RHIWtrle der RHtwttte w 
AKMK THW 
(EURJ [1:URJ 

RH""°"' dtr 
AK/HK 
[1:URJ 
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Anlage 2-5-VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH Az. BK8-21-01781-1002#1 
ey,/SW Energie & Wassar AG) 

Ntlt•IO A11to90ngn,ppe 

~ 

Rundsteuer•, Fem5:eue,. Femmetdo-, Fernmes... A 
Runc:tweuet,, F'tfflt1eviet•. Femtnofdo.., Ftimmn►, 
Rufldl.teult•, Ftmt1eu«•, Ffffimeld6-, Fllll\ffln►, 

Rundw.u«• FttMleu«•. Femmtkl6- Femmee.,, Autol'Ntaki 

RundNtulf,, Ftmt~----F~. F4fflfTliOM-. A 
Rundweuer-, Fem.!euer-, ,~. Femmes., Aut.cmalikc 
Ru~-. F~-. F~. Fernmeu-, 

emrnekto-, f~. A 
Ru~. FtN'IMIWt• F-~ . FttnmH►, 

RunclM:eUW'-,, F.,,_11U«• ffNM'M!lc», FtmtTle:ö-, 
Runds.teuer•, Fernt!euer-, fommoldo,-, Fammeu--, 
Rundsteuer•. F.,.,_!...,-. Femmelde-. Fwnmess.., 
RundNeuw•~ FerM1wer- Femmetoe-. Femmes►, AUl 
Rundti.u«,, F~-, flfflfflllcl•. F~ . AUl 
Ru-..Ftmt:-• F-., f tm,_.., 
Rund......,.._, F~ f lffltl"ltldo., Ftn"N'l'lü►, A.ut 
Rundsteuer,, F~--- Femtnlkle-, f«nl"nMs-, Aut 
Runcn.teuet-, Fern11.._.,., Fernrnelde-, F«nmess-, A 
Runcbteu«,, F•mtUIUW•, Fomrneldo-, Fernmn►, Aut 

Rul"ICIMeulr•. F~eu«•. Flfflmllc». ,._,,,,,..., A 
Rund..._.,, F4lffll~•, F~ . Fem'""•• A 
Rundueu.-- Femt11U«• F~ Ftmmn► A 
Ru~-, Femt.teuer-, Femmelde,., F.-n~, A 
~ -. Feml!eu«•. Fenvneld&. Fernme»-. A 

Rundl.etulr•, Ftmtteu«• Ferm,elde.. FttnmN►, A 
11<111 

AnsChlf· 
hlnge/ahr 

ro, die 
Ermllllung 
lltr •alk. 
Ab6c:.hr, 

vwrwendet• 
AKIHK 
IEU~ 

Abtchntlbunge Ab&Chi'<tlbungt 
n i:U AK/HK n zu TNW 

!EUR) (EUR/ 

RotlWOrtl dtr 
AKIHK 
(EUR) 

RotlWOrtt 1W 
TNW 

(l;UR) 

Endbestand 

Rutwtrte dor 
AKIHK 
(EUR) 

Re1,tw1rt)t 7U 
TNW 

(EUR) 
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Anlage 2-5-VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH Az. 8K8-21-01781-1002#1 
0f,JSW Energie & Wasser AG) 

Htllt•IO 

Be 
Bel 

Be• 
Be 

Botrieb,gabl Fdl 
Bel 
Be 
Bel -
Belrl 
S.tneblgab6 !de 

Be --
-

Be 

Anlogongf\lppe An1ch1f• 
f1,1ng1J1h, 

fur dto 
Erm"111ung 
dtrkalk. 
AbKlhr. 

'lll"WOndOb 
AK/HK 

Ablchralblln~ Ab1chrolbungt Rntwtrlt dtr Rntwtl'lt ZU 
n w AK/HK n W TNW AK/HK TNW 

(EUR) [EUR) [EUR) [EUR) 

Endbestand 

Rntwortt dtr 
AKIHK 
(EUR) 

RHtwtrt<l lU 
THW 

(EURJ 
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Anlage 2-5.YP1 Verpllchter 1 der WSW Netz GmbH Ar.. BKS-21-01781-1002#1 
(WSW Energie & Wasser AG) 

Notz•ID 

BI 
BI-

.. 
8ot1l1tsgOOludo 
Be . 

Belfl1b1geb.lude 

-

Anl1gongruppe 

ZM,lo,. ~ - Utven. TFR-c,,,.,,.._ 
ZM'ller. M Uhren. TFR~ 
Zehlilt, Me Uhrw,, TFR· 

ZM,i.,, ........ Nkll 

ZM,lo,, ~-tu 

A.nKhlf• 
tungojohr 

Anla bHtancl 

IOrdlo 
Ermltllu119 
dorltol~. 
Abscl'lr 

vtNr•rld•t• 
AMO( 

Abtc h.-lbung,e Abschrelbun111 Rna...ono dor 
n tu All/HK n zu TNW AKIHK 

(EUR) [EUR) [EUR) 

Re1twet11 ~u 
TNW 

(EURI 

Endbestand 

RHMOr10 <Hr RHIWtH'IO zu 
AJ</HK TNW 
(EUR) (EUR) 
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Anlage 2-5-VP 1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH /v., BKS-21-01781-1002#1 
(Y,/SW Energie & Wasser AG) 

Netx•ID An10gon9ruppe 

•Unten, TfR•E 
•Uhren, TrR,C 
.UhrM TFR,E 

ZlrlW. , UN"lft, 1 flM!. 
Z-, , Ulven, TFR,~ ----Ulven.TFR•-
~ . • Uhren, TFR· 

w 
w ..... 

We11ueeuge/Ger61e 
Wor1a:ouge/G-

w 
w 

..... .,.., .. 
w ... 
w~ 
WO!kZeuge/Genlte 

, Uhren, TFR,E 
. Ulv.., TFR•E 

Anach•f• 
f'unglj,ohr 

Anfa bastand 

ffir die 
Etmlttlung 
der k;1lk 
Abschr 

wrwtnd.._ 
AKIHK 

AbM:hr•lbungo Abl<hrtlbung<1 Rfl-1111 der 
n z.u AKIHK n .c.uTNW N<IHK 

(EURJ (EIJRJ (EUR) 

Rntwette,u 
TNW 

(EUR) 

Endbfftand 

Rntwt,..der 
Al</HK 
(EUR) 

~•tw9rt.1u 
fNW 

(EURI 
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Anlage 2-5-VP1 Verpachter 1 der WSW Netz GmbH h . BKS-21-01781 -1002#1 
(WSW Energie & Wasser AG) 

lltlt-1D Anl•{IOngn,ppo 

w .... 
w ,. 
Wor1c, 
w 
w .....-Software 

SOflv,e,e 

Software 

-·· 0.-•IOU 'ome EDV, W 
~t-tltt JQMI EOV, Wflf 

An„11a,. 
fllngojahr 

ffir dltl 
Ermittlung 
ct.r k•lk 
Abt<:hr 

Wtwffl<kte 
AK/HI< 

u 

Absch„lbungo Ablchrtlbung<t R..-rtt dtr 
n ~u Al</HN n LU TNW AJ</HK 

[eURJ [eURJ (EUR) 

nd 

Rntw•rt• ru 
TNW 
[eURJ 

End-land 

Rn_,,.d„ 
Al</HN 
(EUR] 

Rff-rle ,u 
TNW 
[eURI 
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Anlage 2-8•VP1 Verpilchter 1 der WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 
r,NSW Energie & Wasser AG) 

8e!'Ktmu .,.ullwll.lDfllltMn ....._.., 
MIIQi,tOf'MMl'I................. 
~•fl(il•I.... ._.. -.......""-"" ll""l ·-....°"'.. 

.. 
--

l>U!q 
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Anlage 2--6-VP1 V81J)Achter 1 der WSW Netz GmbH Ilz. BKB-21-01781-1002#1 
(;NS.W Energie & Wass-er AG) 

--~ 
NLldlil . J WII 

.. 

..r.... 

..... ... 
, , ..... 2~ 

llhMiil ,Hln ,......-..,~.. 

1tAOe.2hfflftV 
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Anlage 2-o-VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH tu.. BKS-21-01781-1002#1 
PNSW Energie & Wass-er AG) 

~11AM2:o..et0 
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Anlage 2-6-VP1 Verpächter 1 der WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 
r,NSW Energie & Wasser AG) 

H•tldYng dirEkku.pgadflaR Nrda ~dir._..tull:iödscb.n Elgeobplll.M1'tlftlung 

"""·•. ...,...,....,
•10 f!MleMV....v 

" ".... 
17.. 

"'",. --MfJ(c"°"'" , lnltl 
Q>O;cao,r.. ~ 

-....---~ ...---

""' 
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Anlage 2-7 WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 

... -
..........f ....... EIIIRlliillälllillffl 

1 
1 
1 •1 
1 
1 

1 
1 
1 
1 

1 
1 

,.,. 
1 „ 
tnt 
1 t!' 

~ -------·K,wdl• L :llifl-

NltOI!~....,,,_,...--ll'Y 
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Anlage 2-7 WSW Netz GmbH Ar.. BKS-21-01781-1002#1 _.....--"-"-•-•·u .... , ...t" 
.1111!1 

--,...__......., 
HMII. .... t w, J-.,.,., -..~-......··l'Mil t „ J

1v-.,.. ,,,,,,...,, 
ffU!l 
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Anlage 2-7 wsw Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 

,,._ 

...... 
u ..,,.,, 

--

~-....,._,. ..._,oz,1trw...,.~ .. ~,...._......, 11-. 1 ~ ·~· ~1,,.. Jl(o,,; 
.. , ... , ... t t -1.1,.. , ~ ......--- -... , M' 1 iOllw.ctlM~NICfl l10M»1S - :n .. ,.... "-_.._....,....,..MdllH 
t. 1..- ,......_.~-.1.,.,._., ......_. ..~111'111,_,_...,..., q,.,- t S 1 Nr 1•-"N 
,. ,,., 211\"NCJ 
.. , ...v ............... 1aw • 11 ll'Offl'CV 
.,,. ......... \Me V t'I ..........UU. .... 
S 1 K- 10 .... 
11 ... lta.rlil'~IIIMIW,.~ffl~w,d'<IWl...........)M.~'-'IQJ!dl,r,.,....- lvLlsiw:_6,,...,~, - .......... ......,,.,-, ... 1,~.-_..., . 
l .-
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Anlage2..S WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 

_.,.w 
l<.lilMlf 1,ow-.....,... 
l(IOIIAb4_, .... ·-1 lV ,,,..........,...·--

_.,, 

.... 
Scn.u,, ......~~f'........... 
AimrollOl,,. f.......MIIII ..... lllu. ne ... 
•..d •~.lfl~l,ft,,SC 

O'Welll~lnl~aaJ --~ - ---------Ul'ld ~ 1 ~ 
01.wisu.ToL-..LA.at:, K1t1t Wa:Uoa„ 

,........ 

--- -)12. <ft ■ TINtwllnt 

,12.1 .......... 
, . 1.2..2.0..... -
J,1 1.5 

J2K±I .......,. 
J,2.1-
:s:uc;....._ u,d 

J 2A ~Al NfoN( 

1ll 

;,,«M):, 

......... 
.,-·-

.... 

._.. 

.. ... ..... 
" .. ,. 
" " 
" ".... 
,. 
2'.... .. 

2!, ,. 
"' ,... ,. 
" • ,. ,. 
••••,,
•-

,,.,. 
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Anlage 2-8 WSW Netz GmbH Az. BKS-21-01781-1002#1 

Vtrw,nclete Felclo,n,1tlt für dlit o.rTa ...,,.U'W'lflit 

J.,, ! ~ .- ·- ·- ...._-- -'''" 1,0000 1 1, 1,0000 1- 1,0811 t,0561 1..... 10001 1JIOOI 
2010 1,1129 10750 1,07 1,0800 1 
2018 t 1524 11200 1 n-w= 1.1167 um 
2017 1.21 ◄2 1,1712 t .1&w 1.1569 1.1 
2010 1,"'7 1-""" 1,19 t,1906 1,18Z3,.,. 1.2810 1-""" u, 1.1910 1,1 

"'" 1,3018 \.2387 U227 1,18,16 1,1)1 
20\S 1,32&1 ,.,.,. 1.231 1.185& 1.,.,. 1,3613- •= 1.2>0) 1,1930 ,.u 
2011 1,36'9 1,2500 1.23S3 1,21!7 1,14CJ 
2010 1,4281 t.3187 uns 1,2001 1,1- 1,,,4.4,Q ,..... \,2531 ...... ' '°"" 1,4MIO 1,.3101 1,2<04 1.2482 1,1 
2007 U142 1 ,. 1 1 1.22<' 

'°"" 1.&N! 1,3589 1.ll" 1,3261 ,~ ,... 1.6174 1,- 1 1,>M1 l.>052- 1,.... ··- 1,..., 1,'11i$ ' = U74S 1-
1~ 

OlJO u1•1 
2002 1.6789 1,3139 1. U 45e ,.-
2001 1,6833 1,36117 1.- ,,,. 1 
2000 ' 1,3$51 1.- 1.<1&72 1,'31'71 
1909 , .1012 ,,..(118 1..,.. ,..... ,.• 
IOOI 1,3003 1,4)01 ,..ae, t„,$381 
1.., 1,3620 1. ,..... 1„CJ81".. ,...., 1 1.t&18 1.4525 
IIO> 1.- 1 1,4370 ·~ I... 1,2340 1,l571 '.,., 1,, 
190) 1=46 1,1566 i.4672 t~.ßM 
1002 1.2137 1 ··- 1 
1001 1,2374 1,«)1' ,.,,.. ,._ 
1000 2.0C31 1,1741 1..... '-""' 1-511 
1• 2,167! 1,27$< l 1,&UI 1...., 
1000 ,.,,,. U U4 :! 16861 1 
1187 Z.2157 '·'"" 1.ltJS ,...,,. 
1805 ,..... 1,387' ,,..., 1.-
1... Zl"" 1,371! u1 1....1 t,5007 
1... 2 1,3903 1.0,00 ,.ns, 1.$851 
1.., 2,4587 1,4198 1..,, 1,7637 ,..,,,,_ ,.., ,. 1...... 1..,., 1.7823 1..... 
1„1 ,,.., ,...,so ...,.. 1.1911 
I"" '·""" 1,5080 1,,.. Ula1& 
1979 3.0428 t,&'71 1.-, ,...,. 
1•10 1,7917 ,. ,..,.. 
1977 !::I 1,5320 ZJI017 2.1G2a,.,. 10523 2,.1111 
107' 3et1fi 10061 2.18'3 
107.t :).78911 UOSl ,._ 
1013 ,4,0157 1.9172 ,..., ,.,, ...2700 2,0168 2.33 
1071 ,t,,tna: 
1010 ...., 
1... 5,8761 
loet 6)16! 
1.., 6,IJ37' ,... 4U 103 
I... 8,4H7 ,... 6,7421,.., ,,.,.. 
1002 7 J2CI) 
,..1 ,..... 
I... 8,372$ ,... ...... 
1... ..,.,.,.., ...... 
1.,. ...,., 
1... 10,1667 
I... 10,7647 
1.., 10,7&.t7 
1162 t0,AU6 
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Anlage3 WSW Ne1z GmbH Az.. BKS-21 -01781-1002#1 

Vorglolehsplramltlr - - -Lid.Nr. ---- ---poo•-IOO• -, ....., 
2 

3 

•• 

S.at&&IMIIOt KIibe( 

(l<abell#'ldf~lrtiH~U'ld~ll.JIIQ) -·-me::Hcnt :r:ei:flgleicr,eJltqsl,O.Jwlwl 

ttc)e$U'ldl1$ 

tto&Si.noHS 
MSund NS 

HSIMS 

... 
"" ... 
"" 

82.000 
122.<12 

ueo_... 

"'"'' • rr~z„lid'le.W■ wto:t-.i MS/NS "" 138.000 

1 -Ett~ H00$.taS/HS.HSLmHSMS "" ..."'6 

• .........Erl~ MS\ll'ldMSINS "" ....001 

• hSlaliln9Erz919w,g,tWsei7"9 NS ,w ,,,,., 
AutwandSplrafl'IMer- - -Ud."'-

1 gomaBf t4MII,, 1 Nr. 1 U. 2 AR.tti" EUR 37.830.872 
2 IWoe,MlfWADt. 1Mr 3lV m Ata&.1AAet/ll EUR 37111.SS7 
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Anlage5 WSW Netz GmbH A7.. BKS-21-01781-1002#1 

Effizienzwarte 
Vorfah„n w..t 

DEA.Ncnnal 100,00% 

DEA.Sl8ndad'"3etl 100,00% 

SFA.Nonnal 98,45% 

SFA.- 98,53% 

IAngtwtndetor E,ffitlenrwert 

Supereffizienzwert 
Normal (§ 14 Abt 1 Nr, 1 u. 2 ARagV) 1,10% 

S!andatdls,e,t (§ 14 Abs, 1 Nt. 3tV.m. Aia. 2AReg\l) 0,62% 

e mm nz:l>Oftus 0,86% 
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Anlage 6-1-VP1 Verpäcilter 1 der WSW Netz GmbH t,z, BKS-21-01781-1002#1 
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Anlage 6·2•VP1 Verpochter 1 der WSW Netz GmbH f>.z. BK8·21-01781-1002#1 
rt,/SW Energie & Wasser AG) 

BaukostenmschDsso KJ<Ab 

Zugang1jlnr 

2002 
2003 

2005 
2000 
2007 
2001 
200t 
2010 
2011 
2012 
2013 
2014 
2015 
2016 
2017 
2016 
2018 
2020 
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